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Einleitung. 


Begriff  und  Bezeichnung  der  Abrechnungsstelle. 

I.  Stellung  der  Abrechnungsstelle  im  volkswirtschaftlichen 

Zahlungsprozeß. 

Immer  deutlicher  macht  sich  im  wirtschaftlichen  Verkehr 
das  Bestreben  geltend,  mit  möglichst  wenig  Bargeld  möglichst 
viele  Umsätze  zu  bewirken.  Das  bare  Geld  soll  nur  noch  als  Wert- 
und  Preismaß  und  nicht  mehr  als  Tauschmittel  dienen.  In  dieser 
Funktion  wird  es  mehr  und  mehr  durch  das  bloße  Zahlun":sver- 
sprechen  ersetzt,  wie  es  in  der  Banknote,  im  Wechsel  und  Scheck, 
überhaupt  in  den  Wertpapieren  verkörpert  ist.  Geld  wird  erst  bei 
Einziehung  dieser  Forderungen  gebraucht.  Doch  auch  dann  soll 
es  vermieden  werden,  da  durch  jene  Einrichtung  des  Zahlungs- 
verkehrs der  Geldgebrauch  nur  unbedeutend  vermindert  würde. 
Eine  w^irkungs volle  Einschränkung  desselben  wird  aber  erreicht 
durch  bankmäßige  Organisation  des  volkswirtschaftlichen  Zah- 
lungsprozesses. *)  Diese  ist  dann  vorhanden,  wenn  Kaufleute  und 
Private  sich  der  Banken  als  Kreditgeber  und  Kassenverwalter  be- 
dienen. Dadurch  kommen  sie  in  die  Lage,  ihre  Zahlungen  in  An- 
weisungen auf  ihre  Bankhäuser  zu  leisten.  Hat  der  Zahlunss- 
empfänger  auch  einen  Bankier,  dann  wird  er  sich  den  Betrag 
seiner  Anweisung  nicht  selber  beim  Bezogenen  holen;  er  wird 
diese  vielmehr  seinem  Bankier  zum  Inkasso  übergeben  oder  von 
ihm  diskontieren  lassen.  Bedienen  sich  Anweisungsgeber-  und 
-empfänger  zufällig  desselben  Bankhauses,  dann  wird  die  schließ- 
liche Bezahlung  der  Anweisung  durch  einfache  Umschreibung  in 
den  Büchern  desselben,  also  ohne  Bargeldanwendung  stattfinden. 
A'ielfach  werden  aber  Gläubiger  und  Schuldner  ihre  Konten  bei 
verschiedenen  Banken  haben.  Dann  wird  die  Anweisung  dadurch 
ausgeglichen  werden,  daß  die  bezogene  Bank  an  die  Bank  des  An- 
weisungsempfängers  Zahlung  leistet.     Jede   Bank   wird    nun    im 

1)  Art.  Cleariughouse  i.  H.  W.  B. 
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täglichen  Verkehr  aus  ihrem  Kundenkreise  eine  Menge  von  An- 
weisungen erhalten,  die  bei  andern  Banken  zahlbar  sind.  Um- 
gekehrt wird  jede  Bank  täglich  aus  zahlreichen  Anweisungen, 
in  denen  sie  als  Bezogene  erscheint,  den  verschiedensten  Bank- 
instituten zu  Zahlungen  verpflichtet  sein.  Besonders  zwischen 
den  Bank-  und  Geldinstituten  derjenigen  Plätze,  die  Mittelpunkt 
des  Geldverkehrs  eines  größeren  Gebietes  sind,  wird  sich  eine 
Menge  derartiger  Verpflichtungen  ergeben.  Je  mehr  Banken  da 
sind,  umso  verwickelter  werden  diese  hin  und  herhiufenden  Be- 
ziehungen. Um  sie  zu  erledigen,  sind  ebensoviele  Zahlungen  zu 
leisten  und  zu  empfangen;  große  Geldsummen  müssen  zu  die- 
sem Zwecke  ständig  in  den  Kassen  bereit  gehalten  werden.  Da- 
mit all  dies  vermieden  werde,  hat  man  zwischen  den  Banken  den 
Abrechnungsverkehr  eingerichtet.  Dieser  spielt  sich  in  den  Ab- 
rechnungsstellen ab. 

II.  Begriff  und  Bezeichnung  der  Abreehnungsstelle. 

1.  Begriff.  In  den  Abrechnungsstellen  sollen  die  Zah- 
lungsverpflichtungen, die  zwischen  den  Banken  eines  Platzes  be- 
stehen, mit  Vermeidung  von  Barzahlungen  durch  Verrechnung  so- 
weit als  möglich  getilgt  werden.  Zu  diesem  Zwecke  vereinigen 
sich  die  betreffenden  Banken  zu  einer  festen  Organisation.  Durch 
Beitritt*zu  derselben  verpflichten  und  berechtigen  sie  sich  zur  Ver- 
rechnung oder  Abrechnung  bestimmter  Verbindlichkeiten,  die 
künftig  zwischen  ihnen  entstehen.  Zur  Vornahme  dieser  Ab- 
rechnung versammeln  sich  die  Vertreter  der  Beteiligten  zur  ver 
tragsmäßigen  Zeit  an  einem  bestimmten  Orte;  an  den  meisten 
Plätzen  geschieht  dies  täglich.  Hier  tauschen  sie  die  Forderungs- 
papiere, die  ihre  Firmen  aufeinander  haben,  aus,  stellen  fest,  was 
jede  derselben  im  Ganzen  schuldet  und  zu  fordern  hat.  Zwischen 
den  Gesamtschulden  und  -Forderungen  eines  jeden  Teilnehmers 
wird  hierauf  der  Saldo  gezogen.  Dieser  wird  für  den  Einzelnen 
bald  aktiv,  bald  passiv  ausfallen.  Nur  ausnahmsweise  werden 
Forderungen  und  Gegenforderungen  sich  aufheben. 

Der  Vertreter  der  Abrechnungsstelle,  der  die  Abrechnung 
leitet  und  beaufsichtigt,  prüft  die  Saldi  auf  ihre  Richtigkeit.  All- 
fällige Fehler  müssen  sofort  berichtigt  werden.  Hierauf  zahlen 
die  Mitglieder  mit  Passivsaldo  das,  was  sie  mehr  schulden,  an  die 
Mitglieder  mit  Aktivsaldo.  Diese  Zahlungen  geschehen  in  bar  oder 
durch  Giroüberweisungen,  je  nach  den  Bestimmungen,  die  für  die 
einzelnen  Abrechnungsstellen  gelten.     Damit  sind  für  alle  Betei- 


ligten,  gemäß   Uebereinkommen,   sämtliche   zur   Abrechnung   ge- 
brachten Forderungen  getilgt. 

2.  Die  Bezeichnung.  Das  Wort  „Abrechnungsstelle" 
wird  in  mancherlei  Bedeutung  gebraucht.  Bald  bezeichnet  man 
damit  die  gesamte,  oben  geschilderte  Einrichtung,  bald  versteht 
man  darunter  nur  die  Vereinigung  der  Teilnehmer  zur  Durch- 
führung der  Abrechnung;  ein  andermal  ist  damit  nur  der  Ort  ge- 
meint, an  dem  die  Vertreter  der  abrechnenden  Häuser  zusammen- 
kommen. 

Um  Irrtümer  zu  vermeiden,  die  durch  solche  gleichwertige 
Benennung  verschiedener  Begriffe  entstehen  könnten,  soll  in  die- 
ser Arbeit  folgende  Bezeichnung  derselben  durchgeführt  werden: 

a)  Unter  Abrechnungsstelle  soll  die  ganze  Einrichtung  ver- 
standen sein. 

b)  Die  Vereinigung  der  Teilnehmer  für  sich  wird  als  Abrecli- 
nungsverband  oder  Abrechnungsverein  bezeichnet  werden. 

c)  Der  Ort,  an  dem  die  Abrechnung  stattfindet,  soll  Abrecli- 
nungslokal  oder  Abrechnungsbüro  heißen. 

III.   Das  moderne  Abreehnungsverfaliren  und  die  Skontration. 

Das  moderne  Abrechnungsverfahren  ist  eine  Art  der  Skon- 
tration. Als  Skontration  bezeichnete  man  ein  schon  auf  den  Messen 
des  Mittelalters  geübtes  Verfahren,  durch  welches  gegenseitige 
Zahlungen  innerhalb  eines  Kreises  von  mindestens  drei  Personen, 
mit  möglichster  Vermeidung  von  Bargeld,  bewirkt  wurden.  Die 
Skontration  wird  von  Cohn -)  definiert  als  „eine  auf  allseitiger 
Einwilligung  beruhende  Bewirkung  gegenseitiger  Zahlungen 
unter  mindestens  drei  Personen,  die  beisammen  sind,  um  ohne  oder 
mit  möglichst  geringer  Barzahlung  gegenseitig  Zahlungen  zu 
leisten".  Genau  dem  gleichen  Zweck  dienen,  wie  oben  gezeigt 
worden   ist,   die   heutigen   Abrechnungsstellen.^)   Allerdings,   der 

-)  Cohn  i.  Eudemann  III,  §  448,1,  p.  1057;  Teschemaclier,  a.  a.  0.,  S.  411. 

3)  Im  Gegensatz  zu  dem  hier  Gesagten  macht  Trumpler  (Z.  F.  H.  R.,  Bd.  50, 
p.  438)  einen  scharfen  Unterschied  zwischen  Skontration  und  dem  Verfahren  in  den 
Abrechnungsstellen,  das  er  Clearing  nennt.  Er  behauptet  nämlich,  nur  die  Tilgung 
solcher  Forderungen,  die  einen  Ring  bilden,  werde  Skontration  genannt;  das  Clearing 
dagegen  sei  schon  möglich,  wenn  nur  eine  Kette  von  Forderungen  vorliege.  A  schulde 
z.  Bsp.  dem  B.  100,  dieser  ebensoviel  dem  C  Dann  kann  A  zwar  angewiesen  werden, 
direkt  an  C  zu  zahlen.  Dies  wäre  aber  nach  Trumpler  keine  Skontration.  Eine  solche 
wäre  nur  möglich,  wenn  A  zugleich  Gläubiger  des  C  wäre  und  infolgedessen  mit  ihm 
aufrechnen  könnte.  Dem  gegenüber  ist  aber  festzustellen,  daß  dem  Begriffe  der  Skon- 
tration eine  viel  umfassendere  Bedeutung  zukommt.  Die  Kaufleute  nämlich,  die  sich 
auf  den  Messen  des  Mittelalters  trafen,  wollten  die  zahlreichen  Zahlungen,  die  sie  sich 
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Weg,  auf  dem  dieses  Ziel  erreicht  werden  kann,  ist  sehr  ver- 
schieden. Man  kann  danach  besonders  zwei  Hauptarten  der  Skon- 
tration  unterscheiden,'*)  nämlich: 

1.  Die  ältere  oder  schlichte  Skontration. 

2.  Die   neuere   Skontration   mittelst   Skontrationverbandes. 

Die  schlichte  Skontration  finden  wir  auf  den  Märkten  und 
Messen  des  Mittelalters  und  auf  den  Börsen  und  den  wichtigern 
europäischen  Handelsplätzen  bis  in  die  Gegenwart  hinein.  Die 
Skontration  wurde  hier  in  losen  Zusammenkünften,  die  je  nach 
Bedürfnis  von  Fall  zu  Fall  sich  bildeten,  durchgeführt.  Es  konnte 
sich  jedermann  daran  beteiligen;  ein  Zwang  dazu  bestand  jedoch 
meistens  nicht.  Das  Verfahren  war  sehr  umständlich  und  zeit- 
raubend. ^) 

Im  Gegensatz  dazu  verpflichten  sich  bei  der  neueren  Skon- 
tration die  Teilnehmer  ein  für  allemal  zur  Skontration  gewisser, 
künftig  zwischen  ihnen  zu  bewirkender  Zahlungen.  Zu  diesem 
Zwecke  schließen  sie  sich  zu  einem  Verbände  zusammen.  Nur 
wer  Mitglied  desselben  ist.  ist  zur  Skontration  berechtigt,  aber 
auch  verpflichtet.  Das  dabei  zu  beobachtende  Verfahren  wird  in 
besonderen  Reglementen  genau  festgesetzt.  Es  ist  gegenüber 
früher  bedeutend  vereinfacht.  Als  Beispiel  dafür  mag  das  Ver- 
fahren dienen,  das  in  den  Abrechnungsstellen  der  Schweizerischen 


gegenseitig  zu  leisten  liatten,  durch  möglichste  Sparung  von  harem  Gelde  erleichtern. 
Dazu  war  ein  besonderes  Verfahren  nötig,  das  verschieden  sein  konnte,  an  den  ver- 
schifdeneu  "litzen  Eben  dieses  Verfahren  nannten  sie  Skontration.  Rssentiel  dabei 
war,  daß  so  viele  Barzahlungen  als  möglich  vermieden  wurden;  nicht  nötig  war,  daß 
schließlich  jegliche  Barzahlung  umgangen  wurde.  Dies  war  erwünscht,  aber  meistens 
nicht  möglich,  da  dies  zur  Voraussetzung  gehabt  hätte,  daß  jeder  Skontrierende  gleich 
viel  zu  fordern  hatte,  als  er  schuldete.  Die  Teilnehmer  bildeten  also  in  den  meisten 
Fällen  keinen  Ring,  sondern  eine  Kette.  Trotzdem  hieß  dieses  Verfahren  Skontration 
Es  ist  ganz  unwahrscheinlich,  daß  die  Kaufleute  das  Verfahren  nur  soweit  Skontration 
genannt  haben,  als  durch  dasselbe  Forderungen  getilgt  wurden,  die  in  einem  Ring 
standen.  Eine  solch  strenge  Unterscheidung  hätte  gar  keinen  praktischen  Wert  gehabt. 
Im  übrigen  zeigen  uns  Beispiele,  die  wir  in  den  Quellen  finden,  in  denen  von  der 
Skontration  die  Rede  ist,  daß  diese  auch  möglich  war,  wenn  die  Forderungen  nur  eine 
Kette  bildeten.  Siehe  die  Beispiele  bei  Königk,  Leipziger  Wechselordnung  von  1G82, 
X.  und  XXIV.  (zit.  hei  Teschemacher  a,  a.  0.,  p.  412).  Das  Verhältnis  von  Skontration 
und  Clearing  wird  in  dem  hier  vertretenen  Sinne  ausführlich  erörtert  von  Tesche- 
macher, a.  a.  0.,  p.  409  if.  Ebenso  fassen  das  Abrechnungsverfahren  als  eine  Art  der 
Skontration  auf:  Cuhn,  i.  Endemann  III,  p.  1068;  Gareis,  H.  R.,  p.  ö97;  Cosack,  H.  R., 
p.  316;  R.  Koch  i.  H.  W.  B.  f.  St.  W.,  p.  6;  Lehmann,  §  186,  H.  R.  u.  a.  Aus  dem 
Beispiel  bei  Thöl,  H.  R.,  6.  Aufl.,  S.  1115.  geht  hervor,  daß  auch  dieser  für  die  Skon- 
tration keinen  Ring  voraussetzt. 

■i)  Cohn  in  Endemann  III.,  \u  1068.    Cosack  ,H.  R.,  S.  374.    Koch,  Z.  L  H.  R.  '29, 
S.  68.    Lehmann  H.  R.  §  173. 

5)  Eine  Darstellung    des  Verfahrens  bei  der  schlichten  Skontration    folgt    auf 
Seite  20. 


Nationalbank  angewendet  wird.  Eine  eingehende  Darstellung  des- 
selben folgt  unten,  Seite  60  ff. 

Die  ausgedehnteste  Anwendung  findet  die  neuere  Skontration 
gegenwärtig  in  den  Abrechnungsstellen,  wie  sie  von  der  Deutschen 
Reichsbank,  der  Schweizerischen  Nationalbank,  aber  auch  in  ande- 
ren Ländern  nach  dem  Vorbilde  des  Londoner  Clearinghouse  ein- 
gerichtet worden  sind. 

Auch  außerhalb  des  Bankverkehrs  bestehen  Skontrationsver- 
bände  zur  Verrechnung  gegenseitiger  Zahlungen,  so  bei  der  Post 
und  der  Eisenbahn. 

Auch  zu  Skontration  von  Leistungen,  die  nicht  in  Geld  be- 
stehen, haben  sich  Vereine  gebildet,  so  besonders  die  Liquidations- 
A'Creine  an  den  Börsen  für  Abwicklung  der  Termingeschäfte  in 
Wertpapieren. 
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§  2. 

Volkswirtschaftliche  Bedeutung  des 

Abrechnungsverkehrs. 

Das  Abrechnungsverfahren  bedeutet  für  die  dabei  beteiligten 
Banken  einen  direkten  Gewinn  an  Zeit  und  Arbeit.  Sie  brauchen 
ihre  Kassenboten  nicht  mehr  an  die  Schalter  der  schuldnerischen 
Banken  zu  senden,  um  die  fälligen  Papiere  präsentieren  und  ein- 
kassieren zu  lassen.  Die  Mühen  und  Gefahren,  die  mit  einer 
solchen  Zahlungsart  verbunden  sind,  fallen  weg:  es  gibt  kein  Nach- 
zählen und  Nachprüfen  der  empfangenen  und  ausbezahlten  Sum- 
men mehr;  Verluste  durch  Verzählen,  aus  falschen  Noten  oder 
Geld  oder  durch  Veruntreuungen  sind  ausgeschlossen.  Bei  Be- 
rechnung •')  der  Geld-  und  Arbeitersparnis,  die  durch  das  Abrech- 
nungssystem erreicht  wird,  wird  man  sich  allerdings  auch  vor 
Ueberschätzungen  hüten  müssen,  da  die  auf  Verrechnung  beruhen- 
den Zahlungsmethoden  njitürlich  auch  weder  von  selbst  noch  um- 
sonst arbeiten.  '^) 

Der  offensichtliche  Vorteil  der  Abrechnung  besteht  aber  für 
die  Beteiligten  darin,  daß  nun  große  Summen  frei  werden,  die 
sonst  ständig  bereit  liegen  müßten,  um  die  täglichen  Zahlungen 
auszuführen.  Diese  Gelder,  die  sonst  zinslos  daliegen  würden, 
können  nun  wirtschaftlich  nutzbar  gemacht  werden.  Damit  i.st 
aber  die  hohe  Bedeutung  der  Abrechnungsstellen  für  die  Volk«- 
wirtschaft  noch  lange  nicht  erschöpft.  Sie  stellen  nämlich  die 
notwendige  Ergänzung  und  Krönung  des  Zahlungssystems  dar, 
das  auf  dem  Grundsatz  beruht,  ein  Maximum  von  Umsätzen  mit 
einem  Minimum  von  Bargeld  zu  ermöglichen.  Der  erste  Schritt 
zur  Durchführung  dieses  Prinzipes  bestand  darin,  daß  Geschäfts- 
leute und  Private  ihre  Barvorräte  bei  irgend  einer  Bank  hinter- 
legten, um  dann  ihre  Zahlungen  nicht  mehr  in  bar,  sondern  mit 

6)  Folgende  Berechnung  mag  einen  Begriff  geben  von  der  Arbeit  und  den  Kosten, 
die  eine  Ausgleichung  ohne  Hilfe  der  Abrechnungsstellen  verursacht:  Courcelle-Seneuil 
[Journal  des  Economistes,  August  1864  (zit.  bei  Tessier  a.  a.  0.,  S.  412,  487)]  schätzt 

inn^?-^^^^*^  ^°^  ^*"^  ^^^^  ^"^  ■'^'^^'  Millionen  Fr.,  nämlich  5  Mill.  für  Zinsen  von 
100  Mill.  Fr.,  die  für  die  Zahlungen  bereitgehalten  werden  müssen,  6  Mill.  Zinsen  von 
130  Mill.  Fr.  Salair  und  6  Mill.  Fr.  für  Arbeitstage,  die  dem  Handel  verloren  gehen. 
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Anweisungen  auf  die  so  entstandenen  Guthaben  zu  erledigen. 
Solange  jedoch  jene  x\nweisungen,  für  die  immer  mehr  der  Scheck 
verwendet  wird,  schließlich  doch  bar  eingelöst  werden  mußten, 
erfüllten  sie  ihren  wirtschaftlichen  Zweck  nur  halb.')  Eine  Bar- 
einlösung fand  aber  in  den  meisten  Fällen  statt,  wenn  Scheck- 
geber und  Schecknehmer  nicht  den  gleichen  Bankier  hatten.  Die- 
sem Uebelstande  helfen  nun,  wie  früher  schon  erwähnt  wurde,  die 
Abrechnungsstellen  ab.  Sie  werden  dadurch  zum  Bindeglied  und 
Brennpunkt  des  Scheckverkehrs.  **)  Solange  dieser  nicht  wenig- 
stens einigermaßen  entwickelt  ist,  kann  daher  eine  Abrechnungs- 
stelle kein  rechtes  Leben  gewinnen.  Umgekehrt  ist  aber  auch 
ein  reger  Scheckverkehr  nicht  denkbar,  ohne  eine  zentrale  Ab- 
rechnungsstelle. ^)  Dies  ist  sehr  begreiflich;  denn  je  leichter  und 
billiger  der  Scheck  eingelöst  werden  kann,  umsomehr  wird  er 
benützt  werden,  desto  weitere  Kreise  werden  sich  veranlaßt  sehen, 
eine  Bank  zu  ihrer  Kassenführerin  zu  machen.  Auf  diese  Weise 
fördert  das  Abrechnungssystem  die  Konzentration  des  Zahlungs- 
verkehrs und  der  in  den  Einzelwirtschaften  zerstreuten  Bar- 
bestände bei  den  Banken  in  großem  Maßstabe.  Es  trägt  somit 
mächtig  dazu  bei,  die  Geldwirtschaft  in  die  Kreditwirtschaft  um- 
zuwandeln, in  der  das  bare  Geld  in  erster  Linie  als  Wert-  und 
Preismaß,  dagegen  nur  noch  in  geringem  Umfange  als  Tausch- 
mittel dient.  „Die  Umsätze  und  die  Ausgleichung  der  aus  den- 
selben entstehenden  Forderungen  werden  dadurch  vom  körperlichen 
Gebrauche  des  Geldes  losgelöst  und  von  dessen  verfügbaren  kon- 
kreten Menge  unabhängig  gemacht.  Dadurch  erhält  der  Verkehr 
eineExpansionsfähigkeit,  die  ihm  früher  fremd  war."  ^^) 

In  welch  hohem  Grade  das  Schecksystem,  verbunden  mit  den 
Abrechnungsstellen,  Bargeld  erspart,  zeigt  uns  England,  das  diese 
Organisation  des  Zahlungsverkehrs  am  gründlichsten  ausgebildet 
hat.  1905  betrug  nämlich  der  Münzbestand  an  Gold  und  Silber, 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet,  in  Frankreich  178. —  Fr., 
in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  125. —  Fr.,  in  England 
dagegen  nur  75,14  Fr.  ^0  Es  ist  hier  zu  bemerken,  daß  in  Frank- 
reich der  Scheck-  und  Abrechnungsverkehr  bis  heute  nur  relative 
Fortschritte  gemacht  und  keine  großen  Dimensionen  angenommen 


')  Begr.  IL,  S.  15. 
**)  Caustein,  Scheck,  p.  50. 
»)  R.  Koch,  Vorträge,  S.  253. 
lö)  Rauchberg  i.  Bulletin  I.,  S.  124. 

1^)  Rapport  au  miuistre  des  finances  de  l'Administation  des  Mouuaies  et  Medailles. 
1905.    [S.  354/55.    (zit.  bei  Haristoy  a.  a.  0.,  S.  25.)] 
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hat.  ^^)  England  bewältigt  also  einen  ungleich  größeren  Verkehr 
mit  einem  Barbestand,  der  mehr  als  zweimal  so  klein  ist,  als  der- 
jenige Frankreichs.  Aehnlich  ist  das  Verhältnis  zwischen  Eng- 
land und  Deutschland.  Nach  Heyn  ^^)  betrug  die  in  Deutschland 
umlaufende  Summe  Goldes,  die  zur  Bewältigung  des  baren  Zah- 
lungsverkehrs notwendig  ist.  am  1.  I.  1903  nach  Schätzung  des 
amerikanischen  Münzdirektors  3204  Millionen  Mark.  Dieses 
Kapital  kostet,  zu  3>^  %  berechnet,  jährlich  112  Millionen  Mark 
Zinsen.  Tm  Gegensatz  dazu  braucht  England  zur  Regelung  seines 
ungleich  größern  Zahlungsverkehrs  jährlich  nur  etwa  2218  Millio- 
nen Mark  Gold,  also  nur  67  J^  Millionen  Mark  Zinsen. 

Unter  selchen  Umständen  ist  es  zu  begreifen,  daß  die  Er- 
richtung von  Abrechnungsstellen  überall  durch  die  gleiche  Ur- 
sache veranlaßt  wurde,  nämlich  durch  die  Knappheit  an  Zirku- 
lationsmitteln, sei  es,  daß  diese  infolge  einer  Neuregelung  des 
Geldwesens  eintrat  .  wie  in  Italien  ^^),  Oesterreich  ^^')  und  Frank- 
reich ^''),  sei  es,  daß  die  vorhandenen  Mittel  wegen  Zunahme  von 
Handel  und  Verkehr  nicht  mehr  genügten,  wie  das  in  England  ^^), 
Amerika  ^~).  Deutschland  ^^)  und  neuerdings  in  der  Schweiz  der 
Fall  war. 

Durch  geringern  Bedarf  an  PVielmetall  werden  der  Volks- 
wirtschaft große  Summen  erspart,  die  sonst  für  dessen  Anschaf- 
fung, Prägung,  Transport  und  Aufbewahrung  ausgegeben  werden 
müßten.  Auch  die  Verluste  infolge  Abnutzung  und  durch  Zufall 
werden  kleiner.  Vor  allem  aber  wird  ein  großer  Teil  desjenigen 
Kapitals  frei,  das  bisher  der  Vermittlung  des  Zahlungsverkehrs 
diente.      In    welchem    Umfange   hier  eine   Ersparnis    möglich    ist, 

12)  Tessier,  a.  a.  ().,  S.  1  f.,  415  f.;  Haristoy,  t.  a.  0.,  8.  220  f.,  541  f. 

Beide  beklagen  den  Mangel  eines  ausgedehnten  Scheck-  und  Abrechnungsverkehrs 
in  Frankreich  und  sie  befürworten  dessen  Einführung  zur  bessern  Nutzbarmachung  der 
Metallbestände  des  Landes.  Im  Januar  1912  ist  nun  die  fiesetzesnovelle  über  den 
„cheque  barr^"  angenommen  worden. 

la)  Dr.  0.  Heyn-Stuttgart,  B.  A.  3,  S.  107—110. 

1  ♦)  Italien  errichtete  Abrechnungsstellen,  die  sog.  „stanze  di  ciunpensazione",  l)ei 
Erlaß  des  Gesetzes  „sull  abolizione  delcorso  forzato"  7.  IV.  1881.  Art.  22  dieses  Ge- 
setzes schrieb  die  Errichtung  von  „stanze  di  comp."  vor. 

15)  Hammerschlag  i.  Oesterreich.  Staatswörterbuch,  Art.  Abr.'stellen:  Als  1863, 
durch  Abkommen  zwischen  der  Oesterreich.  Regierung  und  der  Nationalbank,  der  über- 
mäßige Gebrauch  des  Papiergeldes  eingeschränkt  wurde,  beschloß  man  die  Errichtung 
einer  Abrechnungsstelle,  Saidesaal  genannt. 

!♦»)  G.  Schanz  i.  Elsters  Wörterbuch,  Art.  Abr.st.,  S.  6:  In  Frankreich  wurde  das 
Abrechnungssystem  eingeführt  in  Verbindung  mit  der  Rückziehung  von  1485  Millionen 

Franken  Noten. 

17)  In  England  und  in  den  Vereinigten  Staaten  hat  sich  das  Clearinghousesystem 
aus  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  heraus  selbständig  entwickelt. 

18)  In  Deutschland  und  der  Schweiz  sind  die  Abrechnungsstellen  in  der  bewußten 
Absicht  errichtet  worden,  den  Zahlungsverkehr  zu  verbessern,  da  er  dem  wachsenden 
Verkehr  nicht  mehr  genügte. 
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zeigen  die  oben  angeführten  Zahlen,  mit  welchen  die  Kosten  des 
englischen  und  deutschen  Zahlungsverkehrs  miteinander  ver- 
glichen werden.  Die  so  ersparten  Millionen  könnten  der  Volks- 
wirtschaft zur  Verfügung  gestellt  werden.  Dadurch  würden 
Handel  und  Verkehr  mächtig  angeregt.  Könnte  aber  auf  diese 
Weise  nicht  alles  Geld  untergebracht  werden,  dann  müßten  wohl 
die  Geldsätze  sinken.  Billigeres  Geld  bedeutete  aber  wiederum 
eine  Ersparnis  von  Millionen  im  Jahr.  ^^) 

Durch  das  Abrechnungssystem  wird  ferner  der  Gebrauch  der 
Banknoten  stark  zurückgedrängt,  da  an  ihrer  Stelle  die  Anwei- 
sungen auf  die  Bankguthaben  bevorzugt  werden.  Folgende 
Zahlen  mögen  dies  beweisen: 

^^)  In  Holland,  Belgien  und  Frankreich  Notenumlauf  pro  Kopf 
100—125  Fr..  Deutschland  40.—  Fr..  England  17.—  Fr.,  Schweiz 
70.—  Fr. 

In  den  drei  erstgenannten  Ländern  fehlt  das  Abrechnungs- 
systßm  sozusagen  gänzlich.  In  P]ngland  ist  es  am  besten  ausge- 
bildet. In  Deutschland  ist  es  durch  die  Reichsbank  eingeführt 
worden,  in  der  Schweiz  nach  dem  Vorbilde  Deutschlands  durch  die 
Nationalbank,  also  erst  vor  wenigen  Jahren. 

Weniger  Noten  bedeuten  mindestens  eine  bessere  Deckung 
derselben,  was  vor  allem  eine  bessere  Anpassung  der  Notenaus- 
gabe an  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  ermöglicht. 

Die  durch  die  Abrechnungsstellen,  wie  überhaupt  durch  die 
bargeldsparenden  Zahlungsmethoden  geförderte  Konzentration  der 
im  Lande  vorhandenen  Barbestände  bei  den  Banken  macht  das 
Geld  für  diejenigen  zugänglich,  die  seiner  bedürfen.  Dies  ist  von 
größter  Bedeutung  für  Handel  und  Verkehr.  So  erblickt  Bage- 
hot^^)  in  dieser  Konzentration  des  Geldes  eine  Hauptursache  da- 
für, daß  der  englische  Geldmarkt  so  beispiellos  reich  geworden  ist. 
während  auch  in  den  reichsten  andern  Staaten  das  Geld  zu  ver- 
streut sei  und  zu  fest  an  den  Händen  der  Eigentümer  klebe,  als 
daß  es  in  großer  Menge  für  neue  Zwecke  leicht  zu  haben  wäre. 
Man  ist  denn  auch  einig  darüber,  daß  England  der  sinnreichen 
Einrichtung  seines  Bankwesens,  besonders  dem  Gebrauche  des 
Schecks  und  Clearinghouses,  einen  Teil  seiner  w-irtschaftlichen 
Blüte  verdankt.  ^^) 

lö)  W.  Conrad  i.  Holdheim,  Ig.  XV.,  a.  a.  0.,  S.  234  ff. 
Dr.  0.  Heyn-Stuttgart  i.  Bankarchiv,  3.  Ig.,  S.  107—110. 
2«)  H.  Kundert  i.  schw.  Blätter  für  Handel  und  Industrie  1910,  S.  14. 

21)  Bagehot,  Lombardstreet,  S.  2. 

22)  R.  Koch,  Vorträge,  S.  197.    Bd.  10. 


—     14    — 


Derjenige,  der  eine  Bank  zu  seiner  Kassenführerin  macht,  hat 
übrigens  auch  einen  direkten  Vorteil  davon.     Es  findet  eine  Ar- 
beitsteilung statt:  Die  Bank  führt  seine  Kasse,  zahlt  ihm  sogar 
manchmal  Zins.    Die  Arbeit  des  Zählens  und  die  damit  verbunde- 
nen Irrtümer  und  Zeitversäumnis  werden  ihm  erspart.    Er  hat  auch 
keine  Verluste   durch  Feuer,   Diebstahl,   Veruntreuungen   zu   be- 
fürchten.   Der  Umstand,  daß  eine  Drittperson,  die  Bank,  Einblick 
in  seine  Kasse  hat,  wird  ihn  veranlassen,  letztere  stets  auf  einer 
gewissen  Höhe  zu  erhalten.     Dadurch  wird  er  unabhängiger  von 
allgemeinen  Gefahren,  wie  Krisen  usw.,  er  kann  Konjunkturen 
besser  ausnutzen  ^3)  und  erhält  auch  leichter  Kredit  bei  einer  Bank. 
Das  Abrechnungssystem  hat  aber  auch  seine  Gefahren.     Es 
kann  nämlich  der  Grundsatz,  ein  Maximum  von  Umsätzen  mit  einem 
Minimum  baren  Geldes  zu  vermitteln,  in  übertriebener  Weise  an- 
gewendet werden,  indem  die  Banken  ihre  Barreserven  derart  ver- 
mindern, daß  sie  zuletzt  zu  klein  werden.     Eine  politische  oder 
wirtschaftliche  Krise    kann    dann  den    ganzen  Bau    ins  Wanken 
bringen,  wenn  im  Zahlungsverkehr    plötzlich    Bargeld    verlangt 
wird.     Die  Banken  müssen  daher  dafür  sorgen,  daß  ihre  Reserven 
nie    unter  ein    gewisses  Minimum,    das  Besorgnismiuimum,    wie 
Bagehot^^)  es  nennt,  hinabgehen.     Nur  Erfahrung  kann  dessen. 
Höhe  bestimmen.    Je  mehr  sich  übrigens  der  Abrechnungsverkehr 
eingelebt  hat,  desto  eher  scheint  die  Wahrscheinlichkeit  ausge- 
schlossen, daß  alle  bei  einer  Bank  begründeten  Guthaben  gleich- 
zeitig zurückgezogen  werden;  denn  der  bargeldlose  Zahlungsyer- 
kehr  wird  zu  einem  Bedürfnis,  dessen  der  Handel  in  Krisenzeiten 
nicht  entraten  kann,  ja  dann  noch  viel  weniger  als  vorher.  2»)    Wie 
gerade  die  Abrechnungsstellen  in  solchen  Zeiten  wohltuend  wirken 
können,  haben  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zu  ver- 
schiedenen Malen  gezeigt,  indem  dort  die  Mitglieder  der  Clearing- 
housevereinigung  einander  Vorschüsse  in  Clearinghousezertifikaten 
gewährten,  die  zur  Zahlung  der  Saldi  aus  der  Abrechnung  ver- 
wendet werden  mußten,  ^e)     Es  ist  überhaupt  ein  Vorteil  des  Ab- 
rechnungssystems, daß  es  den  beteiligten  Banken  eine  gegenseitige 
Kontrolle  ermöglicht.    Besonders  ausgebildet  ist  dies  in  den  Ver- 
einigten Staaten. 


23)  Laves  i.  Schmollers  Jahrbüchern,  1886,  S.  260. 

24)  Bagehot,  Lombardstreet,  S.  166. 

25)  Helfferich,  Beiträge,  S.  485, 

26)  G.  Schanz  i.  Elster,  a.  a.  0.,  S.  6,  Näheres  bei  Haristoy,  S.  533;  unten  S.  27. 
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Geschichtliches. 


I.  Die  Skontration  im  Altertum. 

Vorbild  für  die  moderne  Skontration  mittelst  Abrechnungs- 
stellen war  das  „Banker's  Clearinghouse"  zu  London,  das  seit  1775 
besteht.  Die  Skontration  ist  aber  viel  älter.  Es  ist  ganz  natür- 
lich, daß  sie  überall  da  sich  Geltung  verschaffen  mußte,  wo  eine 
gewisse  Blüte  von  Handel  und  Verkehr  vorhanden  w^ar.  Die  Form, 
in  der  sie  jeweilen  ins  Leben  trat,  mußte  selbstverständlich  zu  den 
verschiedenen  Zeiten  und  an  den  verschiedenen  Orten  eine  andere 
sein.  Von  ihren  ersten  Anfängen  bis  zu  ihrer  fein  ausgedachten 
Gestaltung  in  den  modernen  Abrechnungstellen  ist  ein  weiter 
Weg. 

Im  Altertum  ist  allerdings  die  Skontration  nicht  nachw^eis- 
bar.  Zwar  war  schon  damals  ein  bargeldloser  Zahlungsverkehr 
nicht  unbekannt;  denn  es  steht  fest,  daß  die  Griechen,  Egypter  . 
und  Römer  den  Giroverkehr  kannten.  ^^)  lieber  die  Existenz  eines 
Abrechnungsverfahrens,  das  einigermaßen  dem  entsprechen  würde, 
was  wir  heute  in  unsern  Abrechnungsstellen  durchführen,  können 
aber  bloße  Vermutungen  aufgestellt  werden.  L.  Goldschmidt '^) 
hält  es  für  wahrscheinlich,  daß  griechische  und  römische  Bankiers 
schon  Skontrationsverbände  gebildet  haben,  um  durch  gegenseitige 
Delegationen  Kompensationen  zu  ermöglichen.  Es  ist  aber  zu  be- 
denken, daß  schriftliche  Zahlungsanweisungen  die  Hauptstütze 
des  Clearinghousesystems  bilden.  In  den  Rechtsquellen  jener 
Zeiten  ist  jedoch  nirgends  von  solchen  die  Rede.  ^^)  Anderseits 
macht  Cohn  -")  darauf  aufmerksam,  daß  schon  im  antiken  Geld- 
verkehr alle  Vorbedingungen  vorhanden  waren,  die  für  die  Ent- 
stehung schriftlicher  Anweisungen,  von  Wechsel-  und  Schecks 
nötig  sind. ''^^)     Soviel  dürfen  wir  aber  jedenfalls  als  sicher  an- 


37)  Darüber  Schulthess,  Girovertrag,  S.  5  f.  und  dort  angegeb.  Lit.;  Preisigke, 
Girowesen. 

2^)  Goldschmidt,  Z.  f.  H.  R.  40,  S.  31,  Anm.  28;  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.,  Bd.  10, 
S.  395;  Grunhut,  Wechselrecht,  S.  76,  Anm.  1;  Haristoy,  a.  a.  0.,  S.  283. 

2»)  Cohn,  Zeitschr.  für  vergl.  Rechtswiss.,  Bd.  1,  S.  125. 

30)  Fick,  Scheekgesetzgebung,  S.  43;  Haristoy,  a.  a.  0.,  S.  45  und  dort  zit. 


—     IC)     — 

nehmen,  daß  das  Abrechnungjsverfahren,  wenn  es  überhaupt  vor- 
kam, für  die  damalige  Volkswirtschaft  von  geringer  Bedeutung 
war;  denn  andernfalls  würden  uns  Nachrichten  darüber  schwerlich 
fehlen. 

Es  mag  hier  noch  die  Mitteilung  von  Francjois ''V)  erwähnt 
werden,  daß  nach  einem  Berichte  Simon's  ^2)  die  Abrechnungs- 
stellen auch  in  China  vorkommen,  möglicherweise  schon  vor  unse- 
rer Zeitrechnung. 

IL   Die  Skontration  auf  den  Wechsel  messen  des  Mittelalters  und 

auf  den  festen  Skontroplätzen. 

1.  Die  Skontration  auf  den  Wechselmessen. 

Die  erste  sichere  Spur  eines  Abrechnungsverfahrens  finden 
wir  erst  im  Mittelalter  in  den  Mittelmeerländern.  Es  ist  dies  be- 
greiflich. Die  Stürme  der  Völkerwanderung,  die  über  das  römische 
Reich  dahingegangen  waren,  hatten  die  damalige  Kultur  dem 
Untergange  nahe  gebracht.  Handel  und  Verkehr  hatten  natür- 
licherweise schwer  darunter  gelitten.  Nachdem  aber  die  Kriegs- 
wirren vorbei  waren  und  die  Völker  sich  wieder  einer  friedlicheren 
Tätigkeit  widmen  konnten,  regte  sich  überall  um  so  kräftigeres 
Leben.  Besonders  war  dies  der  Fall  an  den  alten  römischen  Kul- 
turstätten, denen  die  Völkerwanderung  frisches  Blut  zugeführt 
hatte.  So  begegnen  wir  denn  schon  im  12.  Jahrhundert  bei  dem 
Mittelmeerromanen  einem  hochentwickelten  Handelsverkehr.  '*^) 
Ueberall  entstanden  Märkte  und  Messen,  die  ja  das  ganze  MitteL 
alter  hindurch  die  Mittelpunkte  des  Waren-  und  Geldverkehrs  bil- 
den. Zur  Meßzeit  strömten  die  Kaufleute  von  allen  Seiten  an  die- 
sen Orten  zusammen.  Durch  Kauf  und  andere  Geschäfte  ent- 
standen dann  zwischen  ihnen  nach  allen  Richtungen  Geldverbind- 
lichkeiten. Damals  hatte  aber  jedermann  ein  großes  Interesse 
daran,  seine  Zahlungen  möglichst  ohne  Bargeld  zu  bewirken;  denn 
einerseits  mußte  man  sich  wegen  des  ungeordneten  Münzwesen 
beständig  vor  Betrug  fürchten,  anderseits  war  der  Transport  des 
Geldes  zum  Meßort  kostspielig  und  gefährlich.  All  dies  konnte 
durch  möglichst  weitgehende  Kompensation  der  gegenseitigen 
Forderungen  größtenteils  vermieden  werden.    Um  diese  zu  ermög- 

31)  Fran^ois,  Bulletin  X,  S.  76. 

32)  Annnaire  de  l'Eeonomie  politique  1868,  rapport  de  Simon  (zit.  bei  Friin^oi» 
a.  a.  0.). 

33)  Schaobe,  Handelsgeschichte,  S.  119. 
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liehen,  führte  man  eine  bestimmte  Zahlzeit  3^)  während  der  Messe 
ein  und  stundete  sich  bis  dahin  alle  Verbindlichkeiten.  Noch 
mehr;  man  machte  schon  im  12.  Jahrhundert  auch  solche  Schulden, 
die  außerhalb  der  Meßzeit  und  des  Meßortes  begründet  wurden, 
auf  einer  Messe  zahlbar. -^s)  So  war  für  eine  ausgedehnte  An- 
wendung der  Skontration  der  Boden  bereitet.  Die  erste  Erwäh- 
nung derselben  stammt  aus  dem  13.  Jahrhundert  und  bezieht  sich 
auf  die  Champagnermessen.  ^^)  Die  betreffende  Quelle  erwähnt  das 
Verfahren  nur  beiläufig,  aus  Anlaß  eines  Rechtsstreites.  Wir  er- 
fahren daraus  also  nichts  Näheres  über  die  Art  der  Anwendung 
und  über  die  Ausdehnung  der  Skontration.  Wir  können  uns  aber 
leicht  vorstellen,  daß  ein  ausgedehnter  Gebrauch  derselben  mög- 
lich war,  da  die  Champagnermessen  sehr  zahlreich  waren  und  vom 
12.— 14.  Jahrhundert  eine  große  Rolle  spielten.  In  dieser  Zeit 
bildeten  sie  den  Mittelpunkt  des  Waren-  und  Geldverkehrs  für  den 
ganzen  Westen  Europas.")  Sie  waren  in  erster  Linie  Waren- 
märkte. Das  Gleiche  gilt  für  alle  anderen  Messen,  die  damals  in 
den  Handelszentren  bestanden. 

Mit  der  Zeit  änderte  sich  aber  der  Charakter  derselben;  es 
entwickelten  sich  die  reinen  Wechselmessen,  auf  denen  überhaupt 
keine  Warenverkäufe  mehr  stattfanden.  Hier  mußte  nun  erst 
das  Abrechnungsverfahren  so  recht  zur  Geltung  kommen.  Eine 
derartige  Entwicklung  ist  zuerst  auf  den  Lyoner  Messen  zu  beob- 
achten, die  1419  38)  gegründet  wurden,  zu  einer  Zeit,  da  die  Cham- 
pagnermessen ihre  einstige  Bedeutung  schon  völlig  verloren 
hatten.  ^^)  Anfänglich  war  zwar  auch  in  Lyon  der  Warenverkehr 
die  Hauptsache;  er  nahm  sehr  rasch  einen  großen  Umfang  an,  da. 
die  Lyoner  Messen  ihre  Nebenbuhler  in  kurzer  Zeit  überflügelten 
und  eine  große  internationale  Bedeutung  erlangten:  „Lyon  filt 
bientot  la  place  commerciale  la  plus  frequentee  de  tout  l'univers. 
Us  auteurs  des  16.  et  17.  siecles  sont  unanimes  ä  le  constater.'' ^«) 

rhaPnVpH^l??-^''  f"f"'^^'  5'.  ''  ^•'  ^^  ^^^  ^-  ^''^^^''^'  ^''  Champagnermessen  r 
,  chacune  de  ces  foires  fut  suivie  d'un  payement.    On  d^signa  ainsi  l'epoque  qui  suivait 

la  foire         "'  '^  s'effectuer  le  payement  des  marchandises,  achetees  dans 

35)  Näheres  bei  Hnvelin,  a.  a.  0.,  S.  556  und  dort  zit. 

36)  Ansehütz   Z   f.  H.  R.  17,  S.  108  f.;  Goldschmidt,  Z.  f.  H.  R.  40,  S.  1  f  • 

S.  224'^  ^^^''^^oy,  a.  a.   0.,  S.   284f.,  dort  zit.;   Goldschmidt,   Universalgeschichte. 

88)  Goldschmidt,  Universalgeschichte,  S.  224;  Ehrenberg,  a.  a.  0.,  Bd.  2. 

la(  „  ^.'1*^^' *•  ^A  ^'  ^'  ^^^'  ß«»rquelot,  foires  de  Champagne  IL,  S.  314  f. 

a  a  0    T    Q"to^V^'n^^S?^"'c*\°.T^f^°  ^-  ^^  ^""^-  1'  S.  289  Anm.  2;  Ehrenberg. 
a.  a.  u.  11.,  fe.  72  f.;  Havelm,  S.  564,  Anm.  2 


i'-^^m^-^^ 
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Aus  allen  Ländern  der  damaligen  zivilisierten  Welt  eilten  zur 
Meßzeit  die  Kaufleute  dorthin.  Es  mußte  sich  infolgedessen  auch 
ein  großartiger  Zahlungsverkehr  dort  abwickeln.  Wie  schon  er- 
wähnt, stellte  man  damals  die  meisten  Wechsel  auf  bestimmte 
Messen.  Eine  große  Menge  von  Wechsel  forderungen  kamen  daher 
auf  der  Lyonermesse  zusammen.  Am  Schlüsse  derselben  fanden 
die  Zahlungen  statt.  Bald  wurden  diese  und  die  Geldgeschäfte, 
die  sich  daran  knüpften,  zur  Hauptsache,  während  der  Warenver 
kehr  mehr  und  mehr  zurücktrat  und  im  18.  Jahrhundert  fast  ganz 

verschwand. 

Neben  der  Lyonermesse  haben  im  16.  und  17.  .Jahrhundert 
noch  einige  andere  Messen  eine  besonders  große  Rolle  gespielt, 
nämlich  die  von  xVntwerpen,  die  spanischen  und  die  genue- 
sischen. '*^) 

In  Antwerpen  war  zwar  zunächst  noch  der  Warenverkehr  die 
Hauptsache  und  die  Skontration  war  nach  Ansicht  Ehrenbergs  *^) 
damals  dort  noch  nicht  bekannt.  Umso  größere  Bedeutung  hatte 
sie  dafür  auf  den  spanischen  Messen,  die  im  16.  Jahrhundert  für 
kurze  Zeit  zu  hoher  Blüte  gelangten.  *^)  Der  Warenverkehr  trat 
hier  noch  ausgesprochener  hinter  den  Geldgeschäften  zurück.  Dio 
bedeutenderen  spanischen  Meßorte  **)  standen  mit  Lyon  und  Ant- 
werpen in  regelmäßigem  Wechselverkehr;  außerdem  waren  sie  die 
Mittelpunkte  des  Zahlungs-  und  Kreditwesens  ihres  Landes.  Die 
spanischen  Meßbankiers  nahmen  Depositen  entgegen  und  waren 
Zahlungsvermittler  für  ihre  Kunden.  Wer  in  Spanien  Waren  auf 
Kredit  kaufte,  pflegte  eine  Anweisung  auf  seinen  Bankier  zu 
geben;  die  Bankiers  ihrerseits  glichen  ihre  Zahlungsverpflich- 
tungen an  der  Messe  aus,  so  daß  hier  die  gewaltigsten  Suramen 
ohne  Bargeld  umgesetzt  werden  konnten.  Der  gesamte  spanische 
Wechselverkehr  mit  dem  In-  und  Auslande  konzentrierte  sich 
dort;  die  Pächter  und  Verwalter  der  königlichen  Einkünfte  liefer- 
ten dort  ihre  Zahlungen  ab,  und  die  Staatsgläubiger  erhielten  An- 
weisungen auf  die  Messen."*^)  Diese  strenge  Zentralisation  des 
Zahlungsprozesses  hatte  seinen  Grund  in  dem  großen  Mangel  an 
Bargeld.  ^")     Es  ist  deshalb  sehr  begreiflich,  daß  die  Spanier  ihr 


41)  Hurelin,  a.  a.  0.,  S.  563. 

42)  Ehrenberg,  a.  a.  0.  II.,  S.  13.     . 

43)  Ehrenberg,  a.  a.  0.  U.,  S.  193. 

44)  Haristoy,  a.  a.  0.,  S.  316;  Ehreaberg  II.,  S.  192.    Es  waren  dies  Medina  del 
Campo,  Villalon,  Medina  de  Rioseco. 

4  5)  Ehrenberg,  a.  a.  0.  IL,  S.  193. 

4«)  Hüvelin,  S.  569  f.  über  Organisation  und  Geschäftsgang;  ferner  dort  zit. 
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Abrechnungsverfahren  im  Vergleich  zu  dem  in  Lyon  angewendeten 
noch  mehr  vervollständigten,  so  daß  der  schließliche  Bargeld- 
gcbrauch  noch  geringer  wurde. 

Aber  erst  auf  den  sog.  genuesischen  Messen  Avurde  die 
Skontration  vollkommen  ausgebildet.  ^^)  Es  waren  dies  reine 
Wechselmessen.'*")  Sie  blühten  Ende  des  16.  Jahrhunderts  und 
waren  1537  als  Konkurrenzmessen  von  Lyon  zu  Besan(?on  ge- 
gründet worden.  ^^)  Sie  konzentrierten  und  verbesserten  das  Zah 
lungswesen  erstaunlich  und  stellten,  wie  Ehrenberg  ^^)  sagt,  die 
vollkommenste  Organisation  des  internationalen  Geld-  und  Kredit- 
verkehrs dar.  welche  die  Welt  jemals  gesehen  hat.  Das  Abrech- 
nungsverfahren selber  beruhte  auf  den  gleichen  Grundsätzen  wie 
in  Lyon:  es  war  aber  viel  genauer  und  weitgehender  geregelt. 
Während  dort  jeder  Interessent  teilnehmen  konnte,  wurden  hier 
vom  Meßvorstande  nur  solche  Kaufleute  zugelassen,  die  eine  ange- 
sehene Firma  vertraten,  und  die  nötigen  Verbindungen  an  allen 
Wechselplätzen  besaßen.  Zudem  mußten  sie  bei  der  Behörde  eine 
Kaution  hinterlegen.  Dies  waren  dann  die  eigentlichen  Meß- 
bankiers. ^")  Um  die  Kompensationszahlung  zu  fördern,  wurd<3 
hier  nur  während  vier  Tagen  Barzahlung  gestattet.  An  anderen 
Orten  war  sie  während  der  ganzen  Meßzeit  zugelassen.  Kompen- 
sation wurde  ferner  rechtlich  der  Barzahlung  gleichgestellt,'**^^) 

Da  sich  das  Abrechnungsverfahren  auf  den  Messen  handels- 
gewohnheitsrechtlich entwickelte,  gab  es  lange  Zeit  keine  ge- 
setzliche Regelung  desselben.  Das  erste  Mal  scheint  eine  solche 
in  den  Statuten  der  Messe  von  Besan<?on  1597  stattgefunden  zu 
haben.  ^0  Tn  Lyon  wurden  erst  viel  später  darauf  bezügliche 
Reglemente  aufgestellt.  Dasjenige  von  1667  behielt  Gültigkeit 
bis  zur  französischen  Revolution.  ^^)  Der  Geschäftsgang  war  in 
den  Grundzügen  auf  allen  Wechselmessen  der  gleiche.  In  Lyon 
gestaltete  er  sich  beispielsweise  folgendermaßen: 

Vor  Beginn  der  Messe  stellten  die  Kaufleute  in  ihren  Meß- 
notizbtichern.  den  sogenannten  Skartafazien  (scartafaccio)  das,  was 


47)  Ehrenberg  II.,  S.  226. 

4«)  Haristoy,  S.  318/19;  Art.  iMärkte  und  Messen  in  H.  W.  B.:  Sie  waren  von 
den  Genuesern  organisiert  worden,  daher  ihr  Name.  Später  wurden  sie  nacheinander 
nach  Poligny,  Chamb^ry,  Plaisance,  Asti  und  Novi  verlegt. 

4«)  Ehrenberg,  a.  a.  0.,  S.  222,  Bd.  2.  Dort  auch  näheres  über  ihre  Organisation 
und  Bedeutung;  bes.  230  ff. 

öo)  Huvelin,  S.  572,  dort  zit.  Anni.  3. 

5^)  Neuhaus,  a.  a.  0.,  S.  11. 

62)  Haristoy,  S.  303.    Abdruck  des  Reglementes  S.  631  f. 
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sie  zu  empfangen  und  zu  bezahlen  hatten,  zusammen.  ^^)  Während 
der  sechs  ersten  Tage  der  Meßzahlung  verglichen  sie  diese  Ein- 
tragungen gegenseitig.  Zu  diesem  Zwecke  versammelten  sie  sich 
vor  der  Meßobrigkeit  und  riefen  die  Namen  der  Bezogenen  auf; 
denn  es  handelte  sich  ja  um  Wechselschulden.  Erklärte  sich  der 
Angerufene  bereit,  die  Schuld  anzuerkennen,  so  galt  dies  als 
Akzept,  und  jeder  der  beiden  Kontrahenten  machte  in  seinem 
Skartafazium  einen  entsprechenden  Vermerk.  Zeigte  es  sich  da- 
bei, daß  zwei  gegenseitig  Gläubiger  und  Schuldner  waren,  so  kom- 
pensierten sie.  „Bezüglich  der  Posten,  bei  denen  keine  Personen- 
identität von  Gläubiger  und  Schuldner  sich  herausstellte,  mußte 
diese,  da  sie  zur  Kompensation  nötig  war,  hergestellt  werden,  d.  h. 
es  mußten  Meßbesucher  gefunden  werden,  die  jene  Schulden  zu 
übernehmen  und  ihrerseits  durch  Kompensation  zu  tilgen  fähig 
waren.  Sie  mußten  also  Gläubiger  jener  Forderungsberechtigten 
sein.  Am  besten  war  es  natürlich,  wenn  die  Uebernehmendeii 
Schuldner  der  ursprünglichen  Schuldner  waren.  ^'*)"  Diese  Ueber- 
weisungen  wurden  in  Gegenwart  aller  daran  Interessierten  vor- 
genommen und  in  die  betreffenden  Bilanzen  eingetragen.  ^^) 
Dieses  Aufsuchen  und  die  üeberweisung  der  geeigneten  Personen 
wurde  Skontration  genannt.^^)  Jeder  Meßbesucher  mußte  schließ- 
lich seine  Bilanz  dem  Meß  Vorsteher  überreichen.  Dieser  prüfte 
sie  auf  ihre  Uebereinstimmung  mit  den  übrigen  und  bildete  aus 
allen  zusammen  eine  Generalbilanz  der  Messe,  in  der  Soll  und 
und  Haben  sich  aufheben  mußten,  wenn  die  Einzelbilanzen  richtig 
waren.  Niemand  war  gezwungen,  an  der  Abrechnung  teilzu- 
nehmen. Während  der  ganzen  Meßzeit  war  Barzahlung  zuge- 
lassen. Die  schließlich  übrig  bleibenden  Passivsaldi  wurden  ent- 
weder in  bar,  meistens  aber  durch  Wechselziehung  auf  andere 
Messen  beglichen.  ^^) 


I 


53)  Huvelin,  S.  565. 

54)  Cohn  i.  Endemann,  III.,  S.  1059. 

•'^5)  Art.  VIT,  VIII,  Reglement  von  Lyon  1667. 

56)  Savary  (im  parfait  Negoeiant,  liv.  III.  cliap.  XII.,  S.  280  ff.)  beschreibt  das 
Abrechnangsverfahren  folgendermaßen:  „Les  Banquiers  et  Nögociants  portent  sur  la 
place  lenr  bilan  en  döbit  et  credit;  e'est  k  dire  qu'ils  ^erivent  d'un  costö  ee  qui  leur  est 
da  et  de  Tautre  ce  qu'ils  doivent;  ils  s'adressent  k  eenx  a  qu'ils  doivent,  leur  pr^seutent 
de  virer  partie  et  donnent  pour  debiteur  un  ou  plusieurs  qui  leur  doivent  semblable 
somme;  ils  l'ecrivent  respeetivement  sur  leur  bilan  et  dans  le  moment  la  partie  est 
r^put^e  vir^e,  demeurant  aux  risques  et  p^rils  de  ceux  qui  les  ont  aeeept^s.  De  cette 
maniere  se  fönt  les  payements,  et  k  la  fin  du  mois  eenx  qui  doivent  plus  qu'il  ne  leur 
estoit  du,  payent  en  argent  coniptant  aux  porteurs  de  lettres  ee  qu'ils  doivent." 


<!-» 


^ 


r        f 


—     21     — 

2.    Die   Skontration   ausserhalb   der  Wechselmessen. 

Die  Skontration  blieb  nicht  auf  die  Wechselmessen  be- 
schränkt. Sie  verbreitete  sich  auch  auf  andere  Messen,  ferner  auf 
gewöhnliche  Bankplätze  in  Italien,  Frankreich,  Spanien,  Flandern 
und  Deutschland.  In  Neapel  findet  man  sie  schon  seit  Beginn  des 
16.  Jahrhunderts:  es  fanden  dort  wöchentliche  Versammlungen 
der  Bankkassierer  statt.  ^^)  In  Venedig  wird  1467  das  „se  scon- 
trare"  in  einem  Gesetze  erwähnt.^")  In  einem  Ratsedikt  der  Stadt 
Frankfurt  a.  M.  aus  dem  Jahre  1592  wird  die  Skontration  schon 
als  „alter  gewöhnlicher  Brauch"  bezeichnet.*'^)  Im  17.  .lahr- 
hundert  ist  sie  schon  so  allgemein  verbreitet,  daß  sie  in  den 
Wechselordnungen  der  meisten  größeren  Handelsplätze  gesetzlich 
geregelt  wurde.  *'^^),  so  in  Augsburg.  Frankfurt  a.  M..  Leipzig, 
Braunschweig,  Bozen,  Breslau,  Besan^on,  Venedig.  Wo  Giro- 
banken bestanden,  wurde  die  Skontration  als  Konkurrenz  empfun- 
den und  verboten;  so  in  Nürnberg^'*')  und  Hamburg;  aus  diesem 
Grunde  wahrscheinlich  auch  in  Venedig  1593.^^) 

Seit  Ende  des  17.  Jahrhunderts  verloren  die  großen  Wechsel- 
messen immer  mehr  an  Bedeutung;  wegen  des  Aufkommens  des 
Indossamentes  konzentrierte  sich  das  Wechselgeschäft  nicht  mehr 
ausschließlich  in  den  Händen  der  Wechsler,  also  auch  nicht  mehr 
auf  den  Messen  als  Zentralpunkten;  es  verteilte  sich  jetzt  vielmehr 
auf  andere  Handelsplätze.  Dort  vermittelten  nun  die  Börsen  die 
Kompensationen  ^^)  auch  außerhalb  der  Meßzeiten. 

In  Amsterdam  scheint  im  18.  Jahrhundert  eine  Art  Clearing 
bestanden  zu  haben,  das  schon  mehr  an  das  heute  in  den  Abrech- 
nungsstellen gebräuchliche  Verfahren  erinnert.  Dort  war  es  näm- 
lich seit  langem  Sitte,  daß  die  Kaufleute  ihr  bares  Geld  den  soge- 
nannten Kassiers  zur  Aufbewahrung  übergaben.  Zu  Zahlungen 
benutzten  sie  dann  die  „Kassiersbriefje".  eine  Art  Quittungs- 
schecks. Zwischen  1770  und  1780  gab  es  in  Amsterdam  54  Kas- 
siers, die  durch  ein  Abkommen  regelmäßige  Kompensationen  unter 
sich  eingeführt  hatten.  ^*^) 


57)  Goldschmidt,  Uni\ersalgesihichte,  S.  328,  N.  100. 

58)  Trumpler  i.  Bankarchiv,  9.  Jg.  Nr.  6 

5»)  Augsburger  W.  0.  1778  c.  4  §  2,  c.  9  §  12.  Frankfurt,  W.  0.  1739, 
Art.  34,  42.  Leipzig  W.-O.  1682  §  10,  24.  Braunschweig  W.  0.  1715,  Art.  49. 
Bozener  Marktord.  1635,  Art.  10,  11,  16.  Breslau  W.  0.  1742,  §  39.  Besan^on  Wr. 
1622,  Art.  413.    Pr.  A.  Lr.  II,  8  §  1264  u.  a.  (zit.  bei  Neuhaus,  S.  3,  Anm.  1). 

♦*<>)  Nürnberger  Baukordnuug  1721,  Art.  3  (zit.  bei  Neuhaus). 

«1)  Goldschmidt,  Universalgeschichte,  S.  328  N.  100. 

«2)  Biener,  w.  r.  Abhandl.,  S.  414. 

«3)  Cohn  i.  Z.  f.  vgl.  R.  W.  I.,  S.  129  f.  131. 
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Die  Skoiitratiou  blieb  auch  im  19.  Jahrhundert  vou  großer 
Bedeutung  für  den  Handel.  In  den  damaligen  Lehrbüchern  des 
Handelsrechts  wird  sie  eingehend  behandelt.  ^•*)  Auch  unter  der 
deutschen  Wechselordnung  spielt  sie  noch  eine  Rolle  bei  der 
Wechselzahlung.  ^^) 

Die  bisher  erwähnten  Skontrationen  auf  den  Wechselmessen, 
sowie  auf  den  spätem  Messen,  Märkten  und  Börsen  hatten  überall 
das  Gemeinsame,  daß  grundsätzlich  jeder  zufällig  Anwesende  an 
ihnen  teilnehmen  durfte.  Es  bestanden  keine  fest  organisierten 
Skontroverbände.  die  etwa  nur  ihre  Mitglieder  zur  Skontration 
zugelassen  hätten.  Da  und  dort  wurden  allerdings  bestimmte 
Garantien  gefordert,  wie  Hinterlegung  einer  gewissen  Geldsumme 
oder  entsprechende  Empfehlungen.  Die  Teilnehmer  waren  nicht 
gezwungen,  sich  jeden  beliebigen  Dritten  überweisen  zu  lassen;  sie 
mußten  auch  nicht  alle  Forderungen  skontrieren;  in  dieser  Hin- 
sicht konnten  sie  vielmehr  nach  Belieben  verfahren-  Jeder  Meß- 
und  Börsenbesucher  mußte  sich  selber  bemühen,  die  zur  Aus- 
gleichung nötigen  Personen  herausfinden  und  zuzuziehen.  Dies 
war  natürlich  sehr  umständlich;  denn  oft  mußten  sieben  oder  acht 
Personen  zusanuiiengesucht  werden.  ^^)  Die  einmal  durchge- 
führten Ueberweisungen  konnten  nicht  mehr  rückgängig  gemacht 
werden,  auch  dann  nicht,  wenn  der  Ueberwiesene  zahlungsunfähig 
wurde;  denn  dies  hätte  zu  einer  Wiederaufhebung  der  ganzen 
Skontration  führen  müssen.  ^^)  Dieses  Verfahren  war  also  sehr 
schwerfällig,  zeitraubend  und  zudem  mit  Gefahren  verbunden. 
Eine  Aenderung  brachte  die  Gründung  des  Londoner  Clearing- 
houses.  durch  das  die  Skontration  mittelst  Skontrationsverbandes 
eingeführt  wurde.  Tm  nächsten  Abschnitt  wird  darüber  näheres 
zu  sagen  sein. 

in.  Die  Skontration  mittelst  Skontrationsverbandes. 

l.  E  n  gl  a  n  d. 
Wir   wissen   bereits,    daß    das    „Banker's    Clearinghouse"    in 
London    das  Vorbild    unserer    heutigen  Abrechnungsstellen    war. 
Wann  und  wie  es  entstanden  ist,  wissen  wir  nicht  genau.     Soviel 


64)  Z.  Bsp.  M.  Pohls,  H.  R.;  C.  H.  L.  Brinckmann,  H.  R.;  Bender.  H.  R.;  Thöl. 
H.  R.;  Biener,  w.  r.  Abhandl.  u.  a. 

65)  Wächter,  W.  R.,  S.  337  N.  5 

66)  Trumpler,  B.  A.  9,  Nr.  6.    Dort  Beschreibung  des  Geschäftsganges  auf  der 
Frankfurter  Messe. 

67)  Biener,  w.  r.  Abhandl.,  S.  109;  ferner  die  verschied.  W.  Ordn.,  Anra.  56. 
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steht  aber  fest,  daß  es  schon  1775  in  London  eine  Vereinigung  von 
Bankiers  gab,  die  in  der  Lombardstreet  gemeinsam  ein  Lokal 
gemietet  hatten,  in  dem  sie  ihre  fälligen  Wechsel,  Anweisungen 
und  ähnlichen  Papiere  täglich  austauschen  und  abrechnen  ließen.^^) 
Vielleicht  bestand  diese  Einrichtung  schon  einige  Jahre  früher.^^) 
Die  Vereinigung  bildete  zunächst  einen  Geheimklub,  und  die 
Neuerung  wurde  von  den  großen  Banken  anfänglich  mit  Miß- 
trauen betrachtet-  ^°)  Nach  und  nach  erkannte  man  aber  die  Nütz- 
lichkeit dieses  Unternehmens,  so  daß  es  schließlich  als  einen  Vor- 
zug galt,  daran  teilnehmen  zu  dürfen.  Das  Clearinghouse  erhielt 
übrigens  erst  im  Laufe  der  Zeit  diejenige  Gestalt,  in  der  es  für  die 
Abrechnungsstellen  anderer  Länder  vorbildlich  geworden   ist. 

lieber  den  Ursprung  der  Einrichtung  besteht  Streit.     Fran- 
zösische Schriftsteller  halten  es  für  möglich."^)  einige  für  w^ahr- 
scheinlich'^)    oder   gar    für   sicher,  ^•^)    daß    das    Abrechnungsver- 
fahren von  Lyon  den  Anstoß  zur  Gründung  des  Londoner  Clearing- 
houses  gegeben  hat.    Dies  ist  möglich,  da  englische  Kaufleute  auf 
die  Lyoner  Messen  kamen.     Auch  beschrieb  Savary  die  Abrech- 
nung von  Lyon  eingehend  in  seinem  „Parfait-Ncgociant".'"^)  Dieses 
Buch  war  dann  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  ins  Englische  über- 
setzt worden.     In  England  scheint  allerdings  die  auf  den  Messen 
des  Festlandes    geübte  Skontration    nicht    heimisch    gewesen    zu 
sein.  •  ^)     Trotzdem  kann  sich  aber  das  Clearinghousesystem  doch 
nach  und  nach  aus  den  Gewohnheiten  des  englischen  Handels  her- 
aus  entwickelt   haben.      Darauf   deutet   die    Erzählung   von    den 
Londoner  Kassenboten,  die  sich  in  einem  Frühstückslokal  trafen 
und  dort  ihre  Papiere  austauschten,  statt  daß  sie  damit  die  ver- 
schiedenen Banken  aufsuchten.  '^^)    Die  Frage  nach  dem  Ursprung 
des  Bankerts  Clearinghouse  wird  dadurch  noch  verwickelter,  daß 
Vidari  "^)  die  Ehre,  Vorbild  desselben  zu  sein,  für  Livorno  in  An- 
spruch nimmt. 

Wie  dem  auch  sein  mag;  für  uns  genügt  es,  festzustellen,  daß 


68)  Cohn  i.  Endemanu  III.,  S.  1062. 

60)  Darüber  Obst,  Scheckverkehr;  Haristoy,  S.  327. 

70)  Art.  Abr.  st.  i.  Elster,  Lahaye,  S.  89. 

71)  Lyon  Caen,  a.  a.  0.,  S.  374. 

72)  Franc^ois  i.  Bulletin,  Bd.  10,  S.  76. 

73)  Haristoy,  S.  324. 

7-*)  Savary,  a.  a.  0.,  livre  III.,  eh.  XII. 

7^)  H.  Dunning  Macleod,  economies  for  beginners  (zit.  bei  Arnaune  i.  Dictionnaire 
von  Say,  S.  477). 

70)  Neuhaus,  S.  13. 

77)  Vidari,  a.  a.  0.,  Bd.  5,  S.  156,  4654.  Ebenso  Scialoja  (zit.  bei  Cohn  i.  Ende- 
manu in.,  S.  1062,  Anra.  48). 
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durch  das  Banker's  Clearin^honse  der  Grmid  für  das  moderne 
Abrechniiiiti:sverfahren  gelegt  wurde.  Der  Unterschied  zwischen 
der  bisherigen  schlichten  Skontration  und  der  im  Clearinghouse 
geübten  Abrechnung  ist  schon  früher  dargestellt  worden.  Da 
heute  alle  Abrechnungsstellen  (Clearinghäuser)  im  großen  und 
ganzen  nach  den  gleichen  Grundsätzen  eingerichtet  sind  und  nur 
in  der  weitern  Ausgestaltung  von  einander  abweichen,  können  wir 
uns  eine  nähere  Betrachtung  des  Londoner  Clearinghouses  ersparen 
und  auf  die  Darstellung  der  bei  der  Schweizerischen  Nationalbnnk 
bestehenden   Abrechnungsstellen  verweisen- "®) 

In  London  waren  zunächst  nur  Privatbanken  in  der  Vereini- 
gung. Sie  waren  ängstlich  bestrebt,  die  ihnen  daraus  erwachsen- 
den Vorteile  allein  zu  genießen.  Erst  1854  gelang  es  den  großen 
.lointstockbanken,  sich  Zutritt  zu  verschaifen..  Während  anfangs 
die  aus  der  Abrechnung  sich  ergebenden  Ueberschüsse  in  Bargeld 
oder  Banknoten  bezahlt  wurden,  benutzte  man  von  dieser  Zeit  an, 
auf  Anregung  von  Ch.  Babbage,  Anweisungen  auf  die  Bank  von 
England  dazu.  Erst  seit  1864  nimmt  diese  selber  an  der  Abrech- 
nung teil.  "^)  Es  werden  aber  nur  ihre  Ansprüche  gegen  die  an- 
deren Teilnehmer  abgerechnet,  und  nicht  auch  umgekehrt  die  der 
andern  gegen  sie:  diese  werden  vielmehr  außerhalb  des  Clearing- 
houses direkt  erledigt.  Gegenwärtig  nehmen  17  Banken  und 
Bankiers  am  Clearinghouse  teil.  ^^)  Eine  große  Anzahl  von  Ban- 
ken, darunter  sehr  bedeutende,  ist  also  noch  außerhalb  des- 
selben.'")  Viele  derselben  bedienen  sich  aber  der  „Clearing- 
bankers" als  ihrer  Agenten  und  regulieren  so  ihre  gegenseitigen 
Forderungen  ebenfalls  mittels  des  Clearinghouses.  ^^)  Nach 
Schanz**^')  benutzten  so  330  Londoner  Banken  und  Bankfilialen 
dasselbe.  Durch  die  Einrichtung  des  sogenannten  Countryclearing 
ist  es  seit  1858  auch  den  Provinzialbanken  ermöglicht,  durch  Ver- 
mittlung von  T^ondoner  Agenten  im  Londoner  Clearinghouse  ab- 
zurechnen-^•'^)  Seit  1874  besteht  ferner  in  London  ein  Stock- 
Exchange-Clearinghouse.  in  welchem  die  wichtigeren  Effekten- 
gattungen abgerechnet  werden.  Da  hier  die  Saldi  mittelst  Scheck 
bezahlt  werden,  so  vermittelt  auch  in  diesem  Falle  das  Banker's 


7«)  Vgl.  unten  S.  60  f. 

7ö)  Haristoy,  S.  345  ff.  dort  nähere  Angaben. 

^f*)  Thomson,  dictionarv  of  banking,  S.  122. 

«1)  R.  Koeh.  Z.  f.  H.  R.,  Bd.  29,  S.  68.    Haristoy,  S.  346  nähere  Angaben. 

«2)  Schanz  i.  Elster,  a.  a.  0.,  S.  7. 

83)  Ueber  das  Verfahren  vgl.  Schanz  i.  Elster,  a  a.  0.,  S.  5.  R.  Koch,  Z.  f.  H.  R. 
Bd.  29,  S.  68  f.  Nach  Schanz,  a.  a.  0.,  S.  7,  nehmen  4000  Countrybanken  an  der  I^on- 
doner  Abrechnung  teil 
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Clearinghouse  die  schließliche  Ausgleichung.  Infolge  dieser  Orga- 
nisation des  Zahlungsverkehrs  schießt  in  London  der  Geldverkehr 
wie  in  einem  Brennpunkte  zusammen.  ^*)  Dadurch  konzentriert 
sich  das  disponible  Bargeld  des  Landes  in  großartiger  Weise  in 
den  Kassen  der  Bank  von  England,  wodurch  die  äußerste  Aus- 
nutzung desselben  möglich  wird.  **^) 

In  acht  der  größeren  Provinzialstädte  Englands  sind  ebenfalls 
Clearinghäuser  errichtet  worden,  nach  dem  Londoner  Vorbild,  je- 
doch mit  einzelnen  Abweichungen.  ^*^)  Auch  hier  werden  die 
schließlich  verbleibenden  Saldi  in  den  Büchern  der  Filialen  der 
Bank  von  England  ausgeglichen  oder  aber  durch  Scheck  auf  Lon- 
don berichtigt. 

In  Schottland  gibt  es  12  Clearinghäuser.  ^^)  Dasjenige  in 
Edinburg  ist  wohl  das  älteste  in  ganzen  vereinigten  Königreich, 
es  wird  schon  1760  erwähnt.  Sein  Ursprung  ist  umstritten.  Es 
werden  hier  außer  Schecks  und  ähnlichen  Papieren  auch  Bank- 
noten abgerechnet.  Die  Saldi  werden  durch  Ziehung  auf  London 
beglichen.  *^**)  Das  Clearinghouse  in  Glasgow  dient  der  Abrech- 
nung der  von  englischen  Banken  in  Schottland  einzuziehenden 
Forderungen  mit  eventuellen  Gegenforderungen  der  schottischen 
Banken,  stellt  also  gewissermaßen  eine  Ausdehnung  des  Country- 
clearing auf  Schottland  dar.  ^^) 

Irhind  besitzt  zwei  Clearinghäuser.  Das  von  Dublin  rechnet 
hauptsächlich  die  Banknoten  der  sechs  irländischen  Noten- 
banken ab.  *^^) 

Die  Grundlage  des  so  vollkommen  ausgebildeten  englischen 
Clearing  bildet  die  ausgedehnte  Anwendung  des  Schecks,  sowie 
die  besondere  Organisation  des  englischen  Banksystems-  Dieses 
ist  nämlich  dadurch  ausgezeichnet,  daß  ihm  eine  Bank  mit  großem 
Filialnetz,  das  etwa  dem  der  Deutschen  Reichsbank  oder  unserer 
Nationalbank  ähnlich  wäre,  fehlt.  Ein  ausgedehnter  interlokaler 
Giroverkehr  ist  deshalb  in  England  nicht  möglich.  Er  muß  dort 
durch  das  Countryclearing**^)  ersetzt  werden. 

»4)  Koch,  Z.  f.  H.  R.  29,  S.  69. 

**•'»)  üeber  die  Nachteile  nnd  Gefahren  einer  so  weit  gehenden  Konzentration  vgl. 
Wagner  in  Schönebergs  Handbuch,  S.  467;  bes.  Bagehot,  a.  a.  0.,  S.  35  f.,  100,  152  ff. 

«ö)  Haristoy,  S.  634,  enthält  das  Reglement  des  Londoner  Clearingh.  Näheres 
über  dessen  Einrichtung  S.  343  ff.,  ebenso  über  das  zu  Manchester  und  die  übrige« 
S.  376  ff.  R.  Koch,  Z.  f.  H.  R.  29,  S.  61  ff.  Beschreibung  des  Londoner  Clearingh. 
Thomson,  a.  a.  0. 

8")  Schanz  i.  Elster,  Art.  Abr.st. 

88)  Näheres  bei  Haristoy,  S.  389  ff. 

8ö)  Ueber  das  engl.  Bankwesen  E.  Jaffe,  engl.  Bankwesen;  Haristov,  S.  331  ff.; 
R.  Koch,  Vorträge,  S,  140  f.,  252  ff.;  Seyd,  a.  a.  0.,  S.  29  ff.;  Bagehot,  a.'a.  0. 
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2.   Amerika. 

In  Amerika  wurde  das  erste  Clearinghoiise  im  J^ihre  1853  in 
Newyork  j^e^i^ründet.     1906  gehörten  ihm  63  Banken  und  Bankiers 
an,  überdies  bedienten  sich  83  Banken  und  .,trust  companies**  eine» 
Mit^j^liedes  des  Clearinghouses  als  „rlearing-agent**,  um  dort  ab- 
rechnen zu  können.-"^)     In  der  Union  waren  die  Bedingungen  für 
das  Abrechnungsverfahren  sehr  günstig,  da  dort  der  Gebrauch  des 
Schecks  fast  noch  allgemeiner  ist,  als  in  England.     Die  Clearing- 
häuser verbreiteten  sich  denn   auch  rasch   über  das  ganze   Land 
und  ihre  Zahl  nimmt  immer  noch  stetig  zu.     1909  waren  es  123, 
die  ihren  Geschäftsbericht  veröffentlichten.'*^)  Entsprechend  dem 
anders  gestalteten  Bankwesen  des  Landes  haben  hier  die  Abrech- 
nungsstellen   ganz    neue  Aufgaben  übernommen    und    sich    eine 
dominierende  Stellung  im  amerikanischen  Bankverkehr  geschalTen. 
Durch  den  tiefen  Einblick,  den  die  jeweilige  Position  einer  Bank 
im  Clearinghousp  in  ihre  Geschäftslage  gestattet,  sind  nämlich  die 
„Clearinghouse   associations"   zum    Mittelpunkt    der   korporativen 
Organisation  und  autoritativen  Kontrolle  des  gesamten  amerikani- 
schen Bankwesens  geworden.  ^^)     Um  diese  Kontrolle  noch  gründ- 
licher zu  gestalten,   verlangen   manche  Clearinghäuser,   daß    ihre 
Mitglieder    sich    unter    gewissen  Voraussetzungen    einer  genauen 
Prüfung  durch  einen  besondern  Ausschuß  unterwerfen.    Dies  wird 
z.  Bsp.  bei  Fusionen  oder  Uebergang  einer  Bank  in  andere  Hände 
verlangt.  *^^)     Außerdem    müssen    die   Mitglieder   mancherorts   an 
bestimmten  Terminen  Ausweise  ^^)  einreichen.    Diese  dienen  dazu, 
die  in  andern  Ländern  erscheinenden  Ausweise  der  Zentralinstitute 
zu  ersetzen.  ^'')     Besonders  die  Berichte  des  Newyorker  Clearing- 
houses  sind   von  ähnlicher  Bedeutung,  wie   die   der  europäischen 
Notenbanken,  da   ein   großer  Teil   der  Barreserve   des  Landes  in 
Newyork  liegt.  ^^)     So  sind  die  amerikanischen  Clearinghäuser  be- 
strebt, so  gut  als  möglich  die  Lücken  des  Banksystems  der  Ver- 
einigten   Staaten    auszufüllen.      Was    für   Erfolge    und    zugleich 
welche  Macht  sie  haben,  mag  beispielsweise  das  Clearinghouse  von 


90)  Haristoy,  S.  421. 

91)  Schanz  i.  Elster,  a.  a.  0.,  S.  7. 

92)  Raiichherg  i.  H.  W.  B.,  S.  404. 

93)  Näheres  bei  Haristoy,  S.  421  bez.  Newyorker  Clearingh. 

94)  Die  Ausweise  im  Newyorker  Cleariugh.  betreffen  Kapital,  Gewinn,  Anleihen, 
Barreserve,  Legaltendernotes,  Depositen,  Notenemission. 

9.'^)  Die  Vereinigten  Staaten  haben  keine  Zentralbank.    Näheres  über  die  Bank- 
organisation bei  Haristoy,  S.  400  nnd  dort  angegeb.  Literatur. 
9<5)  Marcuse  i.  Bankarchiv,  Jahrgang  9,  S.  308  f. 
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Newyork  zeigen,  das  von  allen  seinen  Mitgliedern  das  Halten  einer 
Barreserve  von  25  %   der  jeweiligen  Depositen   erzwang,   obwohl 
das  Gesetz    dies  nur  von    den  Nationalbanken    verlangt.  ^^)      Die 
Clearingliäuser  vermögen  auch  teilweise  die  Aufgaben  der  fehlen- 
den Zentralbank  zu  erfüllen.    In  Krisenzeiten  können  nämlich  die 
in  Zahlungsschwierigkeiten  geratenen  Banken    sich    nicht    durch 
Rediskontierung  von  Wechseln  oder  Lombardierung  von  Titeln  bei 
einer    Zentralbank  neue    Barmittel    verschaffen,    da  ja  eben  eine 
solche  fehlt.     Sofern  diese  Banken  gut  fundiert  sind,  hilft  ihnen 
die  Clearinghouse-association  durch  Ausgabe  der  „Clearinghouse 
loan  certificates"  über  die  Schwierigkeiten  hinweg.     Diese  werden 
ausgegeben  gegen  Unterlage  von  Bundes-  und  Staatspapieren,  auch 
von  Wechseln,  Obligationen.  Aktien,  ja  sogar  von  Getreide  und 
anderen  Waren.     Auf  diese  W^ise  werden  die  sichern  Aktien  der 
Banken,    die    sonst  festliegen    würden,    mobil    gemacht    und    als 
Grundlage   für  neuzuschaffende   Umlaufsmittel   benutzt-^')     Die 
Zertifikate  werden  nur  unter  den  Mitgliedern  und  nur  zur  Zahlung 
der  Saldi  aus  der  Abrechnung  verwendet.     Da  sie  mit  6 — 9  %  ver- 
zinst werden  müssen,  werden  sie  so  bald  als  möglich  wieder  ein- 
gelöst. ®^)     Zu   den   wichtigsten   Tätigkeiten   der   amerikanischen 
Clearinghouse-associations  gehören  noch  die  Aufstellung  eines  ein- 
heitlichen Zinsfußes  für  Depositen  und  einheitlicher  Gebühren  für 
Geldwechsel-  und  Inkassogeschäfte. 

Die  Saldi  aus  der  Abrechnung  werden  bei  einigen  Abrech- 
nungsstellen mit  Bargeld  beglichen,  bei  andern  mit  Schecks  oder 
Wechseln  auf  die  großen  Finanzzentren.  Auf  die  genauere  Orga- 
nisation der  verschiedenen  Clearinghäuser  kann  hier  nicht  ein- 
getreten werden.    Die  Grundzüge  sind  dieselben  wie  in  England. ^^) 

Tn  Kanada  bestehen  ebenfalls  Abrechnungsstellen,  zurzeit 
fünf.  1«^) 

3.    Europäischer    Kontinent. 

a.  P*  r  a  n  k  r  e  i  c  h.  Hier  gibt  es  nur  eine  einzige  Abrech- 
nungsstelle (chambre  de  compensation),  diejenige  zu  Paris.  Sie 
wurde  1872  gegründet  und  zwar  in  der  ausgesprochenen  Absicht, 
dem  bargeldlosen  Zahlungsverkehr,  besonders  den  Gebrauch  von 
Schecks  zu  fördern.     Der  Erfolg  war  klein-     Anfänglich  waren 

97)  Maren  se,  a.  a.  0.,  S.  308  f. 

98)  Haristoy,  S.  409  f.  näheres  über  die  „Cleariugh.  loan  certif."    Dort  auch  Lit. 

99)  Tessier,  S.  190  f.  über  die  amerik.  Cl.h.  und  ihre  Organisation.  Haristov, 
S.  412  f. 

100)  H.  W.  B.  Art.  Cl.h.    Näheres  bei  Haristoy,  S.  440  f. 
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17  Mitglieder,  gegenwärtig  sind  es  nur  noch  11,  darunter  die 
Banque  de  France.  ^^^)  Die  statistischen  Tabellen  ^^^)  zeigen  bis 
etwa  1895  immer  etwn  gleiche  Umsätze  mit  zahlreichen  Rück- 
schlägen. Erst  von  da  an  ist  eine  einigermaßen  stetige,  immer- 
hin sehr  langsame  Zunahme  wa,hrzunehmen.  Dieser  sehr  kleine 
Erfolg  des  Clearingwesens  in  Frankreich  wird  der  geringen  Ent- 
wicklung des  Scheckverkehrs  zugeschrieben,  ^^^)  was  seinen  Grund 
im  Widerstreben  des  französischen  Kaufmanns  hat,  die  Bank  zu 
seiner  Kassenführerin  zu  machen.  ^''■*)  Dazu  kommt,  daß  die 
Banque  de  France  mit  Hilfe  ihrer  vielen  Filialen  einen  inter- 
lokalen Giroverkehr  eingerichtet  hat.  Außerdem  können  die 
großen  Kreditbanken,  wie  Comptoir  d'Escompie.  Societe  Generale, 
Credit-Lyonnais  infolge  ihrer  zahlreichen  Zweiganstalten  viele 
Transaktionen  einfach  durch  entsprechende  Buchungen  erledi- 
gen. ^^'"0  Einen  Aufschwung  des  französischen  Scheckverkehrs 
und  des  Clearings  erhofft  man  von  der  am  30.  Dezember  1911  er- 
folgten Annahme  der  Gesetzesnovelle  über  den  ,,cheque-barc.  ^'*^) 
b.  Oesterreich.  Die  erste  ^Abrechnungsstelle  erhielt 
Oesterreich  im  Jahre  1864,  in  Gestalt  des  ..Saldosaales".  Es  war 
dies  eine  Vereinigung  von  vier  großen  Wiener  Bankanstalten,  um 
ihre  gegenseitigen  Forderungen  auszutauschen.  Die  Gründung 
dieser  Abrechnungsstelle  war  durch  das  Uebereinkommen  zwischen 
der  österreichischen  Regierung  und  der  Nationalbank  veranlaßt 
worden,  durch  welches  eine  Einschränkung  der  bisherigen  über- 
mäßigen Notenzirkulation  beschlossen  worden  war.  Dieser  Saldo- 
saal scheint  ein  richtiges  Clearinghouse  gewesen  zji  sein-  Seine 
Tätigkeit  war  unbedeutend.  1872  wurde  er  in  den  „Wiener  Sal- 
dierungsverein"  umgewandelt,  der  in  seiner  Tätigkeit  und  Orga- 
nisation den  lieutigen  Abrechnungsstellen  entspricht.  ^^••)  Die 
Saldi  werden  auf  dem  Girokonto  der  Oesterreichisch-Ungarischen 
Bank  ausgeglichen.  Anlaß  zur  Gründung  dieses  Clearinghouses 
gab  die  Geldknappheit,  die  infolge  wirtschaftlicher  Entwicklung 
und  ü])ermäßiger  Börsenspekulationen  eingetreten  war.  ^"^)     Aber 

i<>i)  H.  W.  B.  Art.  Cl.h.,  Banque  de  France  nimmt  nnr  insofern  teil,  als  sie  die 
Saldi  in  ihren  Girokonti  ausgleicht. 

102)  Tabellen  bei  Tessier,  S.  400;  Rauchberg  i.  H.  W.  B.  Art.  O.h. 

103)  Haristoy,  S.  541  ff.;  Art.  Abr.st.  i.  Elster,  S.  10. 

104)  Arnaunee  i.  Dictionnaire.des  finances  (zit.  hei  Tessier,  S.  400);  Rauchherg, 
H.  W.  B.,  Art.  Cl.h. 

105)  Näheres  bei  Haristov,  S.  228  ff. 

106)  Abgedruckt  im  B.  A.  XI. 

107)  Reglement  und  Organisation  bei  Haristov,  S.  462  f.:  leriier  bei  Rauchberg, 
stat.  Monatsehr.  XII.,  S.  72  f. 

10«)  Art.  Abr.st.  i.  Staatswörterbuch. 
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der  Erfolg  entsprach  in  keiner  Weise  den  Erwartungen.  Einmal 
waren  die  Umsätze  bis  vor  kurzem  immer  gleich  unbedeutend,  und 
dann  war  auch  die  Kompensationswirkung  eine  sehr  geringe.  Erst 
seit  1898  zeigt  sich  eine  entschiedene  Besserung  in  beiden  Be- 
ziehungen. Der  Grund  für  jenen  Mißerfolg  lag  nach  Rauch- 
berg.  ^^^)  im  Mangel  eines  ausgebildeten  Buchdepositen-Giro-  und 
Schecksystems.  Die  geringe  Kompensationswirkung  rührte  daher, 
daß  der  Saldierungsverein  fast  nur  zur  Abrechnung  fälliger 
Wechsel  diente,  wobei  die  Mehrzahl  der  Banken  vorwiegend  Zah- 
lung zu  leisten,  die  Minderzahl  solche  zu  empfangen  hatte.  ^^^) 

Gegenwärtig  bestehen  außer  dem  Saldierungsverein  auch  Ah- 
rechnungsstellen  in  Prag,  Brunn  und  Budapest,  überall  mit  der 
österreichisch-ungarischen  Bank  als  geschäftsführendem  Mitglied. 
Bei  ihnen  sind  die  Umsätze  noch  unbedeutender,  als  in  Wien.  Die 
umfassende  Giroorganisation  der  österreichisch-ungarischen  Bank, 
der  Postsparkasse  und  des  Wiener  und  Budapester  Giro-  und 
Kassenvereins,  die  neuerdings  eingerichtet  wurde,  mag  hier  ihre 
Wirkung  geltend  machen.  *^^) 

c.  Deutschland.  Die  gleichen  Gründe,  wie  in  Oesterreich 
und  Frankreich  haben  in  Deutschland  der  Entwicklung  des  Clea- 
ringhousesystems  lange  Zeit  im  Wege  gestanden,  nämlich  der 
Mangel  eines  entwickelten  Depositenbankwesens.  ^^^)  Der  Grund 
mag  zum  Teil  auch  darin  liegen,  daß  sich  infolge  des  deutschen 
Partikularismus  viele  kleine  Handelszentren  bildeten,  die  mit  dem 
Einbanksystem,  bei  dem  für  den  Abrechnungsverkehr  kein  Raum 
bleibt,  völlig  auskamen.  ^^^)  Erst  die  Reichsbank,  zu  deren  Haupt- 
bestreben es  gehört,  den  Zahlungsverkehr  in  Deutschland  zu  ent- 
wickeln, griff  hier  ein.  In  erster  Linie  förderte  sie  den  Giro-  und 
Scheckverkehr,  um  das  Publikum  daran  zu  gewöhnen,  seine  Kasse 
von  der  Bank  führen  zu  lassen.  ^^*)  Im  Jahre  1883  gründete  sie 
dann  die  erste  Abrechnungsstelle  in  Berlin.  ^^^)  Sehr  rasch  fand 
dieses  Beispiel  Nachahmung,  so  daß  Ende  1910  schon  in  20 
deutschen  Städten  Abrechnungsstellen  bestanden.  Ueberall  hat 
die  Reichsbank  die  Leitung;  sie  nimmt  aktiv  und  passiv  an  der 

109)  Rauchberg  i.  Bulletin,  Bd.  1,  l^re  livr.  S.  139. 

110)  Schanz  i.  Elster,  S.  11. 

111)  Rauchberg,  H.  W.  B.  Art.  Clh.    Dort  auch  Umsätze. 

112)  R.  Koch,  Z.  f.  H.  R.,  Bd.  29,  S.  76. 

113)  Rauchberg,  Statist.  Monatsschrift  XII.,  S.  70. 

114)  R.  Koch,  Z.  f.  H.  R.  29,  S.  80  ff. 

115)  Abkommen  und  Geschäftsordnung  derselben  bei  Koch,  Z.  f.  H.  R.  29, 
S.  95  ff.;  Apt,  Scheckges.,  S.  137  f.;  Breit,  Bankgeseetz,  neueste  Fassung  vom  1.  IV.  08. 
Siehe  auch  Koch  i.  H.  W.  B.  Art.  Abr.st. 
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Abrechnung  teil  und  gleicht  die  Saldi  auf  ihrem  Girokonto  aus. 
An  allen  Orten  ist  für  das  Verfahren  das  Berliner  Reglement  zu 
Grunde  gelegt,  mit  einzelnen  Abweichungen,  die  sich  aus  den  Be- 
sonderheiten des  jeweiligen  Platzes  ergeben.  Das  Berliner  Ver- 
fahren selber  ist  in  der  Hauptsache  demjenigen  des  Londoner 
Clearinghouses  nachgebildet.  Die  Statistik  zeigt  ein  stetiges, 
ziemlich  gleichmäßiges  Wachsen  der  Umsätze,  die  bedeutend  höher 
sind,  als  in  Oesterreich.  ^^^)  Auch  die  Kompensationswirkung  ver- 
bessert sich  immer  mehr.  Doch  wird  der  Abreclinungsverkehr  in 
Deutschland  wohl  nie  die  Ausdehnung,  wie  in  England  und 
Amerika  erlangen,  wegen  des  ausgedehnten  (iiroverkehrs  der 
Reichsbank,  des  Schecks  und  wegen  des  Giroverkehrs  der  Post. 
Ijetztere  Einrichtungen  sind  besonders  geeignet,  das  eng- 
lische Country-Clearing  zu  ersetzen.  Sie  stellen  sogar  ein  voll- 
kommeneres System  für  die  bargeldlose  Ausgleichung  interlokaler 
Zahlungen  dar;  denn  das  Country-Clearing  ist  sehr  umständlich 
und  mit  großem  Zeitverlust  verbunden.  Es  kann  unter  Umständen 
mehrere  Tage  dauern,  bis  eine  Zahlung  mit  dessen  Hilfe  perfekt 
ist.  ^^*)  In  Deutschland  erfolgt  dagegen  die  Ausgleichung  im 
interlokalen  Zahlungsverkehr  der  Reichsbank  in  der  Regel  schon 
am  folgenden  Tage.  ^^^)  Das  englische  System  ist  aber  eine  Folge 
davon,  daß  in  England  eine  Bank  mit  ausgedehntem  Filialnetz 
fehlt,  mit  dessen  Hilfe  ein  Giroverkehr  von  Ort  zu  Ort  möglich 
wäre.  Das  Country-Clearing  ist  also  nur  ein  Notbehelf.  "'^)  Das 
Clearing  ist  überhaupt  seiner  Natur  nach  in  erster  Linie  auf  den 
Platzverkehr  angewiesen,  weil  es  sofort  umständlich  und  zeit- 
raubend wird,  sobald  Zahlungsempfänger  und  Zahlungsleister  sich 
bei  der  Abrechnung  nicht  mehr  persönlich  treffen  können.  Bevor 
nämlich  ein  nach  auswärts  lautender  Scheck  eingelöst  wird,  muß 
bei  dem  Bezogenen  angefragt  werden,  ob  bei  ihm  ein  hinreichen- 
des  Guthaben    vorhanden   sei.      Ueberdies   erleichtert    die   sogen. 


116)  Statistische  Angaben  über  den  Verkehr  in  den  deutschen  Abrechnungsstellen 
bei  Schanz  i.  Elster,  S.  8;  ferner  Koch  1.  H.  W.  B.  Art.  Abr.st.;  Koch  i.  Deutscher 
Revue,  Jahrg.  35,  Bd.  2,  S.  343,  stellt  fest,  daß  die  Ueberzeugung  von  der  Nützlich- 
keit dieser  Art  des  Zahlungsausgleichs  immer  tiefer  ins  Volk  eindringe,  daß  die  Bar- 
zahlung fast  ganz  verschwinde. 

117)  Schanz  i.  Elster,  S.  5,  bringt  folgendes  Beispiel:  A  in  Manchester  will  au  C 
in  Bristol  zahlen.  Es  sendet  ihm  einen  Scheck  auf  seine  Bank  in  Manchester  nach  B. 
=  1  Tag.  Die  Bank  in  Bristol  schickt  den  Scheck  nach  I^ndon  (1  Tag)  der  Bank 
Lo.  1.  Diese  macht  ihn  im  Clearing  gegenüber  der  Bank  Lo.  2  geltend.  Lo.  2  schickt 
den  Seh.  der  Bank  in  M.  zur  Bestätigung  (1  Tag).  Diese  schickt  ihn  wieder  znrfick 
nach  U.  2  (1  Tag).  Von  hier  geht  er  wieder  an  die  Bank  in  B.  (1  Tag).  Zusammen 
5   Tage. 

118)  Koch  i.  Revue,  Jahrg.  35,  Bd.  2,  S.  348  f. 


—    31     - 

„Diskuntierbarkeit"  der  Schecks  bei  der  Reichsbank  ihre  Ein- 
lösung, so  daß  das  Bedürfnis  einer  Abrechnungsstelle  nach  dem 
Muster  des  Country-clearing  noch  geringer  erscheint.  ^^^)  Trotz- 
dem sind  schon  mehrfach  Vorschläge  gemacht  worden  zur  Ein- 
richtung einer  Reichsabrechnungsstelle,  mit  deren  Hilfe  Schecks, 
die  nicht  am  Platze  selber  zahlbar  sind,  abgerechnet  werden 
sollen.  ^20)  Eine  Art  Vorstufe  dazu  bildet  die  Berliner  Scheck- 
austauschstelle, die  seit  1.  Januar  1910  besteht.  Sie  bezweckt  die 
Abrechnung  von  solchen  Schecks  auf  deutsche  Nebenplätze,  die 
eine  Berliner  Bank,  die  mit  der  dortigen  Abrechnungsstelle  in 
Verbindung  steht,  als  Zahlstelle  haben.  Die  Abrechnung  erfolgt 
mit  Hilfe  der  Berliner  Abrechnungsstelle,  i^^)  Seit  h  April  1908 
besitzt  Deutschland  eine  nationale  Abrechnungstelle  in  Gestalt  der 
Hypothekenabrechnungsstelle  in  Berlin.  Die  Hypothekenbanken 
des  ganzen  Reiches  können  nämlich  Mitglieder  werden.  Die  Ein- 
richtung bezweckt  Abrechnung  der  von  den  Teilnehmern  verein- 
barten Zahlungen  auf  Hypotheken  und  Nebenleistungen,  die  an 
den  wichtigsten  Stichtagen  fällig  sind.  Das  Verfahren  ist  dem- 
jenigen der  Reichsbankabrechnungsstellen  nachgebildet,  mit  den 
durch  die  besondern  Verhältnisse  gebotenen  Abweichungen.  Die 
Reichsbank  hat  auch  hier  die  Leitung  und  Aufsicht.  ^^^) 

d.  Italic  n.  In  Italien  wurden  die  Abrechnungsstellen  im 
Jahre  1^81  ^--O  durch  Gesetz  eingeführt.  Sie  sollten  die  Abschaf- 
fung des  Zwangskurses,  die  damals  angestrebt  wurde,  durch  ihre 
bargeldsparende  Tätigkeit  erleichtern  helfen.  Gegenwärtig  be- 
sitzen 7  Städte  Abrechnungsstellen  (stanze  di  compensazione)  ^^^) 
Die  Saldi  werden  bei  einigen  im  Giroverkehr  einer  Zentralbank, 
bei  andern  durch  Schecks,  Banknoten  oder  Münze  ausgeglichen.  In 
der  Organisation  weichen  sie  bedeutend  von  den  bisher  betrachteten 
ab.  Es  gibt  Clearinghäuser,  die  in  der  Aufnahme  neuer  Mitglieder 
sehr  exklusiv  sind,  indem  sie  Privatbanken  oder  gar  bloße  Kauf- 
leute nicht  aufnehmen;  andere  wieder  stehen  jedermann,  selbst  Pri- 
vatleuten, offen,  so  dasjenige  von  Mailand.  Ferner  beschäftigt  sich 
gerade  das  letztere  auch  mit  der  Einkassierung  und  Auszahlung 

119)  Koch  i.  Revue,  35,2,  S.  349.    Bankgesetznovelle  1909  Art.  5.  II. 

120)  Näheres:  Buff,  B.  A.  IX.,  S.  292.     Dagegen  Koch,  Revue  35,  2,  S.  347  f.; 
vgl.  auch  Berliner  lahrb.  1909,  Bd.  1,  S.  475. 

121)  Näheres:  Lessing,  B.  A.  IX.,  S.  279. 

122)  Näheres    bei  Schanz  i.  Elster,    Art.  Abr.-Ät.;    Immerwahr    i.  Bankarchiv, 

IX.  Jahrg.,  S.  33  ff. 

123)  Legge  sul  abolizione  del  corso  forzato  del  7.  IV.  1881,  Art.  22  (zit.  bei 

Endemann,  III.;  Haristoy,  S.  485). 

124)  Art.  Abr.st.  i.  Elster,  S.  11. 
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von  Effekten  für  seine  Mitglieder-  Die  Umsätze  sind  starken 
Schwankungen  unterworfen,  zeigen  aber  im  ganzen  steigende  Ten- 
denz. ^-^)  Es  bleibt  noch  zu  erwähnen,  daß  in  Livorno  schon  längst 
eine  Abrechnungsstelle  besteht,  allerdings  mit  abweichender  Orga- 
nisation. *^**) 

e.  U  e  b  r  i  g  e  europäische  Länder.  In  R  u  ß  1  a  n  d 
bestehen  gegenwärtig  Abrechnungsstellen  in  St.  Petersburg,  Mos- 
kau. Warschau,  Kiew  und  Odessa.  ^^^)  Die  älteste,  die  zu  Peters- 
burg, wurde  1898  gegründet.  Die  Umsätze  sind  nicht  bedeutend 
im  Vergleich  mit  denen  in  den  bisher  besprochenen  Ländern. 

In  Holland  besteht  nach  Schanz  ^^)  kein  durchgebildetes 
Clearing.  Die  Banken  tauschen  nur  täglich  individuell,  zu  je 
zweien,  ihre  Schecks  aus  und  zahlen  den  Saldo  in  Bankbillets. 

4.  Äußere  uropäischeLän  der. 

In  Japan  wurde  1879  das  erste  Clearinghouse  in  Osaka 
gegründet.  Gegenwärtig  gibt  es  solche  auch  noch  in  Tokio, 
Yokohama  und  in  drei  anderen  Städten.  Sie  sind  dem  Londoner 
Clearinghouse  nachgebildet-  Die  Umsätze  steigen  ziemlich  regel- 
mäßig. ^^^) 

In  Australien  besteht  seit  1868  das  Clearinghouse  zu 
Melbourne,  eingerichtet  nach  englischem  Muster;  ^^^)  ebenso  ver- 
hält es  sich  mit  dem  zu  Sidney.  ^^**) 

5.   Ein  internationales  Clearinghouse. 

Es  ist  schon  die  Errichtung  eines  internationalen  Clearing- 
verkehrs angeregt  worden,  ^^^)  so  1892  von  J.  Wolf,  in  seinen  Vor- 
schlägen zur  Währungsfrage. ^■^^)  Er  empfahl  dort  ein  Edelmetall- 
clearing, um  ,,das  Sichkreuzen  von  Edelmetallsendungen  zwischen 
zwei  Ländern  zu  verhindern."  Der  amerikanische  Bundesschatz- 
meister Ellis  H.  Robert  nahm  1904  diesen  Gedanken  wieder  auf, 
stieß  aber  damit  in  den  maßgebenden  Kreisen  auf  Widerstand. 


125)  Statist.  Angaben  i.  Art.  Cl.h.  i.  H.  W.  B. 

126)  Vidari,  a.  a.  0.,  Bd.  5,  S.  156,  4654,  Anm.  3,  wo  auch  näheres  über  dessen 
Organisation. 

127)  Haristoy,  S.  491  f. 

128)  Schanz  i.  Elster,  Art.  Abr.-St. 

129)  Näheres    bei  Kanjn  Kiga,    a.  a.  0.,    S.  154  f.      Statistische  Angaben  bei 
Schanz  i.  Elster  ,  a.  a.  0. 

130)  Näheres  bei  Haristoy,  S.  501  f. 

131)  Vgl.  darüber  Haristoy,  S.  503  f.;  Stähler,  Giroverkehr,  S.  115;  Schanz  i. 
Elster,  a.  a.  0. 

132)  J.  Wolf,  Verstaatlichung  der  Silberprodnktion.  (zit.  bei  Stähler,  Giroverkehr, 
S.  115.) 

134)  H.  W.  B.,  Art.  Clearinghäuser. 


^ 
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Adolph  Wagner  ^^^)  steht  dieser  Anregung  sympathisch  gegen- 
über und  befürchtet  mehr  politische,  als  wirtschaftliche  Schwierig- 
keiten. Bis  jetzt  ist  noch  nichts  derartiges  zustande  gekommen. 
Dagegen  bestehen  entsprechende  Einrichtungen  außerhalb  des 
Bankverkehrs. 

6.  D  i  e  S  c  h  w  e  i  z. 

Die  erste  Abrechnungsstelle  in  der  Schweiz  wurde  1891  in 
Zürich  gegründet  und  zw^ar  nach  englischen  und  deutschen  Vor- 
bildern. ^^^)  Sie  wurde  auf  Anregung  der  Zürcher  Kantonalbank 
ins  Leben  gerufen,  um  den  Barverkehr  und  den  Bedarf  an  Zah- 
lungsmitteln einzuschränken.  Der  Erfolg  war  gut:  Die  Einlief e- 
rungen  ^^")  nahmen  stetig  zu;  die  Zahlungen  mittels  Bargeld  und 
Banknoten  gingen  zurück.  Etwas  ähnliches  besaß  Genf  seit  1901 
in  der  „chambre  de  compensation"  bei  der  Banque  du  Commerce. ^•'^") 
1904  wurde  auch  in  Bern  ^^^)  eine  Abrechnungsstelle  für  Wechsel, 
Anweisungen  und  Schecke  errichtet. 

Es  bestand  übrigens  schon  früher  in  der  Schweiz  eine  Einrich- 
tung, die  zuweilen  auch  Clearinghouse  genannt  wurde.  Es  war 
dies  die  „Zentralstelle  der  schweizerischen  Konkordatsbanken." 
Sie  sollte  die  aus  dem  Konkordatsverkehr  der  Emissionsbanken 
herrührenden  Verbindlichkeiten  ausgleichen.  Zu  diesem  Zwecke 
mußten  die  Teilnehmer  bei  ihr  Depositen  unterhalten.  Die  Aus- 
gleichung der  gegenseitigen  Ansprüche  erfolgte  dann  durch  Um- 
schreibungen in  den  Konti  der  Zentralstelle.  ^^^)  Diese  w^ar  also 
kein  eigentliches  Clearinghouse,  sondern  eine  Depositenkasse  mit 
Giroverkehr.  Nur  die  Emissionsbanken  konnten  ihre  Dienste  be- 
nutzen. Sie  taten  dies  aber  nicht  in  dem  erwarteten  Umfange. 
Aus  diesen  Gründen  brachte  dieses  Institut  nicht  die  Erleichterung 
des  Zahlungsverkehrs,  die  man  von  ihm  erwartet  hatte. 

Erst  die  Nationalbank  konnte  hier  Wandel  schaffen.  Es 
wurde  ihr  zur  Hauptaufgabe  gemacht,  den  Geldumlauf  des  Landes 

133)  A.  Wagner  i.  Schöneberg  I.,  S.  469. 

135)  Verträge  betr.  die  Zürcher  Abr.st.  bei  Fick,  Scheckgesetzgeb.,  S.  70.  Regle- 
ment ebendort,  S.  6  ff. 

136)  Es  mußten  alle  Schecks,  Wechsel,  Anweis,  und  ähnliche  Papiere  abgerechnet 
werden. 

137)  Art.  Giroverkehr  i.  Reichesberg. 

138)  Vgl.  Reglemente  der  Abr.st.  Bern,  Abteilung  Wechsel-Ausgleich  und  Abt. 
Scheck-Verkehr,  vom  1.  VIII.  1904. 

139)  Konkordate  der  Schweiz.  Emissionsbanken  von  1876,  1882,  1898,  1901. 
Bundesges.  vom  8.  III.  1881  (Banknotengesetz).  Reichesberg:  Art.  Banken,  Art.  Bank- 
noten weseu,  Art.  Giroverkehr,  Art.  Scheckverkehr,  Art.  Nationalbank;  Wolf,  Reform 
des  Schweiz.  Notenbankwesens;  Pfau,  Bankwesen  der  Schweiz. 
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zu  regeln  und  den  Zahlungsverkehr  zu  erleichtern.  ^*^)  Zu  diesem 
Zwecke  errichtete  sie  1907  an  den  bedeutenderen  Handelsplätzen 
des  Landes,  nämlich  in  Genf,  Basel,  St.  Gallen  und  1908  in  Lau- 
sanne Abrechnungsstellen.  Diejenigen  von  Zürich  und  Bern 
gingen  ebenfalls  an  sie  über;  so  daß  sie  nun  überall  den  Vorsitz 
und  die  Leitung  hat.  Sie  gleicht  die  Saldi  durch  Umschreibungen 
in  ihren  Girokonti  aus.  Der  Erfolg  der  Einrichtung  ist  erfreulich; 
die  Einlieferungen  nehmen  jährlich  zu.  Man  wird  allerdings  auch 
in  der  Schweiz,  ähnlich  wie  in  Deutschland,  nicht  erwarten  dürfen, 
daß  die  Abrechnungsstellen  jemals  eine  gleiche  Bedeutung  wie  in 
England  erlangen  werden;  denn  die  Nationalbank  hat  auch  einen 
Giroverkehr  durch  das  ganze  Land  nach  dem  Muster  der  Deutschen 
Keichsbank  eingerichtet,  und  neuerdings  ist  auch  der  Postscheck- 
und  -giroverkehr  eingeführt  worden. 

IV.  Anwendung  des  Abreehnungsverfahrens  außerlialb  des 

gewöhnlichen  Bankverkehrs. 

Es  ist  schon  früher  gesagt  worden,  daß  auch  außerhalb  des 
Bankverkehrs  Skontrationsverbände  bestehen.  Besonders  nahe- 
liegend war  eine  solche  Einrichtung  für  die  Eisenbahngesell- 
schaften, da  infolge  des  Transportverkehrs  ständig  Ansprüche 
zwischen  ihnen  entstehen. 

1.  So  wurde  1847  das  „R  a  i  1  w  a  y  -  C  1  e  a  r  i  n  g  h  o  u  s  e"  in 
London  gegründet.  Es  hatte  den  Zweck,  die  Forderungen  aus 
Einnahmen  und  Leistungen  abzurechnen,  die  im  Durchgangsver- 
kehr zwischen  zwei  oder  mehr  Eisenbahngesellschaften  entstehen. 
Allmonatlich  wird  vom  Clearinghouse  eine  Uebersicht  an  alle 
Gesellschaften  gesandt;  sie  enthält  einen  Auszug  der  laufenden 
Monatsrechnung.  Auf  Grund  dieses  Auszugs  ergibt  sich  ein  Saldo 
zu  Gunsten  oder  zu  Lasten  der  einen  Gesellschaft  gegenüber  einer 
oder  mehreren  andern.  Fast  alle  Eisenbahngesellschaften  sind  im 
Verbände.  ^*^)  Die  Saldi  werden  dem  Bankier  des  Clearinghouse 
bekannt  gegeben,  welcher  die  einzelnen  Bahnen  in  den  bei  ihm 
eröffneten  Konti  belastet  oder  entlastet.  Soweit  sie  aber  kein 
Konto  bei  ihm  haben,  gleicht  er  die  Saldi  mit  dem  Bankier  der 
betreffenden  Bahn  bankmäßig  aus. 

Im  Jahre  1883  hat  der  Verein  deutscher  Eisen- 
bahn Verwaltungen  eine  Abrechnungsstelle   in  Berlin  ge- 


Abr.st. 


140)  Bondesges.  über  die  Schweiz.  Nat.-Bank  vom  6.  Okt.  1905,  Art.  2. 

141)  G.  Cohn,  engl.  Eisenbahnpolitik,  Bd.  2,  S.  73  f.    Tessier,  S.  39;  Elster  Art. 
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gründet.  ^"*^)  Diese  ist  hervorgegangen  aus  der  seit  1871  be- 
stehenden „Generalsaldierungsstelle".  Sie  stellt  halbmonatlich 
den  Saldo  fest,  den  jede  Bahn  im  ganzen  aus  dem  Verbandsver- 
kehr zu  fordern  hat  oder  schuldet.  Die  mit  Passivsaldo  Beteilig- 
ten werden  von  der  Abrechnungsstelle  angewiesen,  an  diejenigen 
zu  zahlen,  die  ein  Guthaben  haben. 

In  Rußland  besorgt  die  Russische  Reichsbank  die  Ab- 
rechnung zwischen  den  verschiedenen  Eisenbahngesellschaften  auf 
Grund  eingelaufener  Nachweise.  Die  Saldi  werden  auf  den  Giro- 
konten der  einzelnen  Bahnen  ausgeglichen.  ^^^) 

2.  Aehnliche  Verhältnisse,  wie  bei  den  Eisenbahnen,  finden 
wir  beim  Postverkehr.  Hier  entstehen  fortwährend  Forderungen 
zwischen  den  Postverwaltungen  der  verschiedenen  Länder.  Sie 
werden  ausgeglichen  durch  das  Büro  des  Weltpostvereins  in 
Bern.  '^') 

3.  In  den  bisher  erwähnten  Skontrationsverbänden  werden  im- 
mer nur  in  Geld  zu  leistende  Zahlungen  skontriert.  Dies  ist  aber 
für  die  Skontration  nicht  begriffsnotwendig.  Es  können  vielmehr 
auch  andere  Leistungen,  z.  Bsp.  Warenlieferungen  abgerechnet 
werden.  Es  ist  auch  möglich,  daß  mit  diesen  gleichzeitig  auch  die 
daraus  entstandenen  Geldforderungen  skontriert  werden.  Dies  ist 
der  Fall  bei  Abwicklung  der  Börsentermingeschäfte.  ^*^)  Diese 
eignen  sich  besonders  gut  zur  Skontration,  weil  sie  sich  bei  einer 
verhältnismäßig  kleinen  Anzahl  von  Personen  konzentrieren.  Durch 
die  börsenmäßige  Erledigung  dieser  Geschäfte  wird  bewirkt,  daß 
Lieferung  und  Abnahme  der  an  der  Börse  gekauften  Waren  un- 
mittelbar zwischen  denjenigen  Teilnehmern  erfolgt,  die  mehr  ver- 
kauft als  gekauft  haben,  und  denjenigen,  die  mehr  gekauft  als 
verkauft  haben.  Besonders  die  Termingeschäfte  in  Effekten 
eignen  sich  für  eine  derartige  Abwicklung,  weil  sie  alle  an  be- 
stimmten Stichtagen  fällig  sind.  Es  haben  sich  daher  zu  diesem 
Zwecke  an  den  größern  Börsenplätzen  Verbände  gebildet.  ^^^)  So 
besteht  in  London  das  Stock  Exange  Clearinghouse;  an  andern  Orten 


14  2)  Schanz  i.  Elster,  Art.  Abr.-st.;  ferner  H.  W.  B.  Art.  Eisenbahnen,  S.  921. 
Dem  Verein  haben  sieh  auch  Eisenbahngesellschaften  des  Auslandes  angeschlossen. 

143)  Elster,  Art.  Abr.st. 

14  4)  Elster,  Art.  Abr.st.  Ueber  das  Büro  des  Weltpostvereins  vgl.  auch  H.  W.  E. 
Art.  Post,  S.  1114. 

145)  Ueber  Bör.<euliquidation  vgl.  Trumpler,  Z.  f.  H.  R.  50,  S.  411  f.;  Grüuhnt 
i.  Endemann  III.,  S.  279. 

146)  Darüber  näheres  bei  Trumpler,  Z.  f.  H.  R,  50,  und  dort  angegebene  Lit., 
S.  414,  Anm.  46;  H.  W.  B.  Art.  Abr.-St.,  Art.  Clearinghouse;  Haristoy,  S.  507  f.;  Tessier, 
S.  482  f.;  Cosack,  H.  R.,  S.  374. 
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werden  die  betreifenden  Vereinigungen  Arrangementsbüro,  Liqui- 
dationsbüro, Skontrierungs-  oder  auch  Saldierungsbüro  genannt.^^^) 
Das  Verfahren  ist  in  den  Grundzügen  überall  dasselbe  und  ähn- 
lich demjenigen  in  den  gewöhnlichen  Abrechnungsstellen,  immer- 
hin mit  bedeutenden,  durch  die  besondern  Umstände  gebotenen 
Abweichungen-  ^■*^) 

Für  die  Erledigung  der  Termingeschäfte  in  Waren  besteht 
viel  weniger  ein  Bedürfnis  nach  Liquidationsvereinen,  weil  sich 
hier  die  Lieferungstermine  nicht  auf  einige  wenige  bestimmte 
Tage  konzentrieren.  Gleichwohl  gibt  es  solche  Vereine  in  Liver- 
pool, nämlich  das  Cotton  Clearinghouse  und  das  Com  Clearing- 

house.  ^^^) 

Für    die   Abwicklung    der    Warentermingeschäfte    bestehen 

immerhin  noch  besondere  Einrichtungen,  welche  ähnliche  Wir- 
kungen, wie  die  Skontration,  erstreben.  Es  sind  dies  die  Waren- 
liquidations-  oder  Abrechnungskassen.  Die  erste  entstand  1882  in 
Havre;  sie  nannte  sich  „Caisse  de  liquidation  des  affaires  en 
marchandises".  In  London  besteht  seit  1888  das  „Produce  Clearing- 
house." Auch  in  Deutschland  und  andern  Ländern  gibt  es  solche 
Kassen.  Eine  eigentliche  Skontration  findet  hier  aber  nicht  statt; 
denn  es  bestehen  gar  keine  Forderungen  zwischen  mehr  als  zwei 
Personen.  Die  Tätigkeit  der  Kasse  besteht  nämlich  gerade  darin, 
zu  verhindern,  daß  zwischen  drei  oder  mehr  Personen  Schuldver- 
hältnisse entstehen.  Das  geschieht  folgendermaßen:  Wenn  zwei 
Personen  ein  Geschäft  miteinander  abschließen  wollen,  dann  be- 
nutzen sie  die  Kasse  als  Vermittlerin.  Diese  tritt  dann  als  Selbst- 
kontrahentin  zwischen  Käufer  und  Verkäufer,  indem  sie  zu  dem 
Preise,  zu  welchem  die  beiden  das  Geschäft  schließen  wollen,  an 
den  einen  verkauft  und  von  dem  andern  kauft.  Wird  die  gleiche 
Ware  vom  Käufer  weiter  verkauft,  dann  wiederholt  sich  dieses 
Verfahren.  Auf  diese  Art  kommt  zwischen  den  beiden  Personen, 
die  eigentlich  das  Geschäft  miteinander  abschließen  wollten,  über- 
haupt kein  Rechtsverhältnis  zustande.     Ein  solches  entsteht  viel- 

147)  Ueber  Börsenliquidation  in  der  Schweiz,  vgl.  Curti,  Schweiz.  H.  R.,  S.  57; 
ders.  i.  Bankarchiv  L,  S.  165.     Danach  gibt  es  Liquidationsvereine  an  der  Zürcher. 

Basler  und  Genfer  Börse.  ^   ,^  ..  .     o    r 

148)  Ueber  das  Verfahren  beim  „Liquidationsverein  für  Zeitgeschäfte  m  Berlin 
vgl.  Buchwald,  Baukbetrieb,  S.  284.  Statuten  des  Liquid.- Ver.  f.  Zeitgesch.  an  d.  Ber- 
liner Fondsbörse  i.  Z.  f.  H.  R.  14,  S.  468;  17,  S.  174;  18,  S-  502  f.  J'^^  Arrange- 
mentsordnung, Z.  f.  H.  R.,  21,  S.  262,  Bd.  23,  Beilagehett  S.  307;  Bd.  28  i.-  230  f. 
Reglemente  für  das  Liqnid.-Büro  des  Vereins  f.  Zeitgesch.  a.  d.  Berliner  Fondsbörse. 
7    f   H    R    Bd    18   S   513. 

H9)'Trumpler,  Z.  f.  H.  R.,  50,  S.  426;  Tessier,  S.  484:  Haristoy,  S.  513  f. 


^      1 


f 


ff        • 


ST- 


—     37     — 

mehr  immer  nur  zwischen  der  Kasse  einerseits  und  den  einzelnen 
Käufern  und  Verkäufern  anderseits.  Infolgedessen  können  beide 
Teile  ihre  gesamten  gegenseitigen  Verpflichtungen  jederzeit  mit- 
einander kompensieren.  Damit  haben  sie  aber  genau  das  erreicht, 
was  mit  der  Skontration  erstrebt  wird.  ^^^) 

V.  Statistisches. 

Die  Statistik  über  die  Umsätze  der  Abrechnungsstellen  ge- 
w^ährt  uns  deutliche  Einblicke  in  die  Volkswirtschaft  des  be- 
treffenden Landes.  So  kann  man  aus  der  Zusammensetzung  des 
in  die  Abrechnungstelle  gebrachten  Materials  Rückschlüsse  auf 
die  Beschaffenheit  des  Zahlungsverkehrs  ziehen,  ob  z.  Bsp.  mehr 
mit  Wechseln,  Anweisungen  oder  Schecks  bezahlt  werde.  Dies 
kann  aber  natürlich  nur  dann  festgestellt  werden,  wenn  die  Ab- 
rechnung der  betreffenden  Papiere  obligatorisch  ist. 

Ist  die  bankmäßige  Organisation  des  Zahlungsprozesses  noch 
nicht  weit  vorgeschritten,  dann  wird  die  Kompensationswirkung 
der  Abrechnung  gering  sein.  Denn  wenn  wenig  Personen  mit  den 
abrechnenden  Banken  in  laufender  Rechnung  stehen,  wird  die 
Wahrscheinlichkeit  kleiner,  daß  sich  unter  den  in  die  Abrech- 
nungsstelle gelangenden  Posten.  Aktiven  und  Passiven  ungefähr 
im  gleichen  Verhältnis  belinden.  Ein  Mißverhältnis  zwischen 
Aktiv-  und  Passivposten  kann  allerdings  auch  daher  rühren,  daß 
der  Strom  von  Gütern  sich  nur  in  einer  Richtung  bewegt.  Wo 
dies  in  ausgesprochenem  Maße  der  Fall  ist,  kann  das  Clearing- 
housesystem  überhaupt  nicht  angewendet  werden.  ^^0  Die  ge- 
ringe Kompensationswirkung  kann  auch  ihren  Grund  darin  haben, 
daß  zwischen  den  beteiligten  Banken  eine  gewisse  Funktions- 
differenzieruiig  besteht,  so  daß  infolgedessen  die  einen  vorwiegend 
als  Gläubiger,  die  andern  hingegen  als  Schuldner  an  der  Abrech- 
nung beteiligt  sind.  ^^^) 

Bei  gut  ausgebildetem  Abrechnungsverkehr  entsprechen  die 
Schwankungen  in  den  Umsätzen  gewöhnlich  den  Bewegungen  im 
Wirtschaftsleben.  Dies  ist  begreiflich:  denn  es  werden  umso 
höhere  Summen  zur  Ausgleichung  gelangen,  je  mehr  Geschäfte 
"•emacht  werden,  und  le  höhere  Preise  bezahlt  werden.     Aus  der 


150)  Vgl.  Franvois  i.  Bulletin  X.,  S.  80  f.;  Haristoy,  S.  513  f.;  Trumpler,  Z.  f. 
H.  R.,  50,  S.  428  f.;  Thaller,  droit  com.  N.  1045. 

151)  Jevons,  Geld  und  Geldverkehr,  S.  295. 

152)  Rauehberg,  Bulletin  I,  lere  livr.  S.  138,  berichtet  z.  Bsp.,  daß  von  den  Mit- 
gliedern des  Wiener  Saldierungsvereins  ein  Teil  zumeist  als  lukassostelle,  der  andere  als 
Zahlstelle  für  den  gesamten  volkswirtschaftl.  Zahlungsprozeß  funktioniere. 
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Abrechnung  am  medio  und  ultimo  lassen  sich  auch  Rückschlüsse 
auf  die  Börsengeschäfte  ziehen.  Die  Durchschnittsgröße  eines 
abgerechneten  Papieres  zeigt,  welche  Kreise  aus  dem  Abrech- 
nungssystem in  erster  Linie  Nutzen  ziehen:  Niedere  Durchschnitts- 
beträge werden  Beweis  dafür  sein,  daß  auch  die  kleinere  Ge- 
schäftswelt daran  beteiligt  ist. 

Wegen  der  hohen  Bedeutung,  die  so  den  Ausweisen  der  Ab- 
rechnungsstellen zukommt,  ist  es  sehr  wünschenswert,  daß  sie 
möglichst  einheitlich  und  detailliert  veröffentlicht  werden.  Sie 
werden  aber  leider  in  den  verschiedenen  Ländern  nicht  gleichartig 
abgefaßt.  Es  sollte  jeder  abgerechnete  Betrag  nur  einfach  gezählt 
und  nicht  die  Summe  der  Kredit-  und  Debetposten  als  Umsatz  an- 
gegeben werden.  Man  sollte  ferner  die  Stückzahl  der  abgerech- 
neten Papiere  angeben,  ebenso  ihre  Zusammensetzung  nach 
Effektengattungen,  wie  Schecks,  Wechseln,  Anweisungen  usw. 
Außerdem  wäre  es  wünschenswert,  daß  man  die  Kompensations- 
wirkung veröffentlichte. 

Folgende  statistische  Angaben  mögen  einen  Begriff  von  der 
Bedeutung  des  Abrechnungsverkehrs  geben. 

1.  Schweiz.  ^•^^) 


Stückzahl 


Umsatz  in  allen       Durch  Komp.    lieber  Girokto.       Durchschnitt 
Abr.  St.  in  Fr.       ausgegliclien    gutgeschrieben       eines  Stückes 


1907"*)    198  333      2133  657  291'")     75,83  %         24,17% 

1908  309  420     2  997  419  639»^)     68,32 «/«         31,68  7« 

1909  350  871      3  483  733  402»")     66,95  »/o         33,05% 


Fr.  10  776 — 
,  9  687.— 
.     9  929.— 


Im  Jahre  1909  sind  hiernach  rund  33^  Milliarden  Fr.  Schul- 
den ohne  Verwendung  von  Bargeld  getilgt  worden.  Es  wäre  aber 
ein  Irrtum,  zu  glauben,  es  seien  damit  ebensoviele  Milliarden  an 
Münze  erspart  worden.  Denn  es  ist  klar,  daß  auch  eine  Banknote 
oder  Bargeld  im  Jahre  einen  Umsatz,  der  ein  Vielfaches  ihres  Be- 
trages ausmacht,  bewältigen  kann.  Um  die  wirkliche  Ersparni.s 
an  Umlaufmitteln  zu  berechnen,  müßte  man  daher  zuerst  wissen, 
zu  wie  vielen  Geschäften  ein  Geldstück  oder  eine  Banknote  be- 
nutzt werden  kann. 

Die  Kompensationswirkung  ist  noch  verhältnismäßig  gering 

153)  Jahresberichte  der  Schweiz.  Nat.-Bank. 

154)  20.  VI.— 31.  XII.  1907. 

155)  Nur  Debetposten. 
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verglichen  mit  andern  Ländern.  In  D  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d  ^^'0  wurden 
beispielsweise  nicht  kompensiert:  25,7%  im  Jahre  1884,  22,6%: 
1909;  in  Hamburg  wird  bis  zu  94,5  %  kompensiert.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  ^^*")  betrug  das  Barmittelerfordernis  in 
allen  Clearinghäusern  schon  1885  nur  7,7  %.  Auch  in  1 1  a  1  ie  n  ^^«) 
mußten  1906  nur  9,6%  des  Gesamtumsatzes  aller  Abrechnungs- 
stellen in  bar  oder  durch  Giro  ausgeglichen  werden. 

Die  hohen  Durchschnittsbeträge  des  einzelnen  abgerechneten 
Stückes  zeigen,  daß  der  Abrechnungsverkehr  zunächst  nur  den 
Großgeschäften  direkt  zugute  kommt.  In  Deutschland  ^^^)  waren 
die  Verhältnisse  früher  ähnlich.  Mit  der  immer  weiter  fort- 
schreitenden Einbürgerung  des  Clearingwesens  sind  aber  die 
Durchschnittsbeträge  bedeutend  gesunken.  1884  machte  der 
Durchschnittsbetrag  eines  Stückes  6129.—  M.  aus,  1909  nur  noch 
4317. —  M.  Eine  ähnliche  Wirkung  wird  auch  in  der  Schweiz  zu 
erwarten  sein. 

2.  Vergleich  der  riearinghouseumsätze  in  den  verschiedenen 

Ländern. 

In  Millionen  Reichsmark: 


London 


Verein. 
Staaten 


Deutsch- 
land 


Paris  '•'')       Wien      |    Italien 


10S\ 

Schweiz 


!  1906  •««)  I  »••) 

259  856  661  919  42  036  14  463   3895   40  822 

I  1907  '«0)  I 

260  247  649  250  45  31 3  20  095   5 1 85 

161)  j  15»)  16S)  1908  'M)         '«^9) 

247  613  529  942  45  961  21 136   5598 

'•«)  '      »»)      »**)  1909  '") 

276  315  665  615  51  427  23  668 


1727 
2427 

2821 


15«)  Elster,  Art.  Abr.-St. 

157)  Rauchberg,  Stat.  Mouatssclir.  XIII.,  S.  311. 

15S)  H.  W.  B.  Art.  Cl.-H. 

150)  Elster,  Art.  Abr.-St. 

160)  H.  W.  B.  Art.  CI.-H. 

161)  The  Economist;  Dez.  31.     1910  (town  u.  countryel.  zusamineu). 

162)  Riesser,  die  dentschen  Großbanken. 

163)  Jahresberichte  der  Schweiz.  Nat.-Bank. 

164)  Berliner  Jahrbuch  für  Handel  und  Industrie  1909. 

165)  Deutsehe  Revue,  Jahrg.  35,  Bd.  2,  S.  344. 

166)  Debet-  und  Kreditposten. 

167)  Wahrscheinlich  Debet-  und  Kreditposten,  vgl.  Haristoy,  S.  622;  Tessier, 
S.  400. 
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Bei  der  Yer^leichiing  der  Umsätze  ist  nicht  zu  vergessen,  daß 
in  Deutschland,  Frankreich,  Oesterreich-Ungarn  und  der  Schweiz 
durch  den  lokalen  und  interlokalen  Giroverkehr  gewaltige  Sum- 
men ausgeglichen  werden.  In  England  und  den  Vereinigten 
Staaten  existiert  dagegen  eine  solche  Einrichtung  nicht. 

3.  Relative  Bedeutung  des  Abrechnungssystenis.  ^•^*') 

Die  Abrechnung  betrug,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  aus- 
gerechnet: 

1008.  In  London  und  8  Provinzialplätzen      265  088 
1908/09.  An  123  Plätzen  der  Ter.  Staaten    065  948 


Oesamtumsafz 
Mill.  M.  pru  Kopf 


1909.  An  20  deutschen  Plätzen 
1906.    An  7  italienischen  Plätzen 
1908.  An  3  österreichischen  Plätzen 

1908.  An  6  japanischen  Plätzen 

1909.  An  6  schweizerischen  Plätzen  ^^^) 


51427 
20  410 

6616 
13  182 

2821  ^**'*) 


6388.—  M. 
8762.— 

804.— 

628.— 

109.— 

282.— 

749.— 


168)  Schanz,  Art.  Abr.-St.  i.  Elster. 

169)  Jahresbericht  der  Schweiz.  Nat.-Bank  1909. 

170)  Volkszählung  1910. 
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Erster  Abschnitt. 

TSa^  nbrcchnungsübereinkommen. 

§4. 

Begriff  und  Zweck  des  Abrechnungsübereinkommens. 


I.  BegrifiF. 

Die  Skontration  in  den  Abrechnungsstellen  zeichnet  sich  da- 
durch aus,  daß  diejenigen,  die  daran  teilnehmen  wollen,  sich  zu 
einem  festen  Verbände  zusammenschließen.  Das  geschieht  regel- 
mäßig dadurch,  daß  ein  schriftliches  Abkommen  getroffen  wird, 
in  welchem  der  Zweck  der  Vereinigung,  die  Art  und  Weise,  wie  er 
erreicht  werden  soll,  sowie  die  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder 
festgesetzt  werden- 

Immerhin  verlangt  die  Skontration  keine  vorausgehende  aus- 
drückliche Uebereinkunft  der  Beteiligten.  Sie  setzt  allerdings 
die  Einwilligung  der  davon  Betroffenen  voraus,  da  nach  Gesetz  ^^^) 
Geldschulden  in  Landesmünze  zu  zahlen  sind.  Diese  Einwilli- 
gung kann  natürlich  im  voraus,  schriftlich  oder  mündlich  aus- 
drücklich gegeben  werden.  Dann  liegt  ein  pactum  de  scontrando 
vor,  durch  das  sich  die  Teilnehmer  zu  einmaliger  oder  wiederholter 
Skontration  gewisser  Forderungen  verpflichten.  Die  Skontranten 
können  aber  ihre  Zustimmung  dazu  auch  durch  konkludente 
Handlung  oder  erst  nachträglich  erteilen. 

Daß  der  Skontration  mittelst  Abrechnungsstellen  jedoch  in 
der  Regel  ein  Uebereinkommen  vorausgeht,  ist  begreiflich.  Denn 
nur  dadurch,  daß  die  Teilnehmer  sich  im  voraus,  und  zw^ar  ein  für 
allemal,  schriftlich  oder  mündlich  verpflichten,  kann  der  Zweck  der 
ganzen  Veranstaltung,  nämlich  Förderung  des  bargeldlosen  Zah- 
lungsverkehrs, erreicht  werden.  Es  kann  ferner  dem  Einzelnen 
nicht  gleichgültig  sein,  mit  wem  er  abrechnet;  denn  das  Abrech- 
nungsverfahren erfordert  stets  einen  Kredit,  wenn  auch  nur  für 
wenige  Stunden.  Damit  ist  aber  die  Möglichkeit  von  Verlusten  ge- 
geben: Um  diese  zu  vermeiden,  muß  also  der  Kreis  der  Teilnehmer 
fest  umschrieben  werden.    Die  ganze  Einrichtung  erfordert  ferner 

171)  S.  0.  R.  Art.  84 
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einen  gewissen  technischen  Apparat,  der  sorgfältig  vorbereitet 
werden  muß.  Aus  allen  diesen  Gründen  schließen  sich  die  Teil- 
nehmer zu  einem  Verbände  zusammen,  dessen  nähere  Einrich- 
tungen im  Abkommen  regelmäßig  schriftlich  festgelegt  werden. 
Dieses  stellt  somit  nicht  nur  ein  pactum  de  scontrando  dar,  son- 
dern darüber  hinaus  regelt  es  noch  die  Kechte  und  Pflichten  der 
Teilnehmer  als  Verbandsmitglieder,  und  außerdem  ordnet  es  das 
Verfahren  bei  der  Abrechnung. 

Dieses  Uebereinkommen  führt  in  der  Praxis  keinen  be- 
sondern Namen.  Bei  der  Berliner  Abrechnungsstelle  wird  es  ge- 
nannt: „Bestimmungen  für  die  Abrechnungsstelle  zu  Berlin." 
Diese  zerfallen  in  zwei  Teile,  nämlich  in  das  „Abkommen"  und  in 
die  „Geschäftsordnung",  welche  auf  Grund  einer  Bestimmung  des 
Abkommens  erlassen  worden  ist-  Entsprechend  ist  bei  den  Ab- 
rechnungsstellen der  Nationalbank  von  „Vertrag"  und  „Regle- 
ment" die  Rede.  Da  durch  das  Abkommen  die  Abrechnungsstellen 
gegründet  und  organisiert  werden,  die  Abrechnung  also  ermöglicht 
wird,  kann  man  es  wohl  am  einfachsten  und  treffendsten  „Ab- 
rechnungsübereinkommen" nennen. 

II.  Zweck. 

Wie  aus  den  Abrechnungsübereinkommen  zu  entnehmen  ist» 
werden  sie  zwecks  Erleichterung  des  gegenseitigen  Verkehrs  der 
daran  beteiligten  Banken  geschlossen.  ^"-)  Dieses  Ziel  soll  er- 
reicht werden  durch  Aufrechnung  der  zwischen  denselben  ent- 
stehenden Forderungen  mittelst  Skontration  in  den  Abrechnungs- 
stellen. Es  ist  schon  früher  gezeigt  worden,  welch  große  ökono- 
mische Vorteile  den  Abrechnenden  aus  einem  derartigen  Verfahren 
unmittelbar  erwachsen.  Ferner  haben  wir  gesehen,  daß  die  Ab- 
rechnung, infolge  ihrer  bargeldsparenden  Wirkung,  von  größter 
Wichtigkeit  für  die  Volkswirtschaft  eines  Landes  ist,  ja  daß  in 
dieser  Richtung  erst  ihre  eigentliche  Bedeutung  zu  suchen  ist.  Trotz- 
dem sind  es  aber  nicht  diese  volkswirtschaftlichen  Interessen,  wenig- 
stens nicht  in  erster  Linie,  die  den  Abschluß  der  Abrechnungsüber- 
einkommen veranlassen.  Die  Banken  treten  vielmehr  den  Abrech- 
nungsstellen bei,  um,  wie  die  Abkommen  deutlich  sagen,  '*-)  ihren 
gegenseitigen   Verkehr   zu   erleichtern;     sie   verfolgen    also   ihre 

i'2)  Zürich,  V.  Nr.  1:  „Die  unterzeichneten  Bankhäuser  errichten  zur  Erleich- 
terung ihres  gegenseitigen  Verkehrs  eine  gemeinsame  Abrechnungsstelle."  Ebenso  St. 
G.,  V.  Nr.  1;  Bern,  Abr.-St.,  Abt.  Wechselausgleich  bezeichnet  als  Zweck  der  Wechsel- 
ausgleichung, die  Verwendung  von  effektiven  Zahlungsmitteln  tunlichst  einzuschränken. 
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eigenen  Interessen,  indem  sie  sich  die  ökonomischen  Vorteile,  die 
eine  solche  Verkehrserleichterung  zur  Folge  hat,  zu  Nutze  machen 
wollen.  Nur  bei  der  Nationalbank,  als  der  vom  Gesetz  ^^^)  be- 
stellten Hüterin  des  Geldumlaufes  des  Landes,  mögen  Erwägungen 
volkswirtschaftlicher  Natur  Anlaß  zur  Gründung  der  xVbrech- 
nungstellen  gegeben  haben. 

Es  ist  daher  nicht  richtig,  wenn  verschiedene  Schriftsteller 
behaupten,  die  Abrechnungsverbände  bezweckten  nicht  Förderung 
der  Vermögensinteressen  der  Einzelnen,  sondern  Förderung  der 
Abrechnung,  also  allgemeiner  volkswirtschaftlicher  Interessen.^' ^) 
Allerdings  soll  die  Abrechnung  gefördert  werden,  und  gewiß 
erwachsen  daraus  der  Volkswirtschaft  große  Vorteile.  Damit  ist 
aber  noch  nicht  gesagt,  daß  sich  die  Banken  aus  diesen  Gründen 
am  Abrechnungsverfahren  beteiligen;  denn  wir  haben  ja  gesehen, 
daß  letzteres  den  Abrechnenden  unmittelbar  von  großem  ökonomi- 
scheu Nutzen  ist.  Wie  wir  aber  soeben  festgestellt  haben,  ist  es 
gerade  diese  Wirkung  der  Abrechnung,  welche  die  Errichtung  von 
Abrechnungsstellen  veranlaßt- 

§5. 

Die  Subjekte  des  Uebereinkommens. 

Wir  haben  aus  dem  geschichtlichen  Ueberblicke  ersehen,  daß 
auf  den  Messen  des  Mittelalters,  sowie  auf  den  festen  Skontra- 
tionsplätzen  grundsätzlich  jedermann  zur  Skontration  zugelassen 
wurde,  der  ein  Interesse  daran  hatte.  Mancherorts  verlangte  man 
allerdings  von  den  Teilnehmern  gewisse  Garantien. 

Auch  heute  kann  an  und  für  sich  jedermann  einer  Abrech- 
nungsstelle beitreten.  Es  bestehen  keinerlei  gesetzliche  Vor- 
schriften, die  dies  von  besonderen  Voraussetzungen,  z.  Bsp.  der 
Bankierseigenschaft  abhängig  machen.  Tatsächlich  beteiligen 
sich  aber,  mit  seltenen  Ausnahmen,  nur  die  größten  Bankfirmen 
eines  Platzes  an  der  Abrechnung,  und  die  Zulassung  weiterer  Teil- 


173)  Nat.-Bank-Ges.  Art.  2  und  15,  No.  6. 

17-J)  Neuhaus  S.  41:  „Endzweck  ist  nicht  Förderung  der  privaten  Vermögens- 
interessen, sondern  ein  sehr  objektiver  Zweck:  Erleichterungen  von  Zahlungen  im 
Interesse  des  Verkehrs,  mittelst  Skontration." 

Teschemacher  a.  a.  0.,  S.  414,  Anm.  35:  Abrechnungsvereiu  bezweckt  nicht  För- 
derung des  Vermögensinteressens  des  Einzelnen,  sondern  Förderung  der  Abrechnung  und 
daher  der  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Interessen. 
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nehmer  wird  in  den  Verträgen  sehr  erschwert.  ^'^)  Einige  italie- 
nische Abrechnungsstellen  sind  in  dieser  Beziehung  weitherziger, 
indem  sie  selbst  Privatleute  aufnehmen.  Wo  die  schließliche  Aus- 
gleichung der  Saldi  durch  Giroüberweisung  geschieht,  dient  eines 
der  Mitglieder  als  Girobank,  bei  der  alle  andern  Girokonti  halten 
müssen.  Diese  Rolle  wird  naturgemäß  jeweilen  der  bedeutendsten 
Girobank  eines  Platzes  zufallen,  in  der  Schweiz  und  in  Deutsch- 
land also  der  Nationalbank  respektiv  der  Reichsbank.  Mancher- 
orts nimmt  die  Girobank  bei  der  Abrechnung  selber  eine  Aus- 
nahmestellung ein.  so  beteiligt  sich  die  Bank  von  England  nur 
aktiv  an  der  Abrechnung,  während  die  Banque  de  France  zwar 
auch  Mitglied  der  Abrechnungsstelle  ist,  aber  nur  zwecks  Aus- 
gleichung der  Saldi.  Denkbar  wäre  schließlich  auch,  daß  die 
Girobank  gar  nicht  am  Abrech nungs vertrage  beteiligt  wäre;  die 
Schlußausgleichung  würde  dadurch  nur  etwas  umständlicher;  sie 
würde  sich  dann  etwa  ähnlich  derjenigen  des  Vereins  deutscher 
Eisenbahnverwaltungen"  gestalten. 


§6. 

Form  und  Voraussetzungen  des  Abrechnungs- 
übereinkommens. 


I.  Form. 

Ein  Abkommen,  in  dem  sich  die  Beteiligten  zur  Skontration 
verpflichten,  kann  an  sich  formlos  geschlossen  werden;  denn  nach 
Art.  11  0.  R.  bedürfen  Verträge  zu  ihrer  Gültigkeit  nur  dann  einer 
Form,  wenn  das  Gesetz  eine  solche  verlangt. 

II.  Voraussetzungen. 

Abrechnung  ist  eine  Art  der  Skontration.  Also  gehören  zur 
Abrechnung  und  damit  zum  Abrechnungsvertrag  begriffsnot- 
wendig mindestens  drei  Personen.  Natürlich  können  auch  bloß 
zwei  Personen  übereinkommen,  bestimmte  gegenseitige  Leistungen 
durch  Verrechnung  zu  tilgen.  Dies  wäre  aber  nur  ein  Kompen- 
sationsvertrag, durch  den  sich  zwei  Parteien  verpflichten,  Forde- 
rungen die  ihnen  gegeneinander  zustehen,  aufzuheben,  soweit  sie 
sich   decken.     Das   Eigentümliche   der   Abrechnung  besteht   aber 

17  5)  Gemäß  Berliner  Abkommen,  C  2,  bedarf  es  zur  Aufnahme  neuer  Mitglieder 
eines  einstimmigen  Beschlusses  der  Anwesenden.  In  Zürich,  V.  No.  12,  ist  %  Mehr- 
heit der  Anwesenden  nötig;  in  St.  Gallen,  V.  No.  11,  %  der  bisherigen  Mitglieder. 
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gerade  darin,  daß  ein  Schuldner  das,  was  er  dem  einen  schuldet, 
aufrechnen  kann  mit  Forderungen,  die  ihm  gegen  andere  zustehen. 

§  7. 

Inhalt  des  Abkommens. 


Im   Folgenden    sollen    die   Verpflichtungen    der    am    Abrech- 
nungsübereinkommen    beteiligten      Parteien     näher     untersucht 

werden. 

I.  Rechte  und  Pflichten,  die  alle  Teilnehmer  gleichmäßig  treffen. 

1.  Verpflichtung  zur  Abrechnung  gewisser 
Forderungen.  Im  Abkommen  wird  vor  allem  bestimmt,  was 
zur  Abrechnung  gebracht  werden  muß  und  was  gebracht  werden 
darf.  An  sich  kann  jede  Geldforderung  durch  Skontration  aus- 
geglichen werden.  Das  in  den  Abrechnungsstellen  angewendete 
Verfahren  setzt  jedoch  voraus,  daß  nur  schriftlich  fixierte  Forde- 
rungen zur  Abrechnung  eingereicht  werden.  Dies  ist  nötig,  um 
eine  Prüfung  derselben  zu  ermöglichen  und  zur  größern  Sicher- 
heit des  Abrechnungsverkehrs.  So  werden  in  den  verschiedenen 
Abrechnungsstellen  der  Reichsbank  und  der  Nationalbank  Schecks, 
Wechsel,  Anweisungen  und  ähnliche  Papiere  abgerechnet,  ferner 
Rechnungen  über  Effekten,  Quittungen,  Kupons,  Dividenden- 
scheine u.  s.  w.  In  Hamburg  müssen  überhaupt  alle  gegenseitigen 
schriftlichen  Zahlungsverpflichtungen  mittelst  der  Abrechnungs- 
stelle ausgeglichen  werden.  ^'^^) 

Aus  was  für  Gründen  eine  Bank  solche  bei  ihr  präsentierte 
Papiere  einlöst,  ist  völlig  gleichgültig.  Es  kann  dies  sowohl 
obligandi,  als  solvendi  oder  donandi  causa  geschehen.  Solvendi 
causa  geschieht  z.  Bsp.  eine  Einlösung,  wenn  dadurch  ein  vom 
Empfänger  akzeptierter  Wechsel  beglichen  wird.  Viel  häufiger 
werden  aber  die  Fälle  sein,  in  denen  durch  die  Abrechnung  eines 
Papieres  nicht  ein  Schuldverhältnis  zwischen  dem  Einreichenden 
und  dem  Präsentaten*  getilgt  wird,  sondern  ein  solches  zwischen 
diesem  und  einem  Dritten.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  eine  Bank 
Schecke  einlöst,  die  einer  ihrer  Kunden  auf  sie  gezogen  und  weiter 
gegeben  hatte,  ebenso,  wenn  ihr  Anweisungen,  Wechsel,  Kupons 
und  ähnliche  Papiere,  die  bei  ihr  nur  zahlbar  gestellt  sind,  einge- 
liefert werden.  Hier  geschieht  die  Einlösung  zwar  auch  solvendi 
causa,  aber  es  wird  dadurch  nicht  eine  Verpflichtung  gegenüber 

170)  Art.  Abr.-St.  i.  H.  W.  B.,  S.  8. 


i 


I, 


—    46    — 

der  einreichenden  Bank  erfüllt,  sondern  eine  solche,  die  gegenüber 
einem  außerhalb  der  Abrechnungsstelle  stehenden  Dritten  besteht- 
Eine  Einlösung  obligandi  causa  ist  beispielsweise  derart  denkbar, 
daß  der  Einreichende  ein  Darlehen  vom  Empfänger  erhalten  soll 
und  zu  diesem  Zwecke  eine  Quittung  darüber  einliefert,  worauf 
ihm  dann  die  Darlehensumme  im  Abrechnungs verfahren  gut- 
geschrieben wird.  Aehnlich  könnte  man  sich  eine  Einlösung 
donandi  causa  vorstellen.  Es  ist  daher  ungenau,  wenn  viele 
Schriftsteller  nur  von  gegenseitigen  Forderungen  und  Schulden 
reden,  die  im  Abrechnungsverfahren  ausgeglichen  werden.  ^^') 
Erst  nachdem  die  ursprünglich  eingelieferten  Papiere  von  den  Ab- 
rechnenden im  Laufe  des  Verfahrens  anerkannt  worden  sind,  sind 
alle  in  ihnen  verkörperten  Schuldverhältnisse  zu  direkten  Ver- 
pflichtungen der  Abrechnenden  unter  sich  geworden. 

a.  Umfang  des  A  b  r  e  c  h  n  u  n  g  s  z  w  a  n  g  e  s.  Die  in 
den  einzelnen  Abkommen  getroffenen  Bestimmungen  ^'^),  durch 
welche  festgestellt  wird,  was  für  Papiere  abgerechnet  werden  müs- 
sen, entsprechen  dem  bei  der  gewöhnlichen  Skontration  üblichen 
pactum  de  scontrando.  Es  entsteht  daraus  für  die  Mitglieder  des 
Abrechnungsverbandes  eine  Abrechnungspflicht.  Diese  hat  fol- 
genden Inhalt:  Jeder  Teilnehmer  hat  die  Pflicht  und  das  Recht, 
die  im  Abkommen  bezeichneten,  in  seinem  Besitze  befindlichen 
Papiere  durch  die  Abrechnungsstelle  einzulösen.  Dem  entspricht 
naturgemäß  ein  Recht  und  eine  Pflicht  jedes  Teilnehmers,  der- 
artige, bei  ihm  zahlbare  Papiere,  die  im  Besitze  anderer  Mitglieder 
sind,  durch  Abrechnung  zu  begleichen,  sofern  er  sie  überhaupt  ein- 
lösen will.  Deshalb  kann  der  Inhaber  eines  Papiers  keine  Bar- 
zahlung verlangen;  wird  ihm  solche  angeboten,  dann  kann  er  sie, 
ohne  in  Annahmeverzug  zu  kommen,  zurückweisen;  umgekehrt 
kommt  der  aus  dem  Papier  Verpflichtete  nicht  in  Schuldnerverzug, 
wenn  er  Barzahlung  verweigert.^'")   In  der  Regel  wird  aber  wegen 


177)  Düringer-Haehenburg,  Bd.  3,  H.  G.  B.  1905,  S.  47;  R.  Koch,  Z.  f.  H.  R.,  29, 
S.  87,  und  Revue,  S.  344,  Jahrg.  35,  II.;  Lehmann,  H.  ^.  §  186  u.  a.  Dagegen  im 
hier  ausgeführten  Sinne  Cohn  i.  Endemann  III.,  lur  die  einfache  Skontration;  Cosack, 
fl.  R.,  S.  315;  Teschemacher,  a.  a.  0.,  S.  417  ff.  u.  a. 

178)  Vertrag  Zürich  No.  3:  Alle  in  Schweizerwährung  ausgestellten  Scheck, 
Wechsel,  Anweisungen  und  ähnliche  Papiere  müssen  abgerechnet  werden.  St.  Gallen, 
V.  No.  3  ebenso. 

179)  Ebenso  Cohn  i.  Endemann  IIL,  S.  1070,  bezüglich  Skontration  im  allgemei- 
nen; Neuhaus,  a.  a.  0..  S.  40;  Koch,  Z.  f.  H.  R.,  29,  S.  87;  Gareis,  H.  R.,  §  68,  VI.; 
Entsch.  des  R.  0.  H.  G.,  Bd.  20,  S.  28,  betreff.  Börsenliquidationsvercin  Dresden:  „Durch 
Beitritt  zum  Liquidationsprogramm  haben  sich  die  Beteiligten  verpflichtet,  von  jeder 
direkten  Erledigung  ihrer  Engagements  abzusehen." 
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Verletzung  der  Abrechnungspflicht  nur  Ersatz  des  Schadens  ver- 
langt werden;  unter  Umständen  gibt  ein  solches  vertragswidriges 
Verhalten  den  übrigen  Mitgliedern  das  Recht  zu  sofortiger  Kündi- 
gung. Da  das  pactum  de  scontrando  ein  Bestandteil  des  Abkom- 
mens ist,  zieht  seine  Verletzung  diejenigen  Folgen  nach  sich,  die 
überhaupt    durch    eine  Verletzung    des    Abkommens    verursacht 

werden. 

Anderer  Meinung,   bezüglich   der  Wirkung  des   im   Abrech- 
nungsübereinkommen   enthaltenen     pactum     de     scontrando,     ist 
Teschemacher.  ^^^)     Er  sagt,   ein   Mitglied  könne   nicht   gezwun- 
gen werden,  ein  Papier  zur  Abrechnung  zu  bringen,  etwa  dadurch, 
daß  eine  Bareinlösung  eines  skontrationspflichtigen  Papieres  ver- 
weigert werde.    Er  meint,  dies  würde  zu  ganz  unhaltbaren  Konse- 
quenzen führen.    Zum  Beweise  führt  er  den  Fall  an,  daß  an  einem 
Orte,    an  dem   absolute   Skontrationspflicht  besteht,    das   Akzept 
eines  Teilnehmers  erst  nach   Beendigung  der  Abrechnung,   kurz 
vor  Ablauf  der  Protestfrist,  in  die  Hände  eines  anderen  Mitgliedes 
gelangt.      In  einigen  Abkommen    sind    nun    die  Fälle,  in    denen 
direkte    Einlösung   zugelassen    wird,    ausdrücklich    erwähnt.      So 
können  in  St.  Gallen  solche  Papiere,  die  wegen  verspäteten  Ein- 
treffens nicht  mehr  in  die  Abrechnungsbogen  eingestellt  werden 
konnten,  direkt  eingezogen  werden.     In  Zürich  ist  dies  ganz  all- 
gemein in  dringenden  Fällen  gestattet.    Daraus,  daß  derartige  Be- 
stimmungen aufgestellt  worden  sind,  kann  wohl  die  Absicht  der 
Vertragschließenden    entnommen    werden,'  daß    im    übrigen    eine 
andere  Einlösungsart  von  jedem  Beteiligten  zurückgewiesen  wer- 
den kann.     Aber  auch  da,  wo  solche  Klauseln  nicht  bestehen,  ist 
wohl  der  Parteiwille  im  gleichen  Sinne  auszulegen.     Es  muß  also 
auch  da  ein  Recht  der  Mitglieder  angenommen  werden,  Einlösung 
außerhalb  des  Abrechnungsverfahrens  zu  verweigern.     Aus  Sinn 
und  Zweck  der  Abrechnung  ergibt  sich  jedoch  ohne  weiteres,  daß 
solche  Papiere,  die  wegen  verspäteten  Eintreffens  nicht  mehr  in 
die  Abrechnungsbogen  eingestellt  werden  konnten,  direkt  einge- 
zogen werden  dürfen.     Die  Abrechnung  ist  ja  nicht  Selbstzweck; 
sie  soll  lediglich  durch  ihre  bargeld-  und  arbeitsparende  Tätigkeit 
den  Banken  die  Ausgleichung  ihrer  gegenseitigen  Forderungen  er- 
leichtern und  den  Geldumlauf  des  Landes  regulieren  helfen.     Aus 
diesen  Gründen  wird  sie  für  die  Teilnehmer  obligatorisch  gemacht; 
aber  aus  den  gleichen  Gründen  kann  den  Beteiligten  eine  Teil- 
nahme daran  nicht    mehr  zugemutet  werden,    wenn    diese  keine 

180)  Teschemacher,  a.  a.  0.,  S.  431,  Anm.  62. 
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ZaKlungserleichterung,   sondern   im   Gegenteil   eine   Erschwerung 
bedeutet. 

Daß  das  Bestehen  eines  Abrechnungszwanges  im  hier  ausge- 
führten Sinne  wohl  im  Willen  der  Parteien  liegt,  ergibt  sich  dar- 
aus, daß  dies  den  Interessen  derselben  und  dem  von  der  Abrech- 
nungsstelle erstrebten  Zwecke  entspricht;  denn  es  wird  dadurch 
naturgemäß  ein  stärkerer  Druck  auf  die  Mitglieder  ausgeübt,  ihren 
Verpflichtungen  nachzukommen,  als  wenn  Verletzung  der  Skon- 
trationspflicht  nur  Schadenersatzansprüche  erzeugen  würde- 

b.  Pflicht,  bei  der  Abrechnung  anwesend  zu 
sein.  Aus  der  Skontrationspflicht  ergibt  sich  von  selbst  die  Ver- 
pflichtung für  die  Mitglieder,  bei  jeder  reglementarischen  Abrech- 
nung anwesend  zu  sein;  auch  diejenigen  dürfen  nicht  fehlen,  die 
nichts  einzuliefern  haben;  denn  sie  müssen  die  Papiere  entgegen- 
nehmen, die  die  andern  auf  sie  einreichen.  Das  Nichterscheinen 
bei  der  Abrechnung  bedeutet  eine  Weigerung,  auf  die  Skontration 
einzugehen  und  zieht  somit  die  Folgen  nach  sich,  die  überhaupt 
durch  eine  Verletzung  der  Skontrationspflicht  verursacht  werden. 
Es  ergibt  sich  aus  der  Natur  der  Sache,  daß  die  Geschäftsinhaber 
oder  Direktoren  der  Bankhäuser  nicht  persönlich  zu  erscheinen 
brauchen,  sondern  Vertreter  entsenden  dürfen.  Diese  legitimieren 
sich  beim  Vorsteher  des  Abrechnungsbüros  durch  eine  besondere, 
vorgedruckte  Vollmacht,  durch  die  sie  zu  allen  nötigen  Rechts- 
handlungen ermächtigt  werden.  Die  Mitglieder  der  Abrechnungs- 
stelle haften  für  ihre  zur  Abrechnung  gesandten  Vertreter  gemäß 

Art.  101  0.  R. 

Die  am  Abrechnungsübereinkommen  Beteiligten  müssen  nicht 
nur  bei  der  Abrechnung  anwesend  sein  und  gewisse  Papiere  skon- 
trieren;  sie  haben  auch  ein  ganz  bestimmtes  Verfahren  dabei  zu  be- 
obachten, das  durch  Vertrag  und  Reglement  genau  festgelegt 
wird.  Ein  Zuwiderhandeln  bedeutet  Vertragsverletzung  und  hat 
also  die  von  einer  solchen  verursachten  Folgen. 

c.  Einlieferung  eines  Papiers  zur  Abrech- 
nung gilt  als  gehörige  Präsentation  zur  Zah- 
lung. Diese  Bestimmung  findet  sich  regelmäßig  in  allen  Ab- 
rechnungsverträgen. Sie  ist  von  großer  Wichtigkeit;  denn  laut 
Art.  818  und  836  0.  R.  können  Wechsel  und  Schecks  nur  im  Ge- 
schäftslokal oder  in  Ermangelung  eines  solchen  in^  der  Wohnung 
des  Bezogenen  zur  Zahlung  präsentiert  werden.  An  einem  andern 
Orte  kann  dies  nur  mit  beiderseitigem  Einverständnis  geschehen. 
Ein  solches  Einverständnis  bedeutet  nun  die  obige  Bestimmung. 
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Infolgedessen  können  Wechsel  und  Schecks,  deren  Einlösung  in 
der  Abrechnungsstelle  verweigert  worden  ist,  sofort  protestiert 
werden,  ohne  daß  sie  im  Geschäftslokal  des  Bezogenen  nochmals 
zur  Zahlung  vorgelegt  werden  müssen.  Dies  ist  für  die  Umsätze 
im  Clearingverkehr  von  großer  Wichtigkeit;  denn  sehr  oft  können 
Wechsel  und  Scheck  erst  am  letzten  Tage  der  Präsentationsfrisfc 
in  die  Abrechnungsstelle  eingeliefert  werden.  Würde  dann  die 
Einlösung  verweigert,  dann  müßten  die  betreffenden  Papiere,  wenn 
die  erwähnte  Bestimmung  nicht  wäre,  zuerst  noch  im  Geschäfts- 
lokal des  Bezogenen  präsentiert  werden.  Dazu  bliebe  aber  häufig 
keine  Zeit  mehr.  Um  diese  Gefahr  zu  vermeiden,  würden  deshalb 
solche  Papiere  gar  nicht  erst  in  die  Abrechnungsstelle  gebracht, 
sondern  direkt  eingezogen  werden.  Durch  die  Bestimmung  wird 
ferner  erreicht,  daß  Wechsel  möglichst  lang  in  Zirkulation  bleiben 
kiinnen.  Das  deutsche  (§  12)  und  österreichische  (§  10)  Scheck- 
gesetz haben  dieser  Bestimmung  Gesetzeskraft  verliehen,  damit 
sie  allgemeine  Geltung  erlange,  auch  gegenüber  den  außerhalb 
des  Abrechnungsverkehrs  stehenden  Ausstellern  und  Indossanten. 
Ein  Bedürfnis  für  eine  derartige  Gesetzesbestimmung  liegt  meines 
Erachtens  in  der  Schweiz  nicht  vor,  so  wenig  als  es  eigentlicli  für 
Deutschland  der  Fall  war.  Denn  nach  Art-  836  0.  R.  finden  dia 
Bestimmungen  über  den  gezogenen  Wechsel  auch  auf  den  Scheck 
Anwendung,  soweit  sie  nicht  mit  den  für  diesen  geltenden  Vor- 
schriften in  Widerspruch  stehen.  Demgemäß  gilt  auch  Art.  818 
0.  R.  für  Schecks.  Danach  kann  mit  beidseitigem  Einverständnis» 
die  Präsentation  zur  Zahlung  an  einem  andern  Orte  als  dem  Ge- 
schäftslokal des  Bezogenen  geschehen.  Ein  solches  Einverständ- 
nis bedeutet  aber,  wie  bereits  ausgeführt  worden  ist,  die  im  Ab- 
kommen enthaltene,  oben  erwähnte  Bestimmung.  Somit  ist  die 
Einlieferung  eines  Schecks  in  die  Abrechnungsstelle  eine  vom  Ge- 
setz anerkannte,  gültige  Präsentation,  gegen  die  auch  die  außer- 
halb des  Abrechnungsverkehrs  stehenden  Indossanten  und  Aus- 
steller keine  Einwendungen  erheben  können. 

Eine  andere  Bestimmung  des  deutschen  und  des  österreichi- 
schen Scheckgesetzes  scheint  mir  dagegen  auch  für  die  Schweiz 
empfehlenswert  zu  sein.  Es  ist  dies  §  16,  Abs.  1,  No.  2  des 
deutschen  Gesetzes  ^^^),  welcher  vorschreibt,  daß  zur  Ausübung: 
des  Regreßrechtes  eine  Bescheinigung  der  Abrechnungsstelle  ^^^) 


haben. 


181)  Oesterr.  Seh..  G.  §  16  Abs.  2 

182)  Der  Vorsteher  des  Abrechnuiigsbüros  wird  diese  Bescheinigung  auszustellen 
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genügt,  daß  der  Scheck  vor  dem  Ablaufe  der  VorlegTiiigsfrist  ein- 
geliefert und  nicht  eingelöst  worden  ist.  Dadurch  wird  die  um- 
ständliche Protesterhebung  vermieden. 

Was  hat  man  nun  unter  Einlieferung  in  die  Abrechnungs- 
stelle zu  verstehen?  Dies  richtet  sich  nach  den  für  die  Abrech- 
nung geltenden  Geschäftsordnungen.  Die  Einlieferung  hat  diesen 
Bestimmungen  gemäß  zu  geschehen.  Sie  wird  dann  vollendet 
sein,  wenn  die  Papiere  auf  dem  darin  vorgeschriebenen  Wege  in 
die  Hände  des  Bezogeneu,  beziehungsweise  ihrer  Vertreter  gelangt 
sind.  Bloßes  Mitbringen  in  das  Abrechnungsh)kj»l,  Präsentation 
unter  der  Hand  während  der  Abrechnung  in  den  Abrechnungs- 
räumen wiire  nlso  keine  Vorlegung  im  Sinne  des  Abkommens, 
wenn  sie  nicht  als  solche  angenommen  wird;  ebensowenig  die  bloße 
Aufnahme  der  Papiere  in  die  Abrechnungsblätter.  ^^•') 

Es  ist  ferner  selbstverständlich,  daß  eine  gültige  Einlieferung 
nur  in  solche  Abrechnungsstellen  erfolgen  kann,  bei  denen  der  Zah- 
lungspflichtige Teilnehmer  ist;  außerdem  muß  der  Sitz  der  Ab- 
rechnungsstelle mit  dem  Zahlungsorte  identisch  sein. 

d.  Die  Ausgleichung  im  A  b  r  e  c  h  n  u  n  g  s  v  e  r  - 
fahren  gilt  als  Zahlung  im  Sinne  des  Gesetze  s.^**^) 
Auch  diese  Bestimmung  findet  sich  in  jedem  Abrechnungstiber- 
einkommen. Durch  sie  kommen  die  Vertragschließenden  überein, 
daß  die  Abrechnung  gleiche  Wirkung  haben  soll  wie  eine  Bar- 
zahlung. Diese  besondere  Feststellung  ist  eigentlich  überflüssig. 
Es  ist  allerdings  jedermann  berechtigt,  zur  Tilgung  seiner  Geld- 
forderungen Barzahlung  zu  verlangen.  Aber  die  Mitglieder  der 
Abrechnungsstelle  haben  auf  diese  Zahlungsart  verzichtet. indem 
sie  sich  zur  Abrechnung  verpflichteten;  denn  es  ist  klar,  daß  der 
Abrechnungsverkehr  nur  aufrecht  erhalten  werden  kann,  wenn 
die  in  ihm  ausgeglichenen  Forderungen  als  endgültig  erloschen 
gelten,  gerade  so,  w4e  wenn  sie  bar  bezahlt  worden  wären. 

Da  die  Abrechnung  also  der  Zahlung  gleichkommt,  können  die 
Bezogenen  verlangen,  daß  gemäß  Art.  758,1  0.  R.  die  Wechsel 
und  Schecks  quittiert  eingeliefert  werden. 


i»3)  EheuM)  J.  Breit,  Bankgesetz,  S.  156  f.;  Lessing,  Scheckge.setz,  S.  103;  Koch, 
Kevue,  Bd.  35,2,  S.  345,  Anm.  3 

184)  Das  galt  schon  auf  den  Wechseimessen,  vgl.  oben,  S.  19,  Anm.  1;  Biener, 
w.  r.  Abhandig.,  S.  47:  „In  Lyon  gilt  Ueberweisnng  eines  akzeptierten  Wechsels  der 
Zahlung  völlig  gleich";  ferner  Augsburger  W.  Ord.  1831,  Kap.  IX,  §  1;  Braunschweiger 
W.  0.  Art.  49  (1715)  n.  a. 
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2.  Yc'ri>f]i(liiuiiff,  bei  der  Girobank  ein  Girokonto  zu  halten. 

Die  Girozahlung  hat  mit  der  Abrechnung  an  sich  nichts  zu 
tun.  Das  Wesen  der  letzteren  ist  ganz  unabhängig  davon,  ob  die 
scliließlicli  übrig  bleibenden  Saldi  in  bar  oder  durch  Giroüber- 
weisung oder  auf  irgend  eine  andere  Art  beglichen  werden.  Wir 
liaben  früher  gesehen,  daß  in  der  Tat  die  Ausgleichung  der  Schluß- 
-«aldi  in  den  verschiedenen  Ländern  auf  alle  möglichen  Arten  statt- 
findet. •''•'•)  Am  größten  ist  natürlich  die  Bargeldersparnis  da,  wo 
dies  durch  Giroüberweisung  geschehen  kann.  Dies  ist  der  Fall 
auch  bei  den  Abrechnungsstellen  der  Nationalbank.  Das  Abkom- 
men zwischen  den  Abrechnenden  ordnet  deshall)  an,  daß  die 
schließliche  Ausgleichung  durch  Gutschrift  und  Belastung  auf 
den  betreffenden  Girokonti  erfolgen  solle.  In  den  Reglementen 
ist  ferner  genau  das  dabei  zu  beobachtende  Verfahren  vorge- 
schrieben. Daraus  folgt  ohne  weiteres,  daß  die  Mitglieder  ver- 
pflichtet sind,  sich  bei  der  im  Abkommen  bezeichneten  Girobank, 
also  bei  der  Xationalbjink.  ein  Girokonto  eröffnen  zu  lassen.  Wer 
dieser  Verptlichtung  nicht  nachkommt,  kunn  sich  überhaupt  nicht 
an  der  Abrechnung  beteiligen,  weil  durch  die  betreffenden  Be- 
stimmungen des  Reglementes  die  Girozahlung  derart  mit  dem 
ganzen  Abrechnungsverfahren  verflochten  ist,  daß  ohne  sie  die 
Durch luhrung  desselben  mindestens  sehr  erschwert  wäre. 

3.  Weitere  Reelite  und  Pfliiliten  der  Mitglieder  der 

Abrechnungsstelle* 

Ueberall  besteht  eine  Mitgliederversammlung,  die  mit  ein- 
facher oder  qualifizierter  Mehrheit  über  die  Angelegenheiten  der 
Abrechnungsstelle  entscheidet.  Den  Vorsitz  führt  die  Schweize- 
rische Xationalbank.  Sie  beruft  die  Versammlung  ein,  so  oft  sie 
es  für  ncUig  erachtet,  oder  wenn  es  von  einer  bestimmten  Anzahl 
Mitglieder  verlangt  wird.  Die  Teilnehmer  werden  durch  ihre  ge- 
setzlichen Vertreter  re])räsentiert.  mithin  durch  die  Geschäfts- 
inhaber oder  deren  Stellvertreter,  respektive  durch  die  Direktoren 
oder  sonstige  A'ertretungsorgane.  Jede  Firnui  hat  nur  eine 
Stimme.  Die  Versammlung  beschließt  über  alle  Angelegenheiten 
der  Abrechnungsstelle,  im  besondern  über  Aenderung  des  Ab- 
kommens, des  Reglementes  und  Aufnahme  neuer  Mitglieder. 

Aktives  Vermögen  besitzt  die  Abrechnungsstelle  nicht.     Das 
zur  Abrechnung  nötige  Lokal,  die  Formulare  und  die  Leitunn:  der 

is-*^)  Oben  S.  24,  27,  Anm.  101,  S.  28  ff. 
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Abrechnung  besorgt  die  Nationalbank.  Dafür  bezieht  sie  eine 
runde,  im  Abkommen  festgesetzte  jährliche  Entschädigung,  die 
von  den  Mitgliedern,  entweder  zu  gleichen  Teilen  oder  im  Ver- 
hältnis der  eingelieferten  Summen,  aufzubringen  ist. 

II.  Rechte  und  Pflichten  der  Girobank. 

Die  Girobank,  in  der  Schweiz  die  Nationalbank,  nimmt  bei 
der  Abrechnung  gewöhnlich  eine  dreifache  Stellung  ein:  einerseits 
ist  sie  gewöhnliches  Mitglied  des  Abrechnungsvereins,  anderseits 
hat  sie  die  Leitung  und  Aufsicht  des  Abrechnungsverfahrens,  und 
endlich  vermittelt  sie  den  schließlichen  Ausgleich  der  Saldi  durch 
Giroumschreibung  auf  den  Girokonten,  die  die  übrigen  Mitglieder 
bei  ihr  zu  halten  haben.  Dieser  besondern  Stellung  entsprechen 
vermehrte  Rechte  und  Pflichten. 

1.  Leitung  und  tägliche  Aufsicht  des  Ab- 
rechnungsverkehrs. Durch  die  Abrechnungsübereinkom- 
men wird  überall  Leitung  und  tägliche  Aufsicht  der  Abrechnungs- 
stelle, d.  h.  des  Abrechnungsbüros,  auf  die  Girobank  übertragen. 
Dies  begründet  nicht  nur  ein  Recht,  sondern  auch  eine  Pflicht  der- 
selben; ^*®)  denn  es  ergibt  sich  aus  der  Natur  des  Abkommens,  als 
eines  bonae  fidei  negotium,  von  selbst,  daß  die  Teilnehmer  er- 
warten dürfen,  daß  die  Girobank  das  in  sie  gesetzte  Vertrauen 
durch  getreue  und  sorgfältige  Ausführung  des  übertragenen  Ge- 
schäftes rechtfertige.  Durch  eine  nachlässige  und  mangelhafte 
Leitung  des  Verfahrens  kann  nämlich  der  Erfolg  desselben  ganz 
in  Frage  gestellt,  und  es  können  die  Beteiligten  geschädigt  wer- 
den. Es  ist  klar,  daß  die  Girobank  die  ihr  übertragene  Aufgabe 
durch  einen  Dritten  ausführen  lassen  muß.  Sie  wird  deshalb  ver- 
antwortlich sein  für  gehörige  Sorgfalt  in  der  Wahl  und  Instruktion 
desselben.  Sie  haftet  demnach,  soweit  sie  diese  Sorgfalt  nicht  an- 
gewendet hat,  für  einen  Schaden,  den  der  von  ihr  gestellte  Vor- 
steher verursacht.  Ebenso  wird  sie  zur  Verantwortung  gezogen 
werden  können,  wenn  sie  diesen  Beamten,  falls  er  sich  unfähig 
zeigt,  nicht  sofort  absetzt.  Uebrigens  ist  die  Gefahr  einer 
Schadenzufügung  durch  die  Tätigkeit  des  Vorstehers  relativ 
gering.  Es  wäre  etwa  eine  Verschleppung  des  Verfahrens  denk- 
bar, auch  eine  unrichtige  Abfassung  des  vom  Vorsteher  aufzu- 
stellenden Bilanzblattes,  so  daß  infolgedessen  etwa  einem  Mit- 
gliede  zu  viel  abgeschrieben  oder  zu  wenig  zugeschrieben  wird. 


i-s<»)  Ebenso  Tesehemacher  a.  a.  0.,  S.  444,  Anra.  80. 
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Der  von  der  Girobank  gestellte  Vorsteher  steht  in  keinem 
Rechtsverhältnis  zu  den  übrigen  Mitgliedern.  Er  ist  nicht  etwa 
von  der  Gesamtheit  derselben  angestellt,  sondern  von  der  Giro- 
bank in  ihrer  Eigenschaft  als  Leiterin  der  Abrechnung.  Seine 
Rechte  und  Pflichten  regeln  sich  nach  dem  zwischen  ihm  und  der 
Girobank  bestehenden  Verhältnis.  Er  ist  nur  ihr  gegenüber  ver- 
antwortlich. Den  Mitgliedern  haftet  er  nur  für  Schaden  aus  un- 
erhiubten  Handlungen  gemäß  Art.  41  ff.  0.  R. 

2.  Stellung  desAbrechnungslokals  mit  der 
nötigen  Einrichtung;  Liefern  ngderFormulare. 
Durch  das  Abkommen  wird  die  Girobank  gewöhnlich  verpflichtet, 
das  zur  Abrechnung  nötige  Lokal  mit  dem  entsprechenden  Mobiliar 
sowie  die  Formulare  zur  Verfügung  zu  stellen.  Dafür  erhält  sie 
eine  jährliche,  im  Abkommen  festgesetzte  Entschädigung.  Aus 
diesen  Abmachungen  erwächst  der  Girobank  die  Pflicht,  den  Mit- 
gliedern die  betreffenden  Einrichtungen  zu  dem  vertragsmäßigen 
Gebrauche  zu  überlassen;  ferner  müssen  sie  in  einem  Zustande 
erhalten  werden,  der  die  ungestörte  Benutzung  derselben  zur  ver- 
tragsmäßigen Abrechnung  gestattet.  Da  der  Abrechnungsverband, 
wie  wir  später  sehen  werden,  den  Regeln  über  die  einfache  Gesell- 
.«?chaft  unterliegt,  kommt  hier  Art.  531,3  zur  Anwendung.  Danach 
finden,  sofern  der  einzelne  Gesellschafter  den  Gebrauch  einer 
Sache  zu  überlassen  hat,  inbezug  auf  die  Tragung  der  Gefahr  und 
die  CJewährspflicht  die  Grundsätze  des  Mietvertrages  Anwendung. 

3.  Pflicht, denMitgliederneinGirokontozu 
gewähren.  Grundsätzlich  kann  eine  Girobank  Giroverträge 
abschließen,  mit  wem  sie  will.  Durch  das  Abrechnungsüberein- 
kommen wird  sie  aber  verpflichtet,  den  daran  Teilnehmenden 
Girokonten  zu  eröffnen,  da  die  schließliche  Ausgleichung  der  Saldi 
durch  Umschreibung  auf  den  betreffenden  Konten  geschehen  muß. 
Für  die  daraus  entstehenden  Beziehungen  zwischen  Girobank  und 
Girokunde  gelten  natürlich  die  gewöhnlichen  Bestimmungen  des 
Girovertrages,  soweit  sich  nicht  Abweichungen  davon  aus  dem 
Abrechnungsabkommen  ergeben.  Dies  ist  hier  der  Fall.  Einmal 
kann  die  Girobank  den  Giroverkehr  nicht  nach  Belieben  abbrechen, 
ohne  das  Abkommen  zu  verletzen.  An  sich  kann  ein  Girovertrag 
jederzeit  fristlos  gekündigt  werden  und  zwar  sowohl  vom  Giro- 
kunden,  als  auch  von  der  Bank.  ^^'^)  Durch  das  Abrechnungsüber- 
einkommen sind  aber  beide  Teile  verpflichtet,  einen  Giroverkehr, 
wenigstens  in  dem  zur  x\usgleichung  der  Saldi  nötigen  Umfange 

187)  Schulthess,  Girovertag,  S.  87  f. 
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zu  imterlialten.  Ein  Abbrechen  des  Verkehrs  wird  nur  aus  wieli- 
tigen  Gründen  gestattet  sein.  ^®^)  Einzelne  Abkommen  enthalten 
noch  besondere  Vorschriften  bezüglich  des  Giroverkehrs.  So  be- 
stimmt der  Zürcher  Vertrag:  „die  gewöhnlichen  Einschränkungen 
in  der  Dispositionsbefugnis  über  die  Guthaben  gelten  nicht  für  die 
Verwendung  derselben  zur  Abrechnung.*'  Der  St.  Galler  Vertrag 
sagt:  ..Die  Mitglieder  können  während  des  Tages  über  ihr  Mindest- 
guthaben bei  der  Schweizerischen  Nationalbank  verfügen,  sofern 
sie  dasselbe  vor  Kassaschluß  wieder  auf  die  festgesetzte  Höhe 
ergänzen."  Tm  Berliner  Abkommen  wird  der  Reichsbank  das 
Recht  zugestanden,  die  Girokonten  während  der  Dauer  der  letzten 
Zusammenkunft  bei  der  Abrechnung  zu  sperren,  d.  h.  während 
dieser  Zeit  ist  die  Reichsbank  berechtigt.  Auszahlungen  und  Ab- 
schreibungen zu  verweigern. 

Laut  Girovertrag  sind  die  Girobanken  nur  verpflichtet,  solche 
Ueberweisungsaufträge  anzunehmen,  die  in  ganz  bestimmter 
Form,  nämlich  in  der  des  sog.  roten  Schecks,  abgefaßt  sind.  '*"*') 
Auch  hiervon  begründet  das  Abrechnungsübereinkommen  eine  Aus- 
nahme, indem  zur  lleberweisung  der  Saldi  andere  Arten  von  For- 
mularen vorgeschrieben  werden.  ^^^) 

4.  Stellung  der  Girobank  in  der  Mitglieder- 
ve r  s  a  m  in  1  u  n  g.  Die  Girobank  ist  vor  den  übrigen  Mitgliedern 
dadurch  bevorzugt,  daß  sie  von  sich  aus  eine  Versammlung  der- 
selben einberufen  kann,  wenn  sie  es  für  nötig  erachtet.  Sie  führt 
ferner  den' Vorsitz  und  hat  bei  Stimmengleichheit  Stichent.scheid. 


§8. 

Dauer  und  Beendigung  des  Abrechnungs- 
übereinkommens. 


Die  Abrechnungsübereinkommen  w  erden  in  der  Regel  auf  un- 
bestimmte Zeit  geschlossen;  doch  ist  gewöhnlich  ein  KündigungS' 
terr.»in  festgesetzt.  Soweit  im  Abkommen  keine  Vorschriften 
bezügl'ch  seiner  Beendigung  enthalten  sind,  kommen  die  allge- 
meinen Gesetzvorschriften  und  Rechtsregeln,  sowie  die  besondern 
Regeln,  die  sich  aus  der  Natur  des  xVbkommens  ergeben,  zur  An- 
w^endung. 


188)  üeber  wichtige  Grüiide  vgl.  Schulthess,  a.  a.  0.,  S.  88. 

189)  Schulthess,  Girovertrag,  S.  144  f. 
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1««)  Unten  S.  63  f.,  99  f. 
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Nach  den  im  Abkommen  aufgestellten  Vorschriften  kann  ein 
Mitglied  durch  Kündigung  zurücktreten.  ''')  Ebenso  scheidet  es 
natürlich  aus  durch  Einstellen  seiner  Geschäftstätigkeit  und 
ferner,  wenn  es  in  Konkurs  kommt,  da  es  dann  gemäß  Art.  204 
Seh.  u'.  K.  kein  Verfügnngsrecht  mehr  über  sein  zur  Konkursmasse 
gehtirendes  Vermögen  besitzt. 

Ob  durch  den  Rücktritt  eines  Teilnehmers  das  Üeberem- 
kommen  überhaupt  aufgelöst  werden,  oder  ob  es  unter  den  Uebrig- 
bleibenden  ohne  weiteres  fortbestehen  soll,  ist  nicht  speziell  ge- 
regelt. Das  gleiche  gilt  für  die  Frage,  ob  durch  Mehrheitsbeschluß 
ein  Mitglied  ausgeschlossen  werden  könne.  ^^-)  Diese  Fragen,  die 
dem  Parteiwillen  gemäß,  wie  er  sich  aus  Sinn  und  Zweck  des  Ab- 
kommens ergibt,  zu  beantworten  sind,  hängen  zusammen  mit  der 
Frage  nach  der  juristischen  Natur  des  Abrechnungsübereinkom^ 
mens.    Darüber  ist  aber  im  folgenden  Abschnitt  zu  sprechen. 


§9. 

Juristische  Natur  des  AbrechnungsUbereinkommens. 

Durch      das      A  b  r  e  c  h  n  u  n  g  s  ü  b  e  r  e  i  n  k  o  m  m  e  u 

schließen  sich  mehr  als  zwei  Personen  zu  einer 
e  i  n  f  a  c  h  e  n  G  e  s  e  1  1  s  c  h  a  f  t  i  m  S  i  n  n  e  d  e  r  A  r  t.  5  3  0  if . 

S.  0.  R.  z  u  s  a  m  m  e  n.  Das  Uebereinkommen  stellt  den  Gesell- 
schaftsvertrag  dar.  Dieser  enthält  die  nötigen  Bestimmungen  über 
Zweck,  Mittel  und  Organisation  der  Gesellschaft  und  außerdem 
noch  diejenigen  Vorschriften,  die  durch  den  besondern  Zweck  ge- 
boten sind,  also  vor  allem  die  Regelung  des  Geschäftsganges  bei 
der  Abrechnung,  sowie  die  Verpflichtung  und  das  Recht  der  Mit- 
glieder zur  Skontration. 

Geniäß  Art.  530,  1  0.  R.  ist  Gesellschaft  die  vertragsmäßige 
Verbindung  von  zwei  oder  mehreren  Personen  zur  Erreichung  eines 
gemeinsamen  Zweckes  mit  gemeinsamen  Kräften  oder  Mitteln. 
Sie  ist  eine  einfache  Gesellschaft,  wenn  nicht  die  Voraussetzungöu 
einer  andern  durch  das  Gesetz  geordneten  Gesellschaft  zutreffen. 

191)  Zürich,  V.  No.  13,  monatl.  Kündigung;  St.  Gallen  V.  No.  13,  14tägige  Künd.; 
Bern  R.  für  W.-Ausgl.  Art.  5,  1  Monat. 

102)  Berliner  Abk.  1  No.  4  bestimmt,  daß  ein  Mitglied,  dessen  Giroguthaben  zur 
Deckung  des  aus  der  Abrechnung  sieh  ergebenden  Debetsaldo  nicht  ausreicht,  uii  I 
welches  die  erforderliche  Deckung  nicht  unverzüglich  beschafft,  als  ausgeschlossen  Mit. 
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1.  Der  AbrechnuTJfys  verband  ist  eine  Gesell- 
schaft im  Sinne  des  Art.  530,  1  S.  0.  R.;  denn  er  ist  eine  Per- 
sonenverLindung,  die  einen  gemeinsamen  Zweck,  nämlich  die  Ab- 
rechnung verfolgt,  und  zwar  geschieht  dies  mit  gemeinsamen  Mit- 
teln, indem,  wie  wir  früher  festgestellt  haben,  sämtliche  Mit- 
glieder zur  Bestreitung  der  aus  dem  Abrechnungsverfahren  ent- 
stehenden Kosten  beitragen  müssen,  außerdem  beteiligt  sich  jedes 
Mitglied  durch  einen  Vertreter  an  der  Abrechnung. 

2.  Der  A  b  r  e  c  h  n  u  n  g  s  V  e  r  b  a  n  d  ist  eine  ein- 
fache Gesellschaft.  Für  den  Abrechnungsverband  treflPeii 
die  Yoraussotzungen  der  Kollektiv-,  Kommandit-  oder  Aktiengesell- 
schaft nicht  zu.  ebensowenig  die  der  Genossenschaft  und  der 
idealen  Vereine.  Es  bleibt  also,  gemäß  Art.  530,2  nur  noch  die 
einfache  Gesellschaft  übrig. 

Von  vornherein  ist  ausgeschlossen,  daß  der  Abrechnungsver- 
band unter  die  Art.  60  f.  Z.  G.  B«.  die  von  den  idealen  Vereinen 
handeln,  fällt.  Diese  Bestimmungen  gelten  nämlich  nur  für 
körperschaftlich  organisierte  Personen  verbände,  die  ideale  Zwecke 
verfolgen.  Nach  der  herrschenden  Ansicht  ^^^)  ist  letzteres  dann 
der  Fall,  wenn  keine  ökonomischen  Vorteile  erstrebt  werden, 
wenigstens  nicht  als  Hauptzweck.  Eine  Personenverbindung,  die 
sich  in  erster  Linie  in  den  Dienst  materieller  Bedürfnisbefriedi- 
gung zu  Gunsten  ihrer  Mitglieder  stellt,  kann  also  niemals  ein 
idealer  Verein  sein.  Wir  haben  nun  schon  früher  gezeigt,  daß  die 
Abrechnungs  verbände  vor  allem  die  Vermögensinteressen  ihrer  Mit- 
glieder fördern  wollen.  Dies  geschieht  zwar  nicht  durch  Erzielung 
eines  Gewinnes,  sondern  dadurch,  daß  wirtschaftliche  Nachteile  ver- 
mieden werden;  ebenso  findet  kein  Verkehr  mit  Dritten  statt.  Es 
ist  aber  völlig  gleichgültig,  wie  der  wirtschaftliche  Zweck  ver- 
folgt und  erreicht  wird;  '^^*)  ausschlaggebend  ist  allein,  daß  wirk- 
lich ökonomische  Bedürfnisse  befriedigt  werden  sollen.  Aus 
diesen  Gründen  muß  der  Abrechnungsverband  als  eine  Personen - 
Verbindung,  die  einen  wirtschaftlichen  Zweck  verfolgt,  bezeichnet 
werden.  Derartige  Verbände  stehen  nun  gemäß  Art.  59,2  Z.  G.  B- 
unter  den  Bestimmungen  über  die  Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften. 


^    %ji 


193)  Vgl.  E^ger,  Komm.,  Art.  60,  .\nm.  2d;  Hafter.  Komm.,  Art.  59  N.  14  f.; 
Art.  60  N.  5  ff. 

194)  Egger,  Komm.,  a.  a.  0.;  Hafter,  Komm.,  Art.  59,  N.  16;  Wiedemann,  Bei- 
träsre,  S.  256  ff. 
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Es  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  der  Abrechnungsverband  weder 
die  Voraussetzungen  der  Kommandit-  noch  der  Aktiengesellschaft 
erfüllt.  Ebensowenig  ist  er  als  Genossenschaft  konstituiert  und 
eingetragen.  Er  ist  aber  auch  keine  Kollektivgesellschaft.  Eine 
solche  ist  vorhanden,  wenn  zwei  oder  mehrere  Personen,  ohne  ihre 
Haftbarkeit  nach  Maßgabe  der  Titel  25 — 28  0.  R.  zu  beschränke q, 
unter  einer  gemeinsamen  Firma  ein  Handels-,  ein  Fabrikations- 
oder ein  anderes  nach  kaufmännischer  Art  geführtes  Gewerbe  be- 
treiben. Der  Abrechnungsverband  treibt  keines  dieser  Gewerbe. 
Versteht  man  nämlich  darunter  einen  Geschäftsbetrieb,  der  dem 
äußern  Anschein  nach  planmäßig,  zwecks  Erzielung  von  Gewinn 
geführt  wird,  ^^^)  so  fällt  die  Tätigkeit  der  Abreclinungsstellen 
nicht  unter  diesen  Begriff;  denn  sie  wollen  ja  keinen  Gewinn, 
d.  h.  einen  Vermögensvorteil  erzielen,  der  über  die  Deckung  der 
Selbstkosten  hinausgeht  und  sich  als  eine  dauernde  Einnahme- 
quelle des  Verbandes  darstellt.  ^^^)  Der  x\brechnungsverband  be- 
treibt auch  keines  der  in  Art-  13  V.  0.  ^^^)  angeführten  Gewerbe, 
die  insbesondere  als  Handels-,  Fabrikations-  oder  andere  nach  kauf- 
männischer Art  betriebene  Gewerbe  bezeichnet  werden.  Der  Ab- 
rechnungsverband ist  somit  keine  Kollektivgesellschaft.  Er 
könnte  sich  allerdings  als  solche  eintragen  lassen  auf  Grund  von 
Art.  552,3  V.  R.  Dies  ist  aber  nicht  geschehen;  also  muß  er  als 
eine  einfache  Gesellschaft  aufgefaßt  werden. 

3.  Folgerungen.  Da  der  Abrechnungsverband  eine  ein- 
fache Gesellschaft  ist,  finden  auf  ihn  die  Art.  530  ff.  0.  R.  sinn- 
gemäße Anwendung.  Von  Bedeutung  sind  besonders  die  Bestim- 
mungen des  Art.  545  betrefl'end  Beendigung  der  Gesellschaft-  Da- 
nach wird  die  Abrechnungsgesellschaft  aufgelöst  durch  Kündigung 
von  Seiten  eines  Gesellschafters.  Wie  wir  gezeigt  haben,  enthalten 
die  Abrechnungsübereinkommen  gewöhnlich  eine  Kündigungsfrist. 
Aus  wichtigen  Gründen  kann  aber,  gemäß  Art.  545.2  die  Auflösung 
der  Gesellschaft  ohne  vorherige  Aufkündigung  verlangt  werden. 
Wichtige  Gründe  werden  vorliegen,  wenn  ein  Mitglied  durch  sein 
Verhalten  die  Erreichung  des  Gesellschaftszweckes  verunmöglicht 
oder  erschwert;  so  wenn  es  das  Verfahren  ungebührlich  und  fort- 
während verzögert  oder  sich  weigert,  mit  gewissen  Teilnehmern 
abzureclinen,    oder    auch,    wenn    es    etwa    kein    Girokonto    unter- 


löß)  Cosack,  H.  R.,  S.  20;  Wiedemann,  a.  a.  0.,  S.  256  und  dort  zit. 

i»ö)  Wiedemann,  a.  a.  0.,  S.  262  f. 

J»7)  Verordnung  über  Handelsreg.  und  Handelsamtblatt  vom  6.  V.  1890,  Art.  13. 
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hält  usw.  ^»^)  Diircli  den  Gesellschal'lsvertrag  könnte  besliiunit 
werden,  daß  bei  Wegfall  '»»)  eines  Gesellschafters  die  Gesellschaft 
unter  den  übrigen  fortdauern  solle.  Derartige  Anordnungen  sind 
aber  in  den  Abrechnungsübereinkonmien  nicht  enthalten.  Natür- 
lich können  beim  x\usscheiden  eines  Mitgliedes  die  übrig  bleiben- 
den Gesellschafter  durch  gegenseitige  üebereinkunfi  Errichtung 
der  Gesellschaft  unter  den  übrigen  beschließen. 

Daß  der  Abrechnungsverband  keine  Rechtsfähigkeit  besitzt, 
ist  für  ihn  insoweit  nicht  von  großer  Bedeutung,  als  er  nur  ganz 
ausnahmsweise  in  den  Fall  kommen  wird,  nach  außen  aufzutreten. 


19^^)  üeber  wichtige  Gründe  im  Allg.  vgl.  Egger,  Komm.,  Art.   72,   Aiim.  3, 
Art.  65,  Anm.  4  bz. 

T^^)  Oben  S.  54/55. 
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Zweiter  Abschnitt. 

J)as  flbrcchnungsüerfahrcn. 

§  10. 

Einleitung. 


Das   Abrechiiungsverfahren   sclieint    nirgends    gesetzlich   ge- 
ordnet zu  sein.     Man  hat  anläßlich  der  Revision   des  deutschen 
Handelsgesetzbuches  darüber  gesprochen,  ob  die  Skontration,  d.  h. 
das  Abrechnungsverfahren   im  Gesetze  zu  regeln   sei.     Es  drang 
jedoch  die  Ansicht  Riessers  -'''')  durch,  daß  „ein  Bedürfnis  zu  ge- 
setzlicher Regelung  der  Skontration  in  weiteren  Kreisen  der  Be^ 
teiligten  nicht  empfunden  Averde.  daß   die  Geschäftsbedingungen 
und    in  zweiter  Linie    die  Vorschriften    des    bürgerlichen  Rechts 
genügen-  ^^^)     Schon  früher  haben  wir  festgestellt,  daß  das  in  den 
Abrechnungsstellen   übliche   Abrechnungsverfahren   eine   Art    der 
Skontration  sei.    Damit  ist  aber  für  die  Erkenntnis  des  juristischen 
Charakters  der  Abrechnung  nichts  gewonnen;  denn  die  Skontration 
ist  kein  juristischer  Begriff;  sie  ist  vielmehr  nur  ein  allgemeiner 
kaufmännischer  Ausdruck  ^^^)  für  ein  Verfahren,  das  eine  Aus- 
gleichung von  bestimmten,   gegenseitig  zu  leistenden   Zahlungen 
unter  mindestens  drei  Personen  bezweckt,  unter  möglichster  Ver- 
meidung von  Bargeld.   Der  Weg.  auf  dem  dieses  Ziel  erreicht  wer- 
den kann,  ist  verschieden,  und  demgemäß  ist  es  auch  die  juristische 
Bedeutung  der  dabei  vorgenommenen  Handlungen.     Schon  für  die 
Skontration  auf  den  Messen  und  Börsenplätzen  traf  dies  zu.  und 
dasselbe   gilt    für   die    neuere    Skontration    mittels    Skontration s- 
verbandes.     Diese  Verbände  können  ganz  verschiedene  Verfahren 
einschlagen,  selbst  wenn  sie  gleiche  Aufgaben  zu  erfüllen  haben, 
wie  z.  Bsp.  die  Abrechnungsstellen,  die  dem  täglichen  Zahlungs- 
ausgleich  zwischen   den   Banken   dienen.      Noch    größer   sind   die 
Unterschiede  zwischen  den   Skontrationsverbänden,   die   nicht  den 


200)  Riesser  i.  Beilageheft  zu  Bd.  35  Z.  f.  H.  R.,  S.  370. 

ii"0  Koch,  Z.  f.  H.  R.,  36,  S.  632,  im  Ganzen  zustimmend. 

-^»2)  Oben  S.  77  f.;  Teschemacher  a.  a.  0.,  S.  410;  Thöl,  H.  R.,  6.  Aufl.,  S.  1115; 
Pohls,  H.  R.,  Bd.  1,  S.  396  (Ausgabe  1828):  „Sk.  ist  Ausgleich  dreier  oder  mehre- 
rer Kauflente  untereinander,  wo  der  eine  dem  andern  eine  Schuld  durch  Abrechnimo; 
mit  dem  Dritten  zahlt.  Setzt  in  der  Regel  einen  Vertrag  voraus  und  ist  nach  dio  eni 
Kontrakt  zu  beurteilen." 
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gleichen  Zwecken  dienen,  z.  Bsp.  zwischen  den  Liquidations- 
vereinen für  Effektenabrechnung  und  den  Vereinigungen  für  die 
Zahlungsausgleichungen  der  Eisenbahngesellschaften  oder  gar  den 
Warenliquidationskassen.  ^^^)  Eine  bestimmte  juristische  Kon- 
struktion, die  auf  das  eine  Verfahren  paßt,  kann  deshalb  auf  ein 
anderes  nicht  ohne  weiteres  angewendet  werden;  es  wird  vielmehr 
jedesmal  die  rechtliche  Bedeutung  der  von  den  Beteiligten  vorge- 
nommenen Handlungen  besonders  festzustellen  sein  und  zwar 
auf  Grund  des  Parteiwillens.  Für  die  Abrechnungsstellen  wird 
sich  dieser  ergeben,  einmal  aus  dem  Zweck  der  Abrechnung  über- 
haupt, dann  aus  dem  Abrechnungsübereinkommen  und  besonders 
aus  den  tatsächlichen  Vorgängen  bei  der  Abrechnung.  Da  wir 
Zweck  und  Inhalt  des  Abkommens  bereits  kennen  gelernt  haben, 
müssen  wir  nun  in  erster  Linie  auf  eine  Barstellung  des  Abrech- 
nungsverfahrens eintreten. 


§  11. 


Das  technische  Verfahren  bei  der  Abrechnung. 


I. 

Das  technische  Verfahren  bei  der  Abrechnung  wird  geregelt 
durch  besondere  Reglemente.  die  den  Abrechnungsübereinkommen, 
gemäß  einer  in  diesen  enthaltenen  Vorschrift  beigegeben  sind. 
Alle  Reglemente  stimmen  im  großen  und  ganzen  überein.  -'^*)  Sie 
sind,  stellenweise  wörtlich,  der  Berliner  Geschäftsordnung  nach- 
gebildet. 

II. 

1.  An  jedem  Geschäftstage  entsenden  die  Mitglieder  der  Ab- 
rechnungsstellen ihre  \'ertreter  zu  der  im  Reglemente  bestimmten 
Stunde  ins  Abrechnungslokal.  Jeder  bringt  die  Papiere  mit,  die 
ihm  von  den  übrigen  Teilnehmern  bezahlt  werden  sollen.  Auf  ein 
vom  Vorsteher  gegebenes  Zeichen  übergibt  jeder  Vertreter  den 
Vertretern  der  zahlungspflichtigen  Firmen  die  auf  diese  direkt 
lautenden  oder  bei  ihnen  zahlbaren  l'apiere.  Gleichzeitig  händigt 
er  ihnen  ein  Verzeichnis  ein,  in  dem  die  Beträge  sowohl  einzeln 
aufgeführt,  als  auch  summiert  sind.  Ebenso  übergibt  er  eine  ge- 
druckte Empfangsbescheinigung,  die  nur  die  Gesamtsumme  der 
abgelieferten    Papiere   enthält.     Die   Empfänger   prüfen    summa- 

203)  Oben  S.  34  f. 

2^"*)  Ganz  abweichend  allerdings,  dasjenige  für  die  Sclieckabrechuung  in  Bern. 


A 


't   . 


risch,  ob  das  Verzeichnis  mit  den  ihnen  tiberlief erlen  Papieren 
übereinstimmt,  ebenso,  ob  die  Gesamtsumme  richtig  ist.  Ist  dies 
-"«»r  Fall,  dann  geben  sie  die  Empfangsbescheinigung  unterzeichnel 
^arück.  Hierauf  nehmen  sämtliche  Teilnehmer  die  empfangenen 
Papiere  mit  nach  Hause.  Hier  werden  sie  auf  ihre  Richtigkeit 
geprüft.  Will  der  Empfänger  einzelne  Papiere  aus  irgend  einem 
Grunde  nicht  einlösen,  dann  hat  er  sie  bei  der  zweiten  Zusammen- 
kunft, die  einige  Stunden  später  stattfindet,  dem  Einlieferer 
zurückzugeben,  nebst  einem  Spezialverzeichnis,  sowie  einem  Zettel, 
der  den  Grund  der  Zahlungsverweigerung  angibt.  Der  Rück^ 
empfang  wird  auf  einem  besonderen  Formular  bescheinigt.  VV^is 
bis  zu  einer  bestimmten  Zeit  nicht  zurückgeliefert  wird,  gilt  als 
anerkannt. 

Jedes  Mitglied  führt  ein  sogenanntes  Abrechnungsblatt. 
Dieses  ist  in  drei  Kolonnen  senkrecht  eingeteilt.  Die  linke 
Kolonne  ist  mit  Soll,  die  rechte  mit  Haben  überschrieben.  In  der 
Mitte  sind  untereinander  die  Namen  sämtlicher  Teilnehmer  ange- 
führt. In  die  Sollkolonne  seines  Abrechnungsblattes  trägt  jeder 
Vertreter  die  Stückzahl  und  die  Summe  der  von  ihm  an  jede  Firma 
.ibgelieferten  Papiere  neben  dem  Namen  der  betreffenden  Firma 
ein.  In  die  Habenkolonne  trägt  er  ebenso  die  Summe  der  von  jeder 
Firma  erhaltenen  Papiere  ein,  ohne  x\ngabe  der  Stückzahl.  Auf 
der  Debetseite  des  Abrechnungsblattes  erscheinen  somit  sämtliche 
Guthaben,  die  ein  Mitglied  an  dem  betreffenden  Tage  gegen  alle 
übrigen  hat,  auf  der  Kreditseite  dagegen  sind  sämtliche  Zahlungs- 
verpflichtungen dieses  Mitgliedes  für  den  gleichen  Tag  gebucht. 
Es  sind  somit  alle  Posten  doppelt  eingetragen,  indem  das,  was  das 
eine  Mitglied  zu  fordern  hat,  ihm  von  einem  andern  geschuldet 
wird,  so  daß  also  die  betreifende  Summe  beim  ersten  Teilnehmer 
im  Soll,  beim  zweiten  im  Haben  erscheint.  Wenn  Rückliefe- 
rungen erfolgen,  dann  ist  bei  dem,  der  die  beanstandeten  Papiere 
zuerst  eingeliefert  hat,  die  Sollkolonne,  bei  dem,  der  sie  zurück- 
liefert, dagegen  die  Habenkolonne  um  diesen  Betrag  zu  hoch.  Um 
diesen  Fehler  auszugleichen,  werden  die  Rücklieferungen  wie  Ein- 
lieferungen  behandelt,  d.  h.  derjenige,  der  empfangene  Papiere 
beanstandet,  liefert  sie  in  die  Abrechnungsstelle  ein,  als  ob  sie  von 
dem  ursprünglichen  Einlieferer  eingelöst  werden  sollten.  Der 
Betrag  dieser  Papiere  erscheint  infolgedessen  im  Abrechnungs- 
blatt desjenigen,  der  sie  zurückgibt,  auf  der  Debetseite,  in  dem- 
jenigen des  ersten  Einlieferers  dagegen  auf  der  Habenseite.  Somil 
sind  die  beanstandeten  Papiere  in  jedem  Abrechnungsblatt  zv  ci- 
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mal  eingetragen,  einmal  im  Soll  und  einmal  im  Haben-  Der  Saldo 
aus  Soll  und  Haben  bleibt  infolgedessen  gleich  groß,  wie  wenn 
die  betreifenden  Papiere  überhaupt  nie  ins  Abreehnungsblatt  ein- 
getragen worden  wären. 

Bei  der  zweiten  Zusammenkunft  sind  nicht  nur  Rückliefe- 
rungen zulässig,  sondern  an  manchen  Orten  uuch  neue  Einliefe- 
rungen.  Die  Saldierung  und  Ausgleichung  der  auf  den  Abrech- 
nungsblättern eingetragenen  Posten,  d.  h.  die  eigentliche  Abrech- 
nung findet  bei  der  zweiten  Zusammenkunft  statt,  mancherorts 
auch  erst  bei  einer  dritten  Zusammenkunft.  Wo  auch  dann  noch 
Einlieferungen  stattfinden  können,  müssen  beanstandete  Papiere 
bis  zu  einer  gewissen  Stunde  zurückgegeben  werden,  sonst  gelten 
sie  als  anerkannt. 

2.  Wie  man  sieht,  hat  bis  hierher  zwischen  den  gegenseitigen 
Ansprüchen  der  Teilnehmer  noch  kein  Ausgleich  stattgefunden. 
Es  ist  lediglich  ein  für  allemal  festgestellt  worden,  was  für  Zah- 
lungen ein  jedes  Mitglied  an  dem  bet reifenden  Tage  zu  leisten  und 
zu  empfangen  hat.  Erst  auf  Grund  dieser  Feststellung  findet  dann 
die  eigentliche  Abrechnung  statt.  Wir  können  deshalb  das  bis- 
herige Verfahren  als  das  Vorverfahren  bezeichnen  im  Gegensatz 
zum  folgenden  Hauptverfahren.  ^^^)  Jeder  Vertreter  summiert 
hierauf  die  Soll-  und  Habenseite  seines  Abrechnungsblattes.  Die 
Summe  im  Soll  zeigt  an,  wieviel  die  andern  Teilnehmer  seiner 
Bank  zu  zahlen  haben,  die  Summe  im  Haben  dagegen,  was  sie 
selber  zahlen  muß.  Nun  zieht  der  Vertreter  den  Saldo.  Dieser 
stein  den  Betrag  dar,  den  seine  Firma  im  ganzen  schuldet  oder  zu 
fordere;  hat-  Ist  die  Debetseite  größer,  hat  er  alsu  mehr  zu  emp- 
fangen, als  zu  zahlen,  dann  beauftragt  er  die  Schweizerische 
Kationalbank,  den  betreffenden  Saldobetrag  dem  Konto  der  Ab- 
rechnungsstelle ab-  und  seinem  eigenen  Girokonto  zuzuschreiben. 
Diese  Weisung  wird  doppelt  ausgestellt,  nämlich  einmal  auf  dem 
Abrechnungsblatte  selber,  sodann  auf  einem  besondern  blauen 
Formular.  Ist  die  Habenseite  größer,  hat  also  die  Firiüa  mein  zu 
zahlen  als  zu  empfangen,  dann  ersucht  ihr  Vertreter  die  National- 
bank, diesen  Saldo  dem  Konto  der  Abrechnungsstelle  zu  Lasten 
des  Girokontos  seiner  Firma  gutzuschreiben.  Auch  die.se  Ver- 
fügung wird  sowohl  auf  dem  Abrechnungsblatte,  als  auf  einem 
besondern  Zettel,  von  gelber  Farbe,  ausgefertigt.  Die  Abrech- 
nungsblätter und  die  blauen  und  gelben  Zettel  werden  hierauf  dem 

205)  Ebenso  Cosack,  H.  R.,  §  317;  Knhlenbeck,  Soheckgesetz,  S.  69;  Tesche- 
iiiacher,  a.  a.  0.,  S.  405. 
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Vorsteher  der  Abrechnungsstelle  übergeben.  Dieser  trägt  die 
Saldi  der  Abrechnungsblätter  in  ein  Bilanzblatt  ein,  und  zwar 
links,  also  in  das  Soll,  das,  was  jede  Firma  im  ganzen  schuldet, 
dagegen  rechts,  also  in  das  Haben,  das,  was  jede  Firma  im  ganzen 

zu  fordern  hat. 

Wir  haben  schon  früher  gesehen,  daß  jeder  Betrag,  der  sich 
auf  einem  Abrechnungsblatt  im  Soll  findet,  auf  einem  andern  im 
Haben  eingetragen  ist.  Würde  man  also  je  die  Soll-  und  Haben- 
seiten aller  Abrechnungsblätter  zusammenzählen,  dann  müßten 
zwei  gleich  große  Endsummen  herauskommen.  Bestimmt  man 
statt  dessen  auf  jedem  Abrechnungsblatt  zuerst  die  Differenz 
zwischen  Soll  und  Haben  und  addiert  hierauf  einerseits  alle  Dilfe- 
renzen.  die  sich  zu  Gunsten  der  Sollseiten  und  anderseits  alle 
Differenzen,  die  sich  zu  Gunsten  der  Habenseiten  ergeben  haben, 
so  müssen  sich  notwendigerweise,  nach  mathematischen  Grund- 
sätzen, im  Soll  und  im  Haben  wiederum  gleiche  Summen  ergeben, 
sofern  nur  richtig  gerechnet  worden  ist.  Die  Bilanz  des  Vor- 
stehers stimmt  also,  wenn  bei  Summierung  der  dort  eingetragenen 
Saldi  Debet-  und  Kreditseite  gleiche  Summen  aufweisen.  Wäre 
auch  nur  auf  einem  Abrechnungsblatte  ein  Saldo  falsch  einge- 
tragen worden,  so  würde  dies  bei  der  Aufstellung  der  Bilanz  sofort 
offenkundig,  indem  die  Summe  im  Soll  nicht  so  groß  wäre,  wie  die 
im  Haben.  Hat  sich  auf  diese  Weise  der  Vorsteher  von  der 
Eichtigkeit  der  Bilanz  und  damit  auch  der  Verfügungen  auf  den 
Abreclinungsblättern  überzeugt,  hat  er  ferner  deren  üebereinstim- 
mung  mit  den  auf  den  gelben  und  blauen  Zetteln  angegebenen 
Beträgen  festgestellt,  dann  visiert  er  diese,  sowie  die  Abrech- 
nungsblätter und  gibt  die  letzteren  zurück.  Das  Bilanzblatt  aber 
übergibt  er.  mit  seiner  Unterschrift  versehen,  der  Buchhaltung 
der  Schweizerischen  Nationalbank  zur  Vornahme  der  erforder- 
lichen Buchungen  auf  den  Konten  der  Mitglieder  und  der  Abrech- 
nungsstelle. Damit  ist  die  Abrechnung  beendigt,  und  die  Ver- 
treter können  das  Abrechnungslokal  verlassen.  ^®^) 

206)  Bei  der  Berliner  Ahrechnuugsstelle  stellt  der  Vorsteher  nach  Visieruug  der 
Abrech nuugsblätter  und  der  Anweisungen  zuerst  fest,  ob  die  Girü<,aithaben  der  Mit- 
glieder zur  Deckung  der  etwaigen  Debetsaldi  ausreichen.  Bejahendenfalls  visiert  er 
das  Bilanzblatt,  gibt  die  Abrechnungsblätter  zurück  und  schließt  die  Abrechnung;  hier- 
auf übergibt  er  das  Bilanzblatt  dem  Girokontor  der  R^ichsbank  zur  Vornahme  der 
nötigen  Buchungen.  Reicht  hingegen  das  Guthaben  auch  nur  eines  Mitgliedes  zur 
Deckung  der  betreffenden  Debetsaldi  nicht  aus,  und  wird  die  erforderliche  Deckung 
nicht  sofort  beschafft,  so  unterbleibt  die  Visierung  des  Bilanzblattes,  und  der  Vertreter 
erklärt  bei  Rückgabe  der  Abrechnungsblätter,  daß  die  Abrechnung  nicht  zustande  ge- 
kommen sei.  Die  Mitglieder  schreiten  dann,  ohne  das  zahlungsunfähige  Mitglied,  un- 
verzüglich zu  neuer  Abrechnung. 
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1.  Kapitel. 

§  12. 

Das  Vorverfahren. 


Im  Folgenden  haben   wir  die   rechtliche  Bedeutung  der   im 
Vorverfahren  vorgenommenen  Handlungen  zu  prüfen. 

I. 

Wir  haben  schon  früher  festgestellt,  daß  für  die  Mitglieder 
des  Abrechnungsvereins  ein  Kecht  und  eine  Pflicht  besteht, 
Papiere  bestimmter  Art  zur  Abrechnung  zu  bringen.  Die  Ein- 
lieferung  der  Papiere  in  die  Abrechnungsstelle,  d.  h.  deren  Ueber- 
gabe  an  den  Vertreter  der  Zahlungspflichtigen,  bedeutet  also  nicht, 
wie  Teschemacher  20' )  will,  Antrag  zum  Abschluß  eines  Ver- 
trages, diese  Papiere  zu  skontrieren.  Durch  die  Einlieferung  wird 
der  Empfänger  vielmehr,  gemäß  Uebereinkommen,  gültig  zur 
Zahlung  aufgefordert.  Weist  er  die  Papiere  zurück,  dann  be- 
deutet das  Zahlungsverweigerung.  Zu  einer  solchen  wird  er  sehr 
oft  Veranlassung  haben,  so  wenn  die  ihm  präsentierten  Papiere 
formell  oder  materiell  nicht  in  Ordnung  sind.  Damit  er  sich  in 
dieser  Beziehung  erklären  könne,  werden  sie  ihm  im  Abrechnung«* 
lokal  übergeben  und  für  einige  Zeit  zur  Prüfung  überlassen.  Be- 
hält er  sie,  d.  h.  gibt  er  sie  bis  zu  der  in  der  Geschäftsordnung 
bestimmten  Zeit  nicht  zurück,  dann  gelten  sie  laut  Reglement  als 
anerkannt.  Das  kann  nur  die  Bedeutung  haben,  daß  sich  da- 
durch der  Empfänger  verpflichtet,  die  ihm  übergebenen  Papiere 
unter  allen  Umständen,  ohne  Rücksicht  auf  das  unterliegende 
Rechtsverhältnis,  einzulösen.  Er  verpflichtet  sich  also  dem  Ein- 
reichenden gegenüber  zur  Zahlung  von  Summen,  die  den  auf  den  ein- 
zelnen Papieren  angegebenen  Beträgen  entsprechen.  Es  entstehen 
dadurch  abstrakte  Schuldverhältnisse  im  Sinne  des  Art.  17  S.  0.  R. 
Damit  ist  nun  eine  sichere  Grundlage  für  das  weitere  Abrech- 
nungsverfahren geschaffen.  Denn  jetzt  weiß  jeder  Abrechnende 
genau,  was  er  zu  zahlen  hat  und  was  er  erhalten  wird.  Indem  die 
tatsächlich  abgerechneten  Forderungen  selbständige,  von  den  ur- 
sprünglich    eingebrachten    Einzelansprüchen     unabhängige    Ver- 

207)  Oben  S.  47;  ferner  a.  a.  0.,  S.  430  ff. 
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pfliehtungen  sind,  ist  die  Gefahr  ausgeschlossen,  daß  die  Abrech- 
nung nachträglich  auf  Grund  von  formellen  oder  materiellen 
Mängeln  der  in  den  Papieren  verkörperten  Schuldverhältnisse  an- 
gefochten werden.  Ebenso  wird  dadurch  vermieden,  daß  aus  den 
gleichen  Gründen  die  einzelnen  Forderungen  während  der  Dauer 
der  Abrechnung  angefochten  werden  können.  Daß  dies  nicht 
möglich  sei,  verlangt  dringend  das  Interesse  der  Abrechnenden; 
denn  durch  solche  Anfechtungen  würden  beständige  Aenderungen 
der  Einträge  in  den  Abrechnungsblättern  nötig  gemacht,  und  das 
Verfahren  könnte  endlos  verzögert  werden.  Indem  nun  aber  nicht 
die  ursprünglichen  Schuldverhältnisse,  sondern  selbständige,  von 
jenen  unabhängige  Verpflichtungen  abgerechnet  werden,  können 
Anfechtungen  auf  Grund  der  erstem  nur  noch  zu  Bereicherungs- 
klagen zwischen  den  Beteiligten  führen.  ^°^)  Indem  die  Banken 
die  ihnen  übergebenen  Papiere  anerkennen  und  sich  also  bedings- 
los  zu  deren  Einlösung  verpflichten,  wird  ferner  erreicht,  daß  die- 
jenigen, die  sie  eingereicht  haben,  die  darin  angegebenen  Beträge 
ihren  Kunden  schon  vor  Schluß  der  Abrechnung  gutschreiben 
können.  Dadurch  haben  letztere  die  Möglichkeit,  noch  am  gleichen 
Tage  darüber  zu  verfügen,  sofern  die  Papiere  wenigstens  bei  der 
ersten  Zusammenkunft  in  die  Abrechnungsstelle  eingeliefert 
worden  sind.  Ohne  die  Anerkennung  könnte  ein  solches  Papier. 
trozdem  es  sc^hon  morgens  früh  der  einliefernden  Bank  von  ihrem 
Kunden  übergeben  worden  war,  erst  am  späten  Abend,  nämlich 
nach  Schluß  der  Abrechnung,  dem  Konto  desselben  gutgeschrieben 
werden,  sodaß  er  am  gleichen  Tage  nicht  mehr  über  den  Betrag 
verfügen  könnte.  Indem  aber  die  bezogene  Bank  schon  beim 
zweiten  Zusammentreten,  in  Zürich  um  4  Uhr  abends,  sich  ver- 
pflichtet, das  ihr  vorgelegte  Papier  unter  allen  Umständen  einzu- 
lösen, kann  die  einliefernde  Bank  schon  jetzt  den  Betrag  desselben 
ihrem  Kunden  unbesorgt  gutschreiben.  ^^^) 

208)  Vgl.  Oertmami,  Vorbem.  zu  §  780  ff. 

20»)  Von  jeher  galten  die  in  der  Skontration  begründeten  Schuldverhältnisse,  die 
schlieBlich  durch  Barzahlung  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise  ausgeglichen  werden 
mußten,  nicht  als  identisch  mit  den  ursprünglich  eingereichten.  So  hat  man  die  ein- 
fache Skontration  gewöhnlich  konstruiert  als  mit  Hilfe  von  Delegationen  zustandege- 
kommene  Kompensationen;  denn  durch  Delegation  entstehen  neue,  von  den  ursprüng- 
lichen unabhängige  Schuldverhältnisse.  Vgl.  Cohn  i.  Endemann  III.,  S.  1071  u.  dort 
zit.;  Cosack,  H.  R.,  §  81,  I.  e  Anm. 

Auch  für  die  Abrechnung  in  den  Skontrationsverbänden  wird  angenommen,  dalJ 
an  Stelle  der  ursprünglich  eingereichten  Forderungen,  neue,  von  ihnen  gänzlich  un- 
abliänirige  trelen.  Die  Ansicht  darüber,  wann  und  wie  dies  geschieht,  ist  allerdings  ver- 
schieden, je  nach  der  für  das  Abrechnung^verfabren  aufgestellten  Konstruktion.  Vgl. 
Entscheid,  des  R.  Ü.  H.  V..  1875,  Bd.  20,  S.  33:  „Die  Verpflichtung,  die  auf  dem  Wesre 
der  Skontration  entstanden  ist,  ist  eine  neue,  selbständige."    S.  28:  „Daß  durch  eine 
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.Daß  die  Parteien  ein  abstraktes  Suimnen versprechen  abgeben 
wollen,  daß  es  ihnen  nicht  mehr  auf  die  zu  Grunde  liegenden  kon- 
kreten Schuldverhältnisse  ankommt,  kann  man  nnch  aus  dem  tech- 
nischen Verfahren  entnehmen.     Wir  haben  oben  gesehen,  daß  die 
Empfänger     der     Abrechnungspapiere     nicht     eine     detaillierte 
Empfangsbescheinigung,  sondern  einfach  eine  Quittung  ausstellen 
und  zwar  mit  Angabe  der  Stückzahl  und  des  Gesamtbetrages  der 
erhaltenen  Papiere,  ohne  Rücksicht  auf  deren  Art.     Ebenso  wer- 
den in  die  Abrechnungsblätter  nicht  die  Einzelbeträge  eingetragen, 
sondern  die  Gesamtsummen,  die  jedem  Einzelnen  geschuldet  wer- 
den oder  von  ihm  zu  fordern  sind.    Allerdings  haben  diese  P:intra- 
gungen  keine  konstitutive  Bedeutung;  die  abstrakten  Schuldver- 
sprechen kommen,  völlig  unabhängig  von  ihnen,  durch  die     An- 
erkennung", d.  h.  durch  das  Behalten  der  eingereichten   Papiere 
zustande.  ' 

Aehnlich,  wie  hier,    wird  auch  von  Teschemacher  =^»^)  ange- 
nommen, daß  im  Vorverfahren  abstrakte  Forderungen  begründet 
werden,  und  daß  diese  dann  zur  Abrechnung  kommen.    Nach  ihm 
erzeugen   aber  erst   die   endgültigen,   übereinstimmenden   Eintra- 
gungen  zweier  Teilnehmer  in  ihre  Abrechnungsblätter  eine  selb- 
ständige, von  dem  ursprünglichen  Schuldgrunde  unabhängige  Ver- 
pflichtung zwischen  den  Parteien.     Als  endgültig  kann  aber  nach 
seiner  Ansicht  die  Eintragung  erst  bezeichnet  werden,  wenn  sie 
nicht  mehr  vom  Eintragenden  geändert  werden  kann,  d.  h.  nach 
Uebergabe  des  Abrechnungsblattes  an  den  Vorsteher  des  Abrech- 
nungslokals.     Den  Beweis  für    seine  Ansicht    erblickt    Tesche- 
macher  im  Zwecke  der  Abrechnung,  der  eine  solche  selbständige 
Verpflichtung  erfordere,  außerdem  aber  auch  im  technischen  Ver- 
fahren.    Wie   wir   gesehen   haben,   entspricht   es   allerdings   den 
Interessen  der  Abrechnenden,  wenn  abstrakte   Forderungen  abge- 
rechnet  werden.     Meines  Erachtens  ist  aber  eine  Auslegung  der 

solche  Skontratiou  (es  handelt  sich  hier  um  Abrechnung  in  einem  Börsen liquidations- 
verenO  d.e  ursprunglie  u..  Schuldverhältnisse,  soweit  sie  in  das  SkonkaSrfa^^^^^^^^ 
hineingezogen,  ihre  Er  edigung  finden  und  die  in  demselben  begri^^de?  rScruldn^^^^^ 
f7n-  GJ*^"?.^^^^^*^^^^ "'^f  «eue,  ihren  Kechtsgrund  in  der  Skontration  findende  sind 

Lehmann,  H  R.  §186:  „Der  Rest  (d.  h.  der  Saldo,  den  ein  Mitglied  zuletzt  entweder 
F„M  rV'^t:'.'".'"^^'"  H^^  ^^^*  ^"^^^  Anerkennung  zur  abstrakten  Schuld  geworden  " 
Kuhlenbeck    Scheckgesetz,  §  12,  Anm.  3a,  S.  70:  „Die  Abrechnungsstelle  übernimmt 

nZT  m  Shint  defß  ft.  «^^^"\^T'!1'"*"''^"^  (Expromission, 'nicht  SchuÄ 
naume  im  bmne  des  B.  G.  B.)  und  tritt  anderseits  kraft  Delegation  (nicht  Zession)  als 

^:^«?o^^r"n-^''  ^^*^' n^\  'Y     ^.^"'^"^^'  *•  »•  «•'  S.  43;SeschLacIer    a.  a    t 
&.  -^33.,!;;  »»^gf^u.  Hachenburg,  Bd.  3,  H.  R.  II    Kap.  B.  I,  1  h.  S.  48. 
)  a.  a.  u.,  o.  ■ioo,  4oo. 
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tatsächlichen  Vorgänge  im  Sinne  Teschemachers  nicht  nötig,  da 
die  abstrakten  Schuldverhältnisse  schon  durch  die  „Anerkennung" 
entstehen.  Was  soll  denn  diese  sonst  für  eine  Bedeutung  haben? 
Es  ist  aber  auch  im  Interesse  der  Abrechnenden,  daß  die  abstrakten 
Schulden  mit  der  Anerkennung  zustande  kommen.  Würden  sie 
erst  mit  der  Ablieferung  der  Abrechnungsblätter  an  den  Vorsteher 
begründet,  dann  wären  die  einliefernden  Banken  bis  dahin  nicht 
unbedingt  sicher,  ob  die  von  ihnen  präsentierten  Papiere  auch 
wirklich  eingelöst  würden.  Diese  Ungewißheit  würde  bis  ans 
Ende  der  Abrechnung  dauern,  da  die  Abrechnenden  erst  dann, 
d.  h.  mit  Rückgabe  ihrer  Abrechnungsblätter  wissen  können,  ob 
die  Eintragungen  in  denselben  übereinstimmen.  Solange  würden 
aber  die  präsentierenden  Banken  ihren  Kunden  die  Beträge  der 
von  ihnen  zum  Inkasso  erhaltenen  Papiere  nicht  gutschreiben.  In- 
folgedessen könnten,  wie  bereits  erwähnt,  ihre  Kunden  erst  am 
folgenden  Tage  über  deren  Gegenwart  verfügen,  selbst  wenn  sie  die 
Papiere  schon  am  frühen  Morgen  ihrer  Bank  übergeben  hätten. 
Käme  ferner  die  abstrakte  Schuld  erst  mit  der  endgültigen,  über- 
einstimmenden Eintragung  in  die  Abrechnungsblätter  zustande, 
dann  könnten  die  darin  eingetragenen  Summen  durch  Anfechtung 
auf  Grund  der  unterliegenden  Rechtsverhältnisse  beständig  ge- 
ändert werden,  was  eine  Verzögerung  des  Verfahrens  zur  Folge 

hätte. 

Es  muß  nun  auch  festgestellt  werden,  ob  die  abstrakten 
Schuldbekenntnisse  erfüllungshalber  oder  an  P]rfüllungsstatt  ab- 
gegeben werden.  Die  Abrechnungsübereinkommen  enthalten  dar- 
über keine  Bestimmungen.  Nach  gesetzlicher  Vorschrift  wird  aber 
die  Tilgung  einer  alten  Schuld  durch  Begründung  einer  neuen 
nicht  vermutet.  (Art.  116  S.  0.  R.)  Es  entspricht  übrigens  auch 
den  Interessen  der  Parteien,  daß  sie.  falls  ihre  iVnsprüche  etwa  im 
Abrechnungsverfahren  nicht  befriedigt  worden  sind,  nachher  wie- 
der auf  die  in  den  eingereichten  Papieren  verbrieften  Forderungen 
zurückgreifen  können.  Wenn  daher  der  Empfänger  eines  Abrech- 
nungspapieres  schon  vor  Anerkennung  desselben  dem  Einlieferer 
auf  Grund  des  Papieres  selber  zur  Zahlung  verpflichtet  war,  so 
bleibt  diese  Verpflichtung  auch  neben  dem  abstrakten  Schuld- 
bekenntnis weiter  bestehen.  Ebenso  wird  dadurch,  daß  zum  Bei- 
spiel ein  Scheckbezogener  an  Stelle  der  Barzahlung  durch  die 
Anerkennung  des  Schecks  ein  selbständiges  Schuldversprechen 
abgibt,  der  Scheck  nicht  etwa  eingelöst.  Dies  geschieht  erst  da- 
durch, daß  die  so  begründete  abstrakte  Forderung  getilgt  wird; 
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war  eine  solche  Forderung  ursprünglich  neben  einer  schon  be- 
stehenden Schuld  eingegangen  worden,  so  wird  diese  durch  eine 
derartige  Tilgung  ebenfalls  aufgehoben.  Aus  dem  Zwecke,  zu 
dem  diese  abstrakten  Schuldverhältnisse  begründet  werden,  ergibt 
sich,  daß  die  Gläubiger  verpflichtet  sind,  dieselben  zuerst  im  Ab- 
rechnungsverfahren geltend  zu  machen. 

Es  bleibt  noch  zu  untersuchen,  ob  in  dem  bisher  geschilderten 
Verfahren  eine  Kompensation  der  je  zwischen  zwei  Mitgliedern 
Jbestehenden  Forderungen  zu  erblicken  sei.  Dies  wird  allgemein 
angenommen.  -^^)  Dann  wären  nur  die  Differenzen  zwischen  die- 
sen Forderungen  als  für  die  Skontration  wesentlich  zu  betrachten, 
da  nur  sie  noch  auszugleichen  wären.  Die  tatsächlichen  Vorgänge 
zeigen  aber  nirgends,  daß  zwischen  den  einzelnen  Teilnehmern 
kompensiert  wird.  Wie  wir  gesehen  haben,  stellen  die  Abrechnen- 
den nur  die  Gesamtsummen  dessen,  was  sie  jedem  Hause  schulden, 
oder  was  sie  von  ihm  zu  fordern  haben,  in  den  Haben-  und  Debet- 
kolonnen ihrer  Abrechnungsblätter  einander  gegenüber,  ziehen 
aber  keineswegs  den  Saldo  zwischen  beiden.  Dies  ist  auch  gar 
nicht  nötig,  da  es  für  jeden  Teilnehmer  nur  auf  den  Saldo  aus 
seinen  Forderungen  und  Schulden  gegenüber  allen  Mitgliedern  an- 
kommt. Dieser  kann  aber  ermittelt  werden,  ohne  daß  vorher  die 
Einzelsaldi  gezogen  werden.  ^^*) 

II.   Eigentumsverhältnisse  an  den  eingelieferten  Papieren. 

Aus  dem  bisher  Gesagten  ergibt  sich,  daß  mit  der  Uebergabe 
der  Papiere  im  Abrechnungslokal  das  Eigentum  an  denselben 
nicht  an  den  Empfänger  übergeht.  Dieser  erhält  sie  nur  zur  Prü- 
fung; er  soll  sie  wieder  zurückgeben,  wenn  er  sie  nicht  einlösen 
will.  Aber  auch  dann,  wenn  er  seinen  Einlösungswillen  durch 
Behalten  der  Papiere  erklärt  hat,  gehen  sie  noch  nicht  in  sein 
Eigentum  über.  Dies  ist  erst  der  Fall,  wenn  sie  wirklich  ein- 
gelöst worden  .^ind.  also  mit  Beendigung  der  Abrechnung.  Bis 
dahin  darf  der  Empfänger  die  Papiere  nicht  nach  seinem  Belieben 
verwenden;  er  soll  sie  so  aufbewahren,  daß  er  sie,  wenn  eine  Ein- 

211)  H,  W.  B.,  Art.  Al.r.-St.,  S.  lU;  koeli,  Z.  f.  H.  R.,  29,  S.  28;  Colin  i.  Eiide- 
maiiu  III.,  §  448,  12;  Xeuhaus  ,a  a.  0.,  S.  42  u.  a.;  anders  Tesehemaeher,  a.  0..  8.  UX 
Anni.  68. 

212)  Im  Londoner  Chearinghouse  werden  allerdinj^'s  nnr  die  Saldi  aus  der  mit 
den  einzelneu  Teilnehmern  vorgenommenen  Einzelabrechnungen  in  die  Abrechnungs- 
hlätter  eingestellt,  vgl.  Cohn  i.  Endemann  III.,  S.  1063;  Tessier,  S.  109  f.;  ebenso 
ist's  bei  der  Ultimoliquidation  des  „Liquidationsvereins  für  Zeitgeschäfte"  in  Berlin, 
vgl.  Bn'hwald,  a.  a.  0.,  S.  265. 
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lösung  derselben  nicht  zustande  kommt,  unversehrt  wieder  zu- 
rückgeben kann.  Der  Einlieferer  seinerseits  darf  sie  auch  nicht 
früher  zurückverlangen,  als  eine  Einlösung  durch  das  Abrech- 
nungsverfahren sich  als  unmöglich  erwiesen  hat.  Denn  andern- 
falls liefe  der  Empfänger  die  Gefahr,  doppelt  bezahlen  zu 
müssen.  21^)  Alle  diese  Verpflichtungen  und  Rechte  sind  zwar 
im  Abrechnungsübereinkommen  nicht  geregelt;  sie  ergeben  sich 
aber  ungezwungen  aus  Sinn  und  Zweck  des  Verfahrens.  Sie  ent- 
stehen mit  Uebergabe  und  Annahme  der  Abrechnungspapiere. 


1 


213)  l^ibenso  Tesehemaeher,  a.  a.  0.,  S.  460/61, 
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2.  Kapitel. 

Das  HaupfDcrfahrcn. 

§  13. 

Einleitung. 


Zu  Beprinn  des  Hauptverfahrens  stehen  sich  die  Abrechnenden 
immer  noch  in  gleicher  Weise  als  Gläubiger  und  Schuldner 
gegenüber,  wie  beim  Betreten  des  Abrechnungslokals.  Im  Vor- 
verfahren sind  ja  nur  die  gegenseitig  geschuldeten  Summen  end- 
gültig festgestellt  worden,  und  die  Parteien  haben  sich  für  die- 
selben abstrakt  verpflichtet.  Am  Ende  des  Hauptverfahrens  da- 
gegen sind  alle  diese  Schuldverhältnisse  untergegangen.  A,  der 
beispielsweise  vorher  Gläubiger  von  B  und  C  und  Schuldner  von 
D  und  E  war,  hat  nun  nur  noch  ein  einziges  Guthaben  oder  eine 
einzige  Schuld  und  zwar  in  Höhe  des  Saldos  aus  allen  seinen 
eingereichten  Forderungen  und  S.chulden.  Was  für  Rechts- 
geschäfte waren  nötig,  um  dieses  Ergebnis  herbeizuführen?  Wie 
kommt  es.  daß  A  seine  Forderungen  gegen  B  und  C  mit  seinen 
Schulden  gegenüber  D  und  E  aufrechnen  konnte? 

Rein  äußerlich  betrachtet  stellt  sich  das  zu  diesem  Zwecke 
angewendete  Verfahren  als  ein  algebraischer  Prozeß  dar,  durch 
den  das  Endergebnis  sämtlicher  Zahlungsoperationen,  die  zwischen 
mehr  als  zwei  Personen  zu  erledigen  sind,  im  voraus  ermittelt  wird. 
Das  gewonnene  Resultat  wird  dann  praktisch  verwertet,  indem 
durch  Begleichung  dieser  rechnerisch  festgestellten  Summen  die 
ursprünglich  nötigen  Zahlungen  dahinfallen.  ^i*) 

Man  hat  in  verschiedener  Weise  versucht,  die  juristische  Be- 
deutung dieser  Handlungen  zu  erklären.  Man  kann  die  zu  diesem 
Zwecke  aufgestellten  Theorien  in  zwei  Hauptarten  einteilen,  je 
nach  der  Rolle,  die  darin  der  Abrechnungstelle,  d.  h.  d?m  Abrech- 
nungsverein zugewiesen  wird.  Die  einen  nehmen  nämlich  an,  daß 
das  rein  rechnerisch  gewonnene  Resultat,  das  durch  den  Saldo  eines 
jeden  Abrechnungsblattes  dargestellt  wird,  nichts  anderes  sei,  al» 
das  Ergebnis  einer  Reihe  von  Zessionen  und  Kompensationen,  die 

214)  Breit,  Bankgesetz,  S.  160. 
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zwischen  den  einzelnen  Mitgliedern  stattgefunden  hätten.  Es 
seien  nämlich,  sagen  sie,  die  verschiedenen  Forderungen  derselben, 
die  ja  ursprünglich  in  keinerlei  Beziehung  zu  einander  gestanden 
hatten,  durch  Zessionen  oder  Delegationen  so  geordnet  und  ein- 
ander gegenübergestellt  worden,  daß  zwischen  ihnen  Kompen- 
sationen möglich  wurden.  Zu  diesem  Zwecke  habe  der  Abrecli- 
nnngsverein  eben  vermittels  der  erwähnten  Rechtsgeschäfte  die 
Schulden  und  Forderungen  sämtlicher  Teilnehmer  übernommen, 
wodurch  natürlich  weitgehende  Kompensationsmöglichkeiten  ent- 
standen. 

Andere  dagegen  halten  es  nicht  für  nötig,  daß  zur  Ausgleich- 
ung der  verschiedenen  Schuldverhältnisse  zuerst  Forderungsver- 
schiebungen stattfinden  müssen;  denn  nach  ihrer  Ansicht  werden 
die  Forderungen  und  Schulden  gar  nicht  durch  Kompensation  auf- 
gehoben, müssen  also  auch  nicht  einander  entsprechend  gegenüber- 
gestellt werden;  sondern  sie  werden  so,  wie  sie  von  Anfang  an 
einander  gegenüberstehen,  durch  direkten  Erlaß  getilgt.  Der  Ab- 
rechnungsverein wird  also  hier  als  Uebernehmer  von  Schulden 
und  Forderungen  überflüssig. 

§   14. 

De  verschiedenen  juristischen  Konstruktionen 
des  Abrechnungsverfahrens. 

1.    riieorieii,  die  den  Abreehiiuiigsvereiii  zwischen  die  Parteien 
schieben,  zwecks  Uebernahme  der  Schulden  und  Forderungen  der 

Mitglieder. 

Die  Theorien,  die  den  Abrechnungsverein  als  Zwischenglied  ein- 
schieben, tun  dies  wieder  in  verschiedener  Weise.  Die  von 
Cohn^^'"^)  vertretene  Ansicht  ist  die  herrschende. 

1 .  T  h  e  o  r  i  e  v  o  n  C  o  h  n.  a.  Nach  Cohn  kompensieren  die 
Yereinsmitglieder  zunächst  ihre  gegenseitigen  Forderungen  indi- 
viduell unter  sich.  Hierauf  zedieren  sie  die  übrig  bleibenden  Gut- 
haben an  den  A'erein  als  solchen:  „Dieser  wird  in  der  Höhe  der 
Zessionsvaluta  Schuldner  der  Zedenten  und  als  Zessionar  Gläu- 
biger der  debitores  cessi.  Jedes  Mitglied  wird  zugleich  Zedent  und 
debitor  cessus,   wenigstens   in   den   meisten   Fällen.      Der  Verein 

2ift)  Colin  i.  Endenianu  III.,  S.  1072. 
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kann  flaher  mit  jedem  insoweit  kompensieren,  als  rlio  dem  ein- 
zelnen «gebührende  Zessionsvaluta  und  die  von  ihm  geschuldeten 
Beträ^re  sich  decken.  Soweit  die  Zessionsvaluta  die  Schuld  eines 
Mitgliedes  an  den  Verein  übersteigt,  wird  der  Verein  Schuldner 
dieses  Mitgliedes  und  umgekehrt.  Der  Verein  als  solcher  soll  aber 
weder  Gläubiger  noch  Schuldner  seiner  Mitglieder  bleiben.  Er 
zediert  daher  seinerseits  die  Forderungen,  die  ihm  gegen  seine 
Mitglieder  mit  Passivsaldo  zustehen,  an  die  Mitglieder  mit  Aktiv- 
saldo, deren  Schuldner  er  ist."  Beim  Giroclearing  bezahlen  dann 
die  debitores  cessi  ihre  Schulden  dadurch,  daß  sie  oder  der  Verein 
als  Bevollmächtigter  der  Einzelnen  ümschreibungsbefehlc  an  die 
Girobank  des  Vereins  erlassen.  „Statt  Zessionen  kann  man  auch 
annehmen,  daß  jedes  Mitglied  den  Verein  delegiert,  seine  Schulden 
zu  bezahlen,  während  jedes  Mitglied  sich  zugleich  für  dieselbe 
Summe  dem  Verein  verpflichtet.  Auch  hier  wird  der  Verein 
Gläubiger  und  Schuldner  seiner  Mitglieder  und  kompensiert  mit 
ihnen.  Den  Mitgliedern  mit  Passivsaldo  gibt  er  Auftrag,  ihre 
Reste  an  die  Mitglieder  mit  Aktivsaldo  zu  zahlen.  Fehlt  es  dem 
Verein  an  Rechtspersönlichkeit,  so  ist  seine  Einschiebung  eine 
bloße  fiktive  Operation  zur  Rechnungserleichterung." 

b.  Die  Theorie  Cohns  wird  von  den  meisten  Schriftstellern 
vertreten,  allerdings  jnit  mehr  oder  weniger  bedeutenden  Abwand- 
lungen, die  aber  nicht  immer  zu  größerer  Klarheit  beitragen.  Der 
Abrech nungs verein  wird  nämlich  von  den  meisten  nur  als  fin- 
giertes Zwischenglied  eingeschoben,  wodurch  seine  juristische  Stel- 
lung in  der  Abrechnung  unklar  wird.  So  bei  K  u  h  1  e  n  b  e  c  k.  2^«> 
Danach  stellt  der  Abrechnungsschluß,  der  sich  mit  der  Visie- 
rung und  Rückgabe  der  Abrechnungsblätter  vollzieht,  den  eigent- 
lichen Skontrationsakt  dar.  „Er  stellt  eine  Novation  dar,  d.  h. 
Tilgung  der  Einzel forderungen  durch  Anerkennung  neuer  Forde- 
rungen, und  zwar  unter  Veränderung  der  Subjekte  der  Obli- 
gationen. Die  x\brcchnungsstelle  übernimmt  einerseits  die  Schul- 
den (Passivsaldi)  kraft  eines  Schuldanerkenntnisses  (Expro- 
mission,  nicht  Schuldübernahme  im  Sinne  des  B.  G.  B.).  und  tritt 
anderseits  kraft  Delegation  (nicht  Zession)  als  Gläubigerin  der 
Aktivsaldi  ein:  dabei  ist  die  Abrechnungsstelle  nicht  Rechtsnach- 
folgerin der  einzelnen  Gläubiger  und  Schuldner.  Dieser  Rechts- 
akt ist  von  weittragender  Bedeutung.  Denn  nunmehr  bleiben 
etwaige  nachträgliche  Anfechtungen  eines  zur  Skontration  ein- 
gelieferten Einzelanspruchs  ohne  Einfluß  auf  die  Gültigkeit  der 

216)  Kiililenheck,  Sc'heckgesetz,  S.  70  f. 
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definitiven  Gutschrift  bezw.  Belastung  im  Girokonto."  Es  wird 
also  hier  dem  Abrechnungsverein  als  solchem  eine  ganz  bestimmte, 
klar  umschriebene  Stellung  zugewiesen,  in  der  er  durch  eigene 
Handlungen  sich  Rechte  erwirbt  und  Verpflichtungen  eingeht,  wo- 
durch Rechte  und  Pflichten  anderer  aufgehoben  und  verändert 
werden.  Er  wird  also  als  eine  rechts-  und  handlungsfähige  Person 
aufgefaßt.  Weiter  unten  wird  aber  im  Gegensatz  dazu  gesagt: 
,,Die  sogenannte  Abrechnungsstelle^^')  fungiert  nur  als  ima- 
ginäres  Rechtssubjekt  an  Stelle  der  Gesamtheit  zur  Vermittlung 
der  Abrechnung  zwischen  den  Teilnehmern.  Nach  außen,  dritten 
Personen  gegenüber,  ist  sie  nicht  vorhanden,  kann  also  weder 
klagen  noch  verklagt  werden."  Mit  andern  Worten,  der  Abrech- 
nungsverein wird  gerade  solange  als  wirkliche  Person  behandelt, 
als  es  für  die  Erklärung  der  Wirkungen  der  Skontration  notwendig 
erscheint.  Solange  halben  seine  Handlungen  auch  die  Folgen, 
wie  die  eines  jeden  handlungsfähigen  Rechtssubjektes.  Sobald 
aber  aus  seiner  Selbständigkeit  etwa  unerwünschte  Wirkungen 
erwachsen,  wie  eine  eventuelle  Verantwortung  gegenüber  Dritten 
im  Prozesse,  dann  verschwindet  sie  plötzlich  in  der  Versenkung, 
und  an  ihre  Stelle  tritt  eine  ungreifbare  Fiktion. 

c.  Aehnlich  scheint  auch  Gareis-^**)  den  Abrechnungsver- 
ein als  fingierte  Persönlichkeit  aufzufassen.  Er  schreibt  nämlich, 
daß  durch  den  Abrechnungsvertrag  eine  kompensierende  Unifi- 
kation der  zur  Skontration  gelangenden  Aktiva  und  Passiva  jedes 
Mitgliedes  bewirkt  werde.  Ferner  werde  dadurch  die  Abrech- 
nungsstelle personifiziert,  zunächst  zwar  nur  im  Sinne  kauf- 
männischer Auffassung  und  Buchung,  hernach  werden  die  durch 
die  Unifikatior.  nicht  ausgeglichenen  Aktivreste -^*"*)  an  die  Ab- 
rechnungsstelle zediert;  und  diese  übernehme  ebenso  die  durch  die 
Unifikation  nicht  aufgehobenen  Passivreste  2^'*)  durch  Schuldüber- 
nahme. 

Man  sieht,  hier  ist  der  Abrechnungsverein  eigentlich  gar  nicht 
nötig  zur  Ermciglichung  der  Kompensation  zwischen  den  Einzel- 
forderungen. Diese  findet  vielmehr  ohne  dessen  Dazwischenkunft 
statt,  kraft  positiverer  Bestimmung  des  Abrechnungsvertrages. 
Denn  erst  die  durch  die  Skontration  erhaltenen  Saldi  werden  auf 
den  Abrechnungsverein  übertragen.  Damit  lallt  aber  der  eigent- 
liche Grund  für  die  Einschiebung  desselben  dahin.     Warum  soll 

21")  Gemeint  ist  der  Abrecliiiungsverein  oder  -gesellscliaft. 
218)  Gareis,  H.  R.,  S.  596  ff. 

2J9)  Gemeint  sind  damit  die  Saldi,  die  sich  durch  Summierung  und  Subtraktion 
der  liebet-  und   Kreditposten  auf  den   Abrechn.-Bl.  ergeben.     Oben  S.  62. 
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er  schließlich  doch  noch  Schuldner  und  GläiiLi^er  werden,  nach- 
dem das  eigentliche  Ziel  der  Abrechnung,  die  Saldierun^  der  ur- 
sprünglich in  keiner  Beziehung  /Aieinander  stehenden  Posten 
ohne  seine  Dazwischenkunft  stattgefunden  hat? 

d.  Aehnlich  konstruiert  G.  H  o  f  f  m  a  n  n.  --")  Nach  ihm  ist 
die  Abrechnungsstelle,  d.  h.  der  Abrechnnngs verein,  eine  fiktiAc 
Person,  deren  Geschäfte  von  der  Reichsbank  besorgt  werden.  Die 
Mitglieder  treten  ihr  ihre  gesamten  zur  Verrechnung  gebrachten 
Aktiven  und  Passiven  fiduziarisch  ab.  Diese  werden  dadurch 
mittels  Konfusion  getilgt.  Die  ATisgleichung  zwischen  den 
Banken  ist  dadurch  erfolgt,  daß  sich,  entsprechend  den  Schluß- 
ziffern der  Bilanz,  ihr  Giroguthaben  bei  der  Reichsbank  vermehrt 
oder  vermindert  hat. 

Ebenso  bezeichnet  Goldschmidt ^^^)  den  Skontrations- 
verband  als  eine  Gesellschaft,  die  formell  zwischen  die  einzelnen 
Verbandsmitglieder  trete,  als  Schuldtibernehmer  und  Zessionar. 

Auch  Koch  ^'--)  und  R  a  u  c  h  b  e  r  g  '-•')  reden  vom  Ab- 
rechnungsverein nls  einem  fingierten  Subjekt,  das  als  Gläubiger 
und  Schuldner  zwischen  die  Abrechnenden  tritt. 

In  der  französischen  Literatur  wird  der  Al)rechnungsverein 
ebenfalls  entweder  als  wirkliche*-^)  oder  nur  fingierte  ^^'M  Person 
zwischen  die  einzelnen  Teilnehmer  geschoben. 

2.  Theorie  von  F.  H  o  f  f  m  a  n  n.  2^^)  In  eigentümlicher 
Weise  versucht  Hoffmann  die  Tätigkeit  des  Abrechnungsvereins 
als  Zwischenglied  zu  erklären.  Danach  übernimmt  die  Abrech- 
nungsstelle 2-")  die  Schulden  und  Forderungen  der  Abrechnenden. 
Sie  sind  dadurch  Schulden  und  Forderungen  der  Abrech nungs.stelle 
geworden.  Das  beweist  schon  die  eigene  Bilanz,  die  dieselbe  auf- 
stellt, und  ..  in  der  sie  sich  in  Höhe  der  Forderungen  der  Skon- 
tranten  als  deren  Schuldnerin  und  in  Höhe  der  Schulden  derselben 
als  ihre  Gläubigerin  bekennt."  Mit  den  ihr  überwiesenen  Posten 
verfährt  die  Abrechnungsstelle  ganz  nach  Belieben;  sie  erhält  an 
den  übertragenen  Wertpapieren  unbeschränktes  Eigentumsrecht, 
überhaupt  unbedingte  Verfügungsmacht  über  nlle  eingelieferten 

220)  fi.  Hoffmann,  Reiehsgerirhtsrat,  i.  Bankarclilv,  IV.,  S.  130  f.  nielit  zu  ver- 
wechseln mit  F.  Hoffmann,  Syndikus,  unten. 

221)  Goldsehmidt,  System,  S.  218  f. 

222)  Koch,  Art.  Abr.-St.  im  H.  W.  B.  u.  Z.  f.  H.  K.,  29,  S.  88. 

223)  Rauchberg,  Art.  Cl.-H.  i.  H.  W.  B.,  S.  402. 

224)  Thaller,  droit  commercial  1612. 

225)  Hari^toy,  a.  a.  0.,  S.  273. 

2  26)  F.  Hoff  mann,  Syndikus,  Z.  f.  H.  R.,  Bd.  B5,  S.  337  ff. 
227)  ß,  1,^  (jer  Abrechnongsverein. 
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Forderungen;   »ueh  über  solche,  die  nicht  in   Wertpapieren  ver- 
brieft sind.    „Daher  würde  z.  Bsp.  ein  Verkauf  von  Wertpapieren 
rechtsKültig  sein,  unabhängig  davon,  ob  der  Erwerber  ihre  Bestim- 
mung für  die  Skontration  kannte  oder  nicht."     Den  Skontranten 
würden  aus  solchem  Verfahren  nur  Schadenersatzansprüche  erwach- 
sen      Denn  das  Eigentum  der  Abrechnungsstelle  ist,  obwohl  end- 
gültig von  ihr  erworben,  insofern  das  charakteristische  Eigentum 
zu  treuer  Hand,  als  es  nur  im  Interesse  der  Skontranten  ausgeübt 
werden  soll.     Diese  Verpflichtung  ergibt  sich  ungezwungen  aus 
den.  Zweck  der  Skontration  und  aus  dem  Vertrage."    Der  Abrech- 
nuugsverband  tritt  also  als  Treuhänder  zwischen  die  Abrechnen- 
den     Sein  Eigentumsrecht  ist  aber  nicht  resolutiv  bedingt,  wie 
bei  der  deutschen  Treuhand,  sondern  es  ist  unbeschränkt;  die  Ab- 
rechnungsstelle hat  nur  die  Verpflichtung,  das  Eigentum  an  den 
ihr  übertragenen  Vermögensgegenständen  im  Interesse  der  bkon- 
tranten  zu  verwenden. 

Den  Beweis  für  die  Richtigkeit  seiner  Anschauung  erblickt 
Hoffmann  hauptsächlich  darin,  daß  die  Kriterien  der  Treuhänder- 
schaft in  ausgeprägter  Weise  bei  der  Skontration  vertreten  seien, 
ohne  daß  sie  künstlich  hineingedeutet  werden  müßten. 

3.  TheorievonTrumpler.  ^''^)    Wesentlich  anders  als 
die  bisher  Erwähnten,  sucht  Trumpler  die  Stellung  des  Abrech- 
nungsvereins zu  erklären.     Er  tritt  gegen  die  Theorie  Cohn's  auf, 
weil  von  der  Vornahme  von  Zessionen,  Kompensationen  und  Rück- 
zessionen nichts  zu  bemerken  sei.  auch  nicht  davon,  daß  die  Par- 
teien  an  die  Vornahme  solcher  Rechtsgeschäfte  gedacht   hätten. 
Zudem    seien    die    Abrechnungsvereine    gewöhnlich    keine    selb- 
ständigen Reohtssubjekte,  sondern  Gesellschaften,  und  zwar  Ge- 
sellschaften zur  Tilgung  von  Forderungen  und  Schulden  der  Ge- 
sellschafter untereinander.     ..Dur.h  den  Gesellschaftsvertrag  ver- 
pflichten sich  die  Gesellschafter,  soweit  sie  Mitgliedern  gegenüber 
Forderungen   und   Schulden    haben,   ihre   Forderungen    nicht   von 
ihren  Schuldnern  einzutreiben   und   ihre   Schulden   nicht  an   ihre 
Gläubiger  zu  bezahlen,  sondern  Forderungen  und  Schulden  in  die 
Gemeinschaft  einzuwerfen.    Durch  Einreichung  des  Abrechnungs- 
blattes hat  jedes  Mitglied    die    eingereichten  Forderungen    und 
Schulden   verloren;   diese   sind   Gesellschaftsschulden   und   Forde- 
rungen geworden.     Dagegen  steht  ihm  nach  allgemeinen  Gesell- 
schaftsgrundsätzen  an   den   Gesellschaftsforderungen    so   viel    zu. 

228)  Trumpler,  Z.  f.  H.  R.,  Bd.  50,  S.  437  ff. 
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als  es  Forderungen  eingeworfen  hat;  anderseits  trifft  von  den  Oe- 
sellschaftsschulden  derjenige  Teil  auf  dasselbe,  der  dem  Betrage 
der  von  ihm  eingeworfenen  Schulden  entspricht.  Soweit  das  Mit- 
glied Anteil  sowohl  an  den  Gesellschaftsforderungen,  als  auch  an 
den  Gesellschaftsschulden  hat,  kann  es  beide  gegeneinander  auf- 
rechnen. Sein  effektiver  Anteil  an  den  Gesellschaftsforderungeu 
oder  -schulden  wird  also  bestimmt  durch  die  Höhe  .seiner  Aktiv- 
oder Passivsaldos.  Durch  die  Einwerfung  seiner  Forderungen  ge- 
winnt das  Mitglied  mit  Aktivsaldo  eine  Forderung  gegen  die  Mit- 
glieder mit  Passivsaldo  mit  einem  entsprechenden  Betrage.  Durcli 
Einwerfen  seiner  Schulden  ist  das  Mitglied  mit  Passivsaldo  den 
Mitgliedern  mit  Aktivsaldo  zu  einem  entsprechenden  Betrage 
verpflichtet." 

„D  ü  r  i  n  g  e  r  u  n  d  Hache  n  b  u  r  g"  —•*)  treten  dieser  Auf- 
fassung bei  Tür  die  Abrechnung  der  Börsengeschäfte.  Merk- 
würdigerweise scheinen  sie  aber  das  bei  der  Reichsbank  übliche 
Abrechnungsverfahren  davon  auszunehmen.  -"'*') 

II.   Theorien,  die  den  Ahretlinungsverein  nicht  zwischen  die 
Parteien  schieben  zur  Vermittlung  der  Skontration. 

Von  den  Theorien,  die  die  gegenseitigen  Schuldverhältnisse 
der  Parteien  ohne  Vermittlung  des  Abrechnungsvereins  direkt 
durch  entsprechende  Erlaßverträge  untergehen  lassen,  .sei  zu- 
nächst diejenige  Teschemachers  2^^)  erwähnt;  denn  diese  benötigt 
zur  Erklärung  der  Abrechnung  immerhin  noch  eines  Vermittlers 
zwischen  den  Abrechnenden.  Dieser  Vernjittlcr  tritt  zwar  nicht 
mehr  aus  eigenem  Rechte  auf,  wie  der  Abrechnungsverein  in  den 
bisher  angeführten  Konstruktionen;  er  ist  vielmehr  Bevollmäch- 
tigter der  Abrechnenden. 

1 .  Theorie  von  T  e  s  c  h  e  ni  a  c  h  e  r.  ^^ ' )  Teschemacher 
ist  der  er.ste  und  bis  jetzt  einzige,  der  dem  Abrechnungsverkehr 
bei  den  Abrechnungsstellen,  wie  sie  z.  Bsp.  bei  der  Reichsbank 
eingerichtet  sind,  eine  eingehende  juristische  Betrachtung  gewid- 
met hat.  Er  ist  es  auch,  der  besonders  den  Unterschied  zwischen 
den  verschiedenen  Abreehnungsarten  betont  '^^)  und  dem- 
entsprechend für  die  verschiedenen  A'erfahren  auch  eine  ent- 
sprechende juristische  Konstruktion  verlangt. 

229)  Dtiriii^er  und  Haciipiiburg.  Haiidelsgesetzhncli,  Bd.  III,  8.  48,  II.  Kap., 
B.  I,  1  h. 

23«)  Düriiiger  u.  Haclienburg,  a.  a.  0.,  Bd.  III,  S.  (m. 
231)  Teschemacher,  Z.  f.  H.  R.,  Bd.  67,  S.  401  ff. 
-"•-)  Teschemacher,  a.  a.  0.,  S.  427;  ferner  oben  i)d  f. 
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Seiner  Ansicht  nach  widerspricht  es  direkt  den.  Abrechnungs- 
übereinkommen,  also   dem   klaren   Willen   der   Mitglieder    wenn 
der    Abrechnungsverein    als    selbständig    Berechtigter    und    ^  ev- 
pfliehteter  sich  zwischen  die  Beteiligten  einschiebt;  denn  das  Ab- 
kommen enthalte  die  positive  Bestimmung:  „Die  Abrechnung  er- 
fol.^t  unmittelbar  zwischen  den  Beteiligten."    Diese  Bestimmung, 
meLt  Teschen.acher.  sei  gerade  im  Hinblick  auf  das  bei  der  Ab- 
rechnungsstelle   des    Berliner    Kassenvereins    übliche    Verfahren 
getroffen  worden;  dort  werde  nämlich  der  Kassenverein  tatsäch- 
lich zwischen  die  Abrechnenden  eingeschoben.^'')     Ferner  wider- 
spreche es  auch  dem  Interesse  der  Teilnehmer,  wenn  der  Abrech- 
nungsverein selbständig  berechtigt  und  verpflichtet  werde,  da  sie 
für  eventuelle  Haftpflichten  desselben  als  seine  Mitglieder  unter 
Umständen  aufkommen  müßten.     Auch  die  eigene  Bilanz  der  Ab- 
rechnungsstelle,   sowie  ihr  eigenes  Konto    in    den    Büchern    der 
Reichsbauk  seien  kein  Beweis   für  ihre  Selbständigkeit   bei   der 
Abrechnung.     Jene   Einrichtungen   seien   nur   aus   buchungstech- 
nischen Gründen  zur  leichtern  Entdeckung  eines  möglichen  Ueber- 
tragungsfehlers  und  überhaupt  .ur  Erleichterung  der  Buchungen 

getroffen  worden.  .  ,  ,     ,   o    v 

\nderseits  ist  aber  Teschemacher  der  Ansicht,  daß  die  ein- 
zelnen Mitglieder  doch  die  Abrechnung  nicht  allein  durchführen. 
\ach  seiner  Meinung  nimmt  der  Vorsteher  des  Abrechnungsbüros 
die  eigentliche  Abrechnung  vor;  dies  könne  er  aber  nur  n,   der 
'   Eigenschaft  eines  unmittelbaren  Stellvertreters  der  Abre<.h„e„den 
tun-  den«  nur  in    diesem  Falle  entstünden    durch    sein  Handeln 
Berechtigungen   und   Verpflichtungen   direkt   zwischen    den    \  er- 
tretenen,  so  daß  man  sagen  könne,  die  Abrechnung  finde  unmittel- 
bar zwischen    den  Beteiligten  statt.      Zu  diesem  Zwecke    erteile 
jedes  Mitglied   durch   Uebergabe   seines   Abrechnungsblatfes   und 
des  entsprechenden  Umschreibungszettels  dem  Vorsteher  die  un- 
widerrufliche Vollmacht:  ,.a.  soweit  es  Gläubiger  sei.  dem  Schuld- 
ner die  Schuld  vertragsmäßig  zu  erlassen  und,  soweit  es  Schu  dner 
sei.  mit  dem  Gläubiger  einen  Vertrag  zu  schließen,  durch  wel.hcn 
ihm    dem  Schuldner,  seine  Schuld  erlassen  werde;  b.  diese  beiden 
Verträge  nur  mit  der  Klausel  zu  schließen,  daß  ihm  sämtliche  im 
Abrechnnngsvcrfah.cn    kontrahierten  Schulden    erlassen    werden, 
und  daß  ihm  in  Hohe  seines  etwaigen  Aktivsaldos  eine  Forderung 

233)  Vst.  die  narsteHuiig  hei  Buclnvald,  Teclinilc  des  Banlcbetriebes,  S.  7  f : 
Salines  Börsn.pimTe,  f.  Teil,  S.  300,  Geschäftsordnung  für  f.ii^ass«  und  Giroverfc,  i 
des  Kasseiivereins. 
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gegen  die  Reiehsbunk  verschafft  werde.     Zugleich  erteile  der  mit 
einem  Passivsaldo  beteiligte  Teilnehmer  die  Vollmacht,  den  von 
ihm  in  der  Höhe  des  Saldos  ausgestellten  Umschreibezettel,  auf 
Grund   dessen   sein   Girokonto   bei   der   Reichsbank   in    Höhe   des 
Saldos  belastet  werden  soll,  dann  der  Reichsbank  zur  Ausführung 
auszuhändigen,  wenn  ihm.  dem  Teilnehmer,  seine  im  Abrechnungs- 
wege eingegangenen  Schulden  erlassen  werden.       Endlich  erhalte 
der  Vorsteher  die  Erlaubnis  zum  Selbstkontrahieren."    Der  Inhalt 
dieser  Vollmacht,  die  übrigens  im  Abkommen  mit  keiner  Silbe  er- 
wähnt ist,    ergebe  sich,    so  wie  er  hier  dargestellt  wurde,    nach 
Teschemacher,  ohne  weiteres  aus  dem  Zweck,  der  durcli  die  Tätig- 
keit des  Vorstehers  erreicht  werden  solle.    Der  Vollmacht  liege  im 
übrigen    kein    Vertragsverhältnis    zwischen    Vertreter    und    Ver- 
tretenen zu  Grunde.     Der  Vorsteher  schließe  mit  sich  selbst,  als 
Vertreter  sämtlicher  Mitglieder,   die   Erlaßverträge:    ..Die   Rück- 
gabe der  mit  seiner   Unterschrift  versehenen   Abrechnungsblätter 
mit  der  hiemit  verbundenen  Erklärung,  daß  die  Al)reclinung  zu- 
stande gekommen  sei,  muß  als  der  Akt  angesehen  werden,  durch 
welchen   der  Vorsteher   seine   Willensentschließung   zu   erkennen 
gibt,  diese  Rechtsgeschäfte  abgeschlossen  zu  haben."    Damit  seien 
die  Schulden   eines  jeden  Mitgliedes  erlassen,  sein   Guthaben  bei 
der  Girobank  um  den  Abrechnungssaldo  erhöht  oder  erniedrigt,  die 
Abrechnung  also  beendet. 

2.  Theorie  vonBreit.  -^^)  Wir  haben  soeben  gesehen, 
wie  Teschemacher  den  Abrechnungsverein  als  Vermittler  zwischen 
den  Abrechnenden  auszuschalten  sucht.  Er  hil  dies  aber  nur.  um 
sogleich  wieder  ein  anderes  Zwischenglied  einzuschieben.  (h\s  nun 
allerdings  nicht  mehr  aus  eigenem  Rechte  handelt,  sondern  als 
Vertreter  der  Skontranten.  Viel  konsequenter  in  der  Vermeidung 
jedes  vermittelnden  Organs  ist  Breit.  Xach  ihm  ist  der  Aufrech- 
nungsprozeß nur  ein  rechnerischer  Vorgang.  Bis  zur  schließlichen 
Zahlung  oder  Giroüberweisung  ist  rechtlich  nichts  geschehen.  Der 
juristisch  wesentliche  Akt  bei  der  Abrechnung  ist  der  der  Zahlung 
der  Endsumme  und  die  darin  liegende  Erklärung  aller  Beteiligten, 
daß  nunmehr  alle  zur  Abrechnung  gebrachten  Forderungen  getilgt 
seien."  „Nach  erfolgter  Abrechnung  erfolgen  die  Ueberweisungen 
auf  das  Girokonto  der  Abrechnugsstelle  *  und  zu  Lasten  des- 
selben." P:s  sei  also  zwar  ein  besonderes  Rechtssubjekt  konstruiert 
worden  zur  Vermittlung  der  Girozahlungen.     Es  sei  dies  aber  ein 

234)  j.  Breit.  Bankgesetz,  S.  159  ff. 


Moment  der  technischen  xlusgestaltung,  das  nicht  notwendig  im 
Wesen  der  Abrechnung  liege. 

Im  Grunde  genommen  stimmen  also  Teschemacher  und  Breit 
in  der  Konstruktion  des  eigentlichen  Abrechnungsverfahrens  über- 
ein. Ersterer  glaubt  jedoch,  das  Zustandekommen  der  Erlaßver- 
träge nur  durch  Herbeiziehung  eines  direkten  Stellvertreters  der 
abrechnenden  Parteien  erklären  zu  können.  Dies  hat  seinen  Grund 
wohl  darin,  daß  die  xibrechnenden  nach  Einreichung  und  Rück- 
gabe der  Abrechnungspapiere  in  keine  unmittelbare  Beziehung 
mehr  zu  einander  treten.  Eine  eingehendere  Darstellung  des  Ab- 
rechnungsverfahrens ohne  Stellvertreter  gibt  Breit  allerdings 
nicht. 

b.  Die  Theorie  Breits  scheint  auch  L  e  s  s  i  n  g  ^^*'*)  zu  ver- 
treten, wenn  er  schreibt,  jeder  Abrechnende  erlasse  seinen  Schuld- 
nern den  geschuldeten  Betrag  durcli  entsprechende  Mitteilung  an 
die  Abrechnungsstelle,  welche  verpflichtet  sei,  die  Aufrechnung 
unter  den  mehreren  Forderungen  rechnungsgemäß  vorzunehmen: 
,, Jeder  der  Beteiligten  verzichtet  somit  auf  Einzug  der  ihm  zu- 
stehenden Forderungen  gegen  den  Vorteil,  in  Höhe  derselben  von 
seinen  Schulden  befreit  zu  werden." 

CJenau  in  gleichen  Worten  erklären  auch  Düringer  und 
H  a  c  h  e  n  b  u  r  g  -^^)  die  Skontration  bei  den  Abrechnungsstellen 
der  Reichsbank.  Zusammenfassend  sagen  sie:  „Skontration  ist 
die  Tilgung  wechselseitiger  Forderungen  durch  Erlaß." -^*^) 

Im  folgenden  Abschnitt  werden  wir  nun  diese  verschiedenen 
Theorien  einer  kritischen  Prüfung  zu  unterziehen  haben. 


§  15. 


Kritik  der  verschiedenen  Theorien. 


Bei  einer  Kritik  der  eben  erwähnten  Theorien  ist  davon  aus- 
zugehen, daß  für  die  juristische  Konstruktion  des  Abrechnungs- 
verfahrens nur  der  Parteiwille  in  Betracht  kommt.  Die  Parteien 
aber  kommen  überein,  einen  bestimmten  Erfolg  herbeizuführen. 
Zu  diesem  Zwecke  übernehmen  sie  gewisse  Verpflichtungen  und 

236)  Lessiiig,  Scheckgesetz,  S.  103. 

236)  Düringer  und  Haclienburg,  Handelsgesetzbuch,  2.  Aufl.,  III.,  S.  65;  oben 
Anm.  230. 

237)  Für  die  Abrechnung  im  Börsenverkehr  treten  sie  dagegen  der  Theorie 
Trumpler  bei,  oben  S.  75. 


—    80    — 

«ehraeu  «ie  gewisse  Handlungen  vor.     Welche  juristische  Bedeu- 
tung d.ese  haben,  ist  ihnen  an  und  für  sich  gleichgültig,   wenn 
durch  dieselben    nur  der  gewünschte  Erfolg  herbeigeführt   wird 
Die  Parteien  erwarten  nur.  daß  bei  Streitigkeiten,  die  etwa  daraus 
entstehei.  konnten,  das  Recht  ihnen  so  zur  Hilfe  eilt,  daß  der  wirk- 
liche Parteiwille  geschützt  wird.       Die  juristische  Konstruktion 
Hat  SKh  also  diesem  s„  anzupassen,  daß  die  Anwendung  der  ihr 
entsprec^ienden  Rechtsregeln  nicht  den.  Willen  und  den  Interessen 
der  Parteien  widerspricht.     Die  Konstruktion   „,„ß  den,   latsäch- 
.chen  \ erfahren   entsprechen,  da   sich   der   Parteiwiile   in   erster 
L.uie  in  diesen,  äußert.     Außerdem  sind  für  dessen   Feststellung 
noch  Zweck  und  Inhalt  des  Abkommens  maßgebend.     Vielleicht 
liefern  mehrere  Konstruktionen  brauchbare  Resultate.     Läßt  sich 
aber    eine    solche    auf  Grund    des  in  angegebener  Weise    festge- 
stellten, wirklichen  Parteiwillens  in  ungezwungener  Weise,  ohne 
gesuchte  Auslegung  desselben  gewinnen,  so  ist  sie  natürlich  jeder 
anderen,  die  sich  auf  bloß   fingierte   Willenserklärungen   stützen 
muß,  vorzuziehen. 

I.  Die  Theorien,  welche  den  Abrechnungsverein  zwischen  die  Par- 
teien schieben  zwecks  üebernahnie  der  Forderungen  und  Schulden. 

1.  Theorie  von  H  o  f  f  m  a  n  n.  Treuhänder- 
theorie. Dieser  Theorie  kann  nicht  zugestimmt  werden;  denn 
sie  steht  nicht  im  Einklang  mit  den  Tatsachen  und  widerspricht 
in  ihren  Folgen  offenbar  auch  den  wirklichen  Absichten  der  \b- 
rechnenden;  zudem  bringt  sie  sachlich  nichts  Neues. 

a.    Die  Theorie  widerspricht    den  Tatsachen 
Hoff  mann   behauptet,   die   Abrechnungsstelle  ^--i«)   erwerbe   Eigen- 
tum an  den  eingelieferten  Papieren.     Dies  ist  unrichtig.     Denn 
wie  oben  erwähnt,  werden  sie  von  den   Teilnehmern  unmittelbar 
denjenigen  Mitgliedern  übergeben,  die  sie  einlösen  sollen.     DieJe 
oder  vielmehr  ihre  in  das  Abrechnungslokal  gesandten  Vertreter.* 
sind  aber  keine  Bevollmächtigten  des  Abrechnungsvereins.    Dieser 
bekommt  also  die  eingelieferten  Papiere  nicht  einmal  zu  (Jesicht. 
noch  viel  weniger  in  Besitz,  kann  also  auch  kein  Eigentum  daran 
erwerben.     Damit  sind  aber  der  Treuhändertheorie  die  Grundlagen 
entzogen,  und  sie  fällt  in  sich  zusammen. 

Aber  auch  aus  Gründen  allgemeiner  Natur  muß  diese  Theorie 
abgelehnt  werden. 

''^^^)  D.  h.  der  Abrechnungsverein;  vgl.  oben  S.  74. 
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b.  Es  würde  nämlich  den  Interessen  und  deshalb  wohl  auch 
den  Absichten  der  Abrechnenden  direkt  widersprechen,  wenn  der 
Abrechnungsverein  solche  unbeschränkte  Verfügungsmacht  über 
die  eingereichten  Forderungen  der  Teilnehmer  erhielte,  wie  Hoff- 
mann  sie  ihm  gibt.  Solange  der  Zweck  der  Abrechnung  auf  einem 
andern  Wege  erreicht  werden  kann,  der  weniger  Gefahren  in  sich 
schließt,  wird  dieser  von  den  Abrechnenden  vorgezogen  werden. 

c.  Sachlich  bringt  Hoffmann  nichts  Neues.  Nicht  nur  scheint 
er,  wie  wir  eben  gesehen  haben,  die  tatsächlichen  Vorgänge  bei 
der  Abrechnung  nicht  zu  kennen.  Er  muß  auch  die  herrschende 
Theorie  falsch  verstanden  haben.  Er  glaubt  nämlich,  einen  neuen 
Gedanken  auszusprechen,  wenn  er  behauptet,  die  Abrechnungs- 
stelle trete  selbständig,  aus  eigenem  Rechte  handelnd,  auf.  Und 
doch  bildet  gerade  diese  Lehre  den  Kern  der  herrschenden  Theorie, 
nach  der  ja,  wie  oben  gezeigt  wurde,  der  Abrechnungsverein  Gläu- 
biger und  Schuldner  der  Abrechnenden  wird.  Nach  Hoff  mann  -• ") 
konstruiert  dagegen  die  herrschende  Ansicht  den  Abrechnungsver- 
ein als  Vertreter  der  einzelnen  Teilnehmer,  der  mit  sich  selbst,  in 
seiner  Eigenschaft  als  Vertreter  aller  Abrechnenden,  die  nötigen 
Zessionen  oder  Delegationen  und  Kompensationen  vornehme.  Hoff- 
mann behauptet,  eine  andere  Stellung  könne  dem  Abrechnungs- 
verein in  dieser  Theorie  gar  nicht  zugewiesen  werden;  er  könne 
nicht  als  selbständiger  Schuldner  und  Gläubiger  der  verschiedenen 
Skontrationsposten  auftreten,  da  dann  die  Parteien  fehlen  würden, 
die  für  den  Abschluß  der  in  Betracht  kommenden  Rechtsgeschäfte 
notwendig  seien.  Diese  merkwürdige  Ansicht  kann  nur  daher 
kommen,  daß  Hoffmann  die  für  die  schlichte  Skontration  aufge- 
stellte Theorie  mit  der  für  die  moderne  Abrechnung  angenom- 
menen verwechselt.  Und  doch  wird  die  moderne  Abrechnung  in 
der  Literatur  dutchgehend  als  eine  besondere  Art  der  Skontratiou 
bezeichnet  und  entsprechend  konstruiert.  So  macht  z.  Bsp.  Cohn 
einen  scharfen  Unterschied  zwischen  beiden.  Er  erklärt  die  ein- 
fache Skontration  folgendermaßen.-^*^)  Die  Schuldner  erteilen, 
soweit  sie  nicht  kompensieren  können,  anderen  Personen  den  Auf- 
trag, ihren  (der  Schuldner)  Gläubigern  ihre  Schuldsummen  zu 
versprechen.  (Oder  es  zedieren  die  Gläubiger,  soweit  sie  mit  ihren 
Schuldnern  nicht  direkt  kompensieren  können,  ihre  Forderungs- 
rechte andern  Personen.)  Jeder  Delegant  sucht  hiebei  einen  Dele- 
gaten, der  sein  Schuldner  und  womöglich  zugleich  auch  Gläubiger 

239)  Hoffmann,  Z.  f.  H.  R.,  65,  S.  338,  340. 
2^0)  In  Endemann,  III.,  §  448. 
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seine.^  Gläubigers  ist.    Entsprechend  bei  Annahme  von  Zessionen." 
Will  man  diese  Konstruktion  auf  das  Verfahren  in  den  Abrech- 
nungsstellen  anwenden,  dann   muß   man   allerdings  eine   Mittels- 
person   einschieben,    die    diese    verschiedenen    juristischen  Hand- 
lungen mit  sich  selber,  als  Vertreterin  der  Teilnehmer  vornimmt; 
denn,  wie  sich  aus  dem  technischen  Verfahren  ergibt,  treten  die 
Abrechnenden  nach  Anerkennung  der  Papiere  selber  nicht  mehr  in 
direkte  Berührung  miteinander.     Als  diese  Mittelsperson   müßte 
nun  nach  Hoff  mann  die  Abrechnungsstelle  aufgefaßt  werden,  da 
sie  tatsächlich  diejenige  sei,  die  die  Verrechnung  vornehme.  ^'**) 
Daß  Hoff  mann  eine  solche  Theorie  verwerfen   muß.  weil  sie 
in  dem  tatsächlichen  Vorgange  keinen  Anhalt  finde,  ist  begreitlich. 
Es  ist  ihm  unbedingt  Recht  zu  geben,  wenn  er  sagt,  für  die  ange- 
nommene Reihe  juristischer  Handlungen  fehle  der  entsprechende 
Wille.      Nur  stößt    er  mit    dieser  Kritik    offene  Türen  ein;    denn 
solche  Behauptungen,  wie  er  sie  bekämpft,  sind  gar  nie  aufgestellt 
worden.    Die  herrschende  Ansicht,  die  er  angreift,  steht  im  Gegen- 
teil in  keinem  Gegensatz  zu  der  seinen,  sondern  stimmt  im  wesent- 
lichen mit  ihr  überein.    Nach  beiden  Theorien  erwirbt  nämlich  der 
Abrechnungsverein    die    eingereichten    Forderungen    zu    eigenem 
Recht,  nur  die  Art  und  Weise,  wie  dies  geschieht,  ist  verschieden. 
Dieses  eigene  Recht  ist  bei  Hoff  mann   insofern   das  beschränkte 
Eigentum  der  deutschen  Treuhand,  als  es  nur  in  fremdem  Interesse 
ausgeübt  werden  darf,  indem  der  Abrechnungsverein  nur  für  die 
Zwecke  der  Abrechnenden  davon  Gebrauch  machen   soll.     Genau 
dasselbe  muß  aber  auch  für  die  herrschende  Theorie  gelten.    Zwa?- 
wird  dies  nicht  immer  ausdrücklich  gesagt,  ist  aber  ganz  selbst- 
verständlich.   So  sagt  G.  Hoff  mann '-^-):  Jedes  Mitglied  tritt  seine 
Forderungen  dem  fiktiven  Dritten  fiduziarisch  ab.'*     Danach  er- 
wirbt dieser  zwar  Eigentum,  geht  aber  zugleich  die  obligatorische 
Verpflichtung  ein,  die  dadurch  begründete  rechtliche  Macht   nur 
zu  einem  beschränkten  Zwecke  zu  gebrauchen,  nämlich  zur  Ab- 
rechnung.    Somit  kommen  wir  zum  Ergebnis,  daß  die  Treuhänder- 
theorie nicht  Neues  bringt,  sondern  nur  einer  alten  Sache  einen 
neuen  Namen  gibt. 

2.  Theorie  von  T  r  u  m  p  1  e  r.  ^*^)  Die  Theorie  Trump- 
lers ist  auf  solche  Abrechnungsverbände  zugeschnitten,  die  die 
rechtliche  Form  von  Gesellschaften  haben,  also  keine  juristische 


241)  Z.  f.  H.  R.,  65,  S.  338. 

242)  G.  Hoftmann,  Reiehsger.-R.,  a.  a.  0.,  S.  130;  oben  S.  74. 
-^^)  Trumpler,  a.  a.  0.,  S.  437;  oben  S.  75. 
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Persönlichkeit  besitzen.  Es  ist  Trumpler  entgegenzusetzen,  daß  er 
zwischen  den  verschiedenen  Arten  der  Abrechnung  oder  des  Clea 
ring  keinen  Unterschied  macht.  So  kommt  er  dazu,  eine  juristische 
Definition  zu  geben,  die  wohl  nach  seiner  Ansicht  ein  für  allemal 
gelten  soll,  während  sie  doch  höchstens  für  gewisse  konkrete 
Fälle  richtig  sein  kann. 

Gegen  die  Anwendung  seiner  Theorie  auf  das  Abrechnungs- 
verfahren  bei  der  Reichsbank  und  der  Schweiz.  Nationalbank  kön- 
nen die  gleichen  Einwendungen  erhoben  werden,  die  er  selber 
gegen  die  herrschende  Theorie  erhebt.  Wie  diese,  zerlegt  er  näm- 
lich die  Abrechnung  in  eine  Reihe  juristischer  Einzelakte.  Nach 
ihm  bedeutet  die  Einreichung  der  Abrechnungsblätter  Einwerfen 
der  Forderungen  und  Schulden  in  die  Gemeinschaft;  nach  der 
herrschenden  Ansicht  werden  durch  die  gleiche  Handlung  ebenfalls 
Forderungen,  nach  einigen  andern  auch  die  Schulden  abgetreten, 
allerdings  nicht  an  eine  Gesellschaft,  sondern  an  einen  Verein  mit 
Reclitsfähigkeit.  Hicnuif  kompensieren,  nach  Trumpler,  die  Mit- 
glieder die  auf  diese  Weise  zwischen  ihnen  und  der  Gesellschaft 
entstandenen  wechselseitigen  Schuldverhältnisse,  so  daß  sie  zuletzt 
nur  noch  einen  Saldo  von  ihr  zu  fordern  haben  oder  ihr  schulden. 
Genau  die  gleichen  Rechtshandlungen  sollen  aber  auch  nach  der 
herrschenden  Theorie  in  diesem  Stadium  der  Abrechnung  zwischen 
dem  Verein  und  den  einzelnen  Abrechnenden  stattfinden.  Somit 
knüpft  Trumpler  an  die  gleichen  äußern  Vorgänge  auch  die 
gleichen  juristischen  Handlungen,  wie  die  herrschende  Theorie. 
Zwar  nimmt  er  keine  Rückzession  an,  wie  dies  z.  Bsp.  Cohn  tut; 
jedoch  ist  diese  auch  für  die  herrschende  Theorie  nicht  absolutes 
Erfordernis.  Wenn  daher  Trumpler  dieser  Theorie  entgegenhält, 
es  sei  von  einer  Zession,  Kompensation  und  Rückzession  äußerlich 
nichts  zu  bemerken,  es  fehle  auch  jeder  Anhaltspunkt  dafür,  daß 
die  Parteien  an  die  Vornahme  dieser  Rechtsgeschäfte  gedacht 
haben,  so  muß  er  sich  genau  die  gleichen  Einwendungen  gefallen 

lassen. 

3.  T  h  e  o  r  i  e  von  G.  Cohn.  Die  bisherige  Prüfung  der 
Konstruktionen,  die  den  Abrechnungsverband  als  Zwischenglied 
zur  Vermittlung  der  Abrechnung  einschieben,  hat  folgendes  er- 
geben: Die  Treuhändertheorie  von  Hoff  mann  stimmt  in  ihrem 
Kern  überein  mit  der  herrschenden  Lehre;  sow^eit  sie  aber  davon 
abweicht,  muß  sie  als  unrichtig  zurückgewiesen  werden.  Gegen 
die  Theorie  Trumplers  können  grundsätzlich  die  gleichen  Einwen- 
dungen erhoben  v  erden,  wie  gegen  die  herrschende  Theorie.     Wir 
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haben  uns  daher  noch  mit  dieser  auseinanderzusetzen.  Am  ein 
gehendsten  ist  sie  von  Cohn  begründet  worden.  Ich  werde 
mich  daher  im  Folgenden  auf  seine  Ausführungen  stützen. 
Eine  Prüfung  der  verschiedenen  Variationen  dieser  Konstruktion 
können  wir  uns  ersparen,  da  sie  nur  in  Einzelheiten  abweichen 
und  daher  mit  der  Haupttheorie  stehen  und  fallen. 

Meines  Erachtens  kann  die  herrschende  Theorie  für  das  bei 
den  Abrechnungsstellen  der  Rei&hsbank  und  der  Nationalbank  an- 
gewendete Verfahren  nicht  in  Frage  kommen;  es  sprechen  näm- 
lich einmal  die  tatsächlichen  Handlungen  bei  der  Abrechnung 
gegen  eine  solche  Konstruktion,  zudem  stehen  ihr  auch  positive 
Vertragsbestimmungen  entgegen,  und  außerdem  muß  aus  allge- 
meinen Erwägungen  angenommen  w^erden,  daß  es  dem  Interesse 
und  dem  Willen  der  Abrechnenden  widerspricht,  wenn  der  Ab- 
rechnungsverband als  selbständig  berechtigtes  Subjekt  an  der  Ab- 
rechnung teilnimmt. 

a.  Das  technische  Verfahren  spricht  dagegen,  daß  der  Wille 
der  Parteien  auf  die  Vornahme  der  von  Cohn  angenommenen 
Rechtsgeschäfte  gerichtet  ist.  Rein  äußerlich  betrachtet,  mag  sich 
zwar  der  tatsächliche  Vorgang  in  dem  von  der  herrschenden 
Theorie  vertretenen  Sinne  zur  Not  auslegen  lassen:  Man  kann 
schließlich  die  Uebergabe  der  Abrechnungsblätter  an  den  Vor- 
steher als  Zession  der  Forderungen  oder  delegatio  debiti  und 
nominis  auffassen.  Die  Eintragung  der  auf  den  Abrechnungs- 
blättern verzeichneten  Saldi  in  das  Bilanzblatt  seitens  des  Vor- 
stehers, die  Unterzeichnung  und  Rückgabe  der  Abrechnungsblätter 
mag  ferner  als  Annahme  der  Zessionen  oder  Delegationen  und  zu 
gleich  als  Vornahme  der  Verrechnung  der  dadurch  zwischen  dem 
Abrechnungsverein  und  den  einzelnen  Mitgliedern  entstandenen 
Schuldverhältnisse  gedeutet  werden.  M.  E.  w4rd  aber  diese,  im- 
merhin nicht  ungezwungene  Auslegung  dem  wahren  Willen  der 
Abrechnenden  nicht  gerecht.  Vielmehr  benützt  sie  eine  Reihe  rein 
äußerlicher  Vorgänge,  um  einen  fingierten  Parteiwillen  zu  kon- 
struieren, der  dann  als  Grundlage  für  die  aufzustellende  Theorie 
dienen  soll. 

Betrachtet  man  nämlich  das  technische  Verfahren  etwas  ge- 
ntuier,  dann  stößt  man  sofort  auf  einen  Punkt,  der  mit  dieser 
Theorie  in  Widerspruch  steht.  Soll  nämlich  der  Abrechnungsver- 
ein durch  Uebergabe  der  Abrechnungsblätter  an  den  Vorsteher 
des  Abrechnungslokals  Schuldner  und  Gläubiger  der  Abrechnen- 
den werden,  dann  muß  der  Vorsteher  Vertreter  des  Vereins  sein. 
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Nun  ist  aber  in  keinem  Abrechnungsübereinkommen  die  geringste 
Spur  davon  zu  finden,  daß  der  Vorsteher  Vertretungsmacht  in  Ver- 
einsangelegenheiten hat.  Die  Abkommen  übertragen  der  National- 
bank lediglich  die  tägliche  Aufsicht  und  Leitung  des  Abrechnungs- 
büros. Die  Bank  kommt  dieser  Pflicht  nach,  indem  sie  einen 
ihrer  Beamten  zum  Vorsteher  ernennt.  Inhalt  und  Umfang  von 
dessen  Tätigkeit  ergeben  sich  aus  den  Reglementen,  in  denen  das 
Abrechnungsverfahren  genau  umschrieben  ist.  Mit  dem  Verein 
als  solchem  steht  der  Vorsteher  in  gar  keiner  rechtlichen  Be- 
ziehung. Wenn  ihm  die  Befugnis  zustehen  sollte,  für  den  Verein 
Rechtsgeschäfte  abzuschließen,  dann  müßte  doch  irgendwo  eine 
dahingehende  Bestimmung  zu  finden  sein.  Man  könnte  nun  viel- 
leicht in  der  Uebertragung  der  Leitung  an  den  Vorsteher,  die  Ein- 
räumung der  Vertretungsmacht  für  den  Abrechnungsverband  fin- 
den. Es  erscheint  mir  aber  unzulässig,  aus  den  Bestimmungen  des 
Abkommen  eine  Willensmeinung,  die  nicht  ausdrücklich  darin 
niedergelegt  ist,  herauszulesen,  solange  die  juristischen  Vorgänge 
bei  der  Abrechnung  ohne  eine  derartige,  doch  nicht  ganz  unge- 
zwungene Interpretation,  erklärt  werden  können. 

Dafür,  daß  die  Abrechnung  doch  zwischen  dem  Abrechnungs- 
verein und  seinen  Mitgliedern  stattfindet,  scheint  allerdings  die 
Tatsache  zu  sprechen,  daß  jener  eine  eigene  Bilanz  aufstellt  und 
bei  der  Nationalbank  ein  eigenes  Konto  besitzt.  Außerdem  weisen 
die  blauen  und  gelben  Zettel  die  Nationalbank  an,  dem  Konto  der 
Abrechnungstelle  ab-  oder  zuzuschreiben.  All  dies  bildet  aber  an 
.sich  noch  keinen  Be\\eis  dafür,  daß  der  Abrechnungsverein  wirk- 
lich in  der  von  der  herrschenden  Theorie  angenommenen  Weise  an 
der  Abrechnung  teilnehme.  Ebensogut  kann  man  mit  Breit  diese 
Tatsachen  dahin  auslegen,  daß  der  Verein  erst  nach  erfolgter  Ab- 
rechnung für  die  Aktivsaldi  als  Schuldner  und  für  die  Passivsaldi 
als  Gläubiger  eintrete.  üebrigens  scheint  mir  aber  Tesche- 
macher-**)  hier  das  richtige  zu  treffen,  wenn  er  das  Konto  bei  der 
Bank  als  ein  fingiertes,  totes  Konto  ^^'')  bezeichnet,  das  nur  nach 
buchungstechnischen  Grundsätzen,  ohne  jede  Rücksicht  auf  die 
rechtliche  Bedeutung  des  zu  Grunde  liegenden  Geschäftes  einge- 
richtet sei:  ,,Es  dient  der  leichteren  Entdeckung  eines  etwaigen 
Uebertragungsfehlers  bei  der  Ausgleichung  und  der  Ermöglichung 

244)  a.  a.  0.,  S.  428. 

24  5)  Auch  Kuhlenbeck,  a.  a.  0.,  S.  70,  nennt  es  ein  bloß  imaginäres,  totes  Konto. 
Aehnlich  Koch,  Bd.  29,  Z.  f.  H.  R.,  S.  89:  redet  von  einem  fingierten,  s.  täglich  au>;- 
gleichenden  Girokonto.  Ebenso  Entsch.  0.-L.-Ger.  Hamburg  i.  Seufferts  Archiv,  Bd.  5S, 
S.  140. 
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einer  Kontrolle.'*  Bekanntlieh  werden  auf  diesem  Konto.  ;renaiT 
wie  auf  dem  Bilanzblatt  des  Vorstehers,  einerseits  alle  Debetsaldi, 
anderseits  alle  Hahensaldi  eingetragen,  die  sieh  aus  der  Abrech- 
nung ergeben.  Dadurch  \\ird  eine  Kontrolle  der  durch  die  blauen 
und  gelben  Zettel  veranlaßten  Umschreibungen,  die  die  National- 
banlv  vorzunehmen  Ind.  erleichtert,  ja  man  kann  sagen  ermöglicht. 
Denn  nun  findet  sich  jede  dem  Girokonto  eines  Mitgliedes  ab-  oder 
zugeschriebene  Summe  auf  der  entgegegengeselzten  Seite  des 
Kontos  der  Abrechnungsstelle  nochmals  eingetragen.  Würde 
dieses  Konto  aber  nicht  bestehen,  dann  würde  nirgends  in  den 
Büchern  der  Girobank  einem  vom  Konto  des  einen  Teilnehmers 
abgeschriebenen  Posten  ein  gleich  großer  zugeschriebener  Posten 
gegenüberstehen:  denn  bekanntlich  ist  der  Aktivsaldo  des  einen, 
d.  h.  die  Summe,  die  seinem  Girokonto  zugeschrieben  werden  muß. 
nicht  gleich  groß  wie  der  Passivsaldo  irgend  eines  andern  d.  h.  wie 
die  Summe,  die  diesem  von  seinem  Girokonte  abgeschrieben  wer- 
den muß;  vielmehr  ist  die  Summe  aller  Aktivsaldi  nur  der  Summe 
aller  Passivsaldi  gleich. 

Auch  die  Teberweisungszettel  beweisen  nichts  für  die  Selb- 
ständigkeit des  Abrechnungsvereins  als  Gläubiger  und  Schuldner. 
Würden  die  Passivbeteiligten  ihre  Schulden  wirklich  nw  den  Ab- 
rechnungsverein zahlen,  dann  müßte  die.ser  doch  allein  berechtigt 
sein,  über  die  so  erlangten  Vermögensrechte  zu  verfügen;  er  allein 
könnte  also  die  Nationalbank  anweisen,  seinem  Konto  ab-  und 
demjenigen  der  Mitglieder  mit  Aktivsaldo  zuzuschreiben.  Gerade 
das  umgekehrte  ist  der  Fall.  Nicht  der  Vorsteher,  d.  h.  der  Ab- 
rechnungsverein, stellt  den  blauen  Zettel  aus.  durch  den  die  Na- 
tionalbank angewiesen  wird,  das  Konto  der  Abrechnungsstelle  zu 
Gunsten  eines  Aktivbeteiligten  zu  belasten;  der  Aktivbeteiligte 
selber  trifft  diese  Verfügung.  Zwar  unterschreibt  der  Vorsteher 
nachher  sämtliche  Anweisungen.  Dadurch  erhält  aber  der  blaue 
Zettel  nicht  den  Charakter  einer  vom  Abrechnungsverein  ausge- 
stellten Giroanweisung;  denn  einmal  ist  ja  der  Vorsteher  gar  nicht 
Vertreter  des  Vereins,  und  dann  spricht  der  Umstand,  daß  er 
auch  die  gelben  Zettel  visiert,  dafür,  daß  seine  Unterschrift  einen 
andern  Sinn  haben  muß.  Dies,  sowie  die  Bedeutung  der  blauen 
und  gelben  Zettel  überhaupt,  wird  weiter  unten  noch  eingehender 
zu  untersuchen  sein. 

b.  Ein  weiterer  wichtiger  Umstand,  der  dagegen  spricht,  daß 
der  Abrechnungsverein  als  Schuldner  und  Gläubiger  der  Abrech- 
nenden auftritt,  ist  die  schon  erwähnte  positive  Bestimmung,  die 


in  .sämtlichen  Abkommen  enthalten  ist  und  die  folgendermaßen 
lautet:  ..Die  Abrechnung  erfolgt  unmittelbar  zwischen  den 
Beteiligten."  Diese  Vorschrift  ist  wörtlich  aus  dem  Berliner  Ab- 
kommen hertibergenommen  worden.  Man  hat  ihre  Bedeutung  in 
verschiedener  W^eise  zu  erklären  versucht.  Die  meisten  Schrift- 
steller gehen  stillschweigend  darüber  hinweg.  Koch  ^^^)  meint, 
dies  bedeute,  jeder  Gläubiger  habe  mit  seinen  Schuldnern  ohne 
Dazwischenkunft  eines  andern  in  der  Abrechnungs.stelle  die  Fest- 
stellung des  Soll  und  Haben  vorzunehmen.  Der  Vorsteher  habe 
diesem  Teil  des  (ieschäftes  materiell  nichts  zu  tun;  seine  materielle 
Tätigkeit  beginne  erst  mit  Empfang  der  Abrechnungsblätter,  also 
sobald  die  eigentliche  Skontrierung  eintrete.  Die  erwähnte  Be- 
stimmung hätte  also  nach  Koch  nur  für  das  Vorverfahren  Bedeu- 
tung, da  im  Hau})tvert'ahren.  in  der  Person  des  Vorstehers,  der  Ab- 
rechnungsverein sich  zwischen  die  Abrechnenden  einschiebt.  Im 
Gegensatz  dazu  erscheint  es  mir  richtig,  mit  Teschemacher  -^^) 
anzunehmen,  die  betreffende  Vorschrift  beziehe  sich  auf  die  ganze 
Abrechnung.  Sie  ist  wohl,  wie  Teschemacher  sagt  ^^*),  in  das  Ber- 
liner Abkommen  aufgenommen  worden  im  Hinblick  auf  das  beim 
Berliner  Kassenverein  übliche  Abrechnungsverfahren.  Dort  reicht 
nämlich  jeder  Teilnehmer  die  für  die  andern  bestimmten  Papiere 
beim  Kassenverein  ein;  dieser  schreibt  sie  ihm  gut  und  belastet 
das  einzelne  Mitglied  in  Höhe  der  für  dasselbe  eingereichten  Pa- 
piere; beanstandete  Papiere  werden  dem  Kassenverein  zurück- 
gegeben, worauf  dieser  wieder  entsprechende  Umschreibungen  in 
seinen  Büchern  vornimmt.  .,Daß  bei  der  Abrechnungsstelle  der 
Reichsbank  in  anderer  Weise  die  Abrechnung  vor  sich  gehen  soll, 
bezweckte  die  Bestimmung.  Die  Aenderung  aber  nur  auf  die  Art 
und  Weise  der  Erlangung  der  Papiere,  und  nicht  vielmehr,  was 
weit  wichtiger  wäre,  auch  darauf  zu  beziehen,  wie  die  Tilgung  der 
Forderungen  erfolgt  —  nämlich  auch  unmittelbar  zwischen  den 
Beteiligten  — .  ist  ganz  unangebracht."  Hätte  die  Vorschrift  die 
Bedeutung,  die  Koch  ihr  gibt,  dann  wäre  ihre  Aufnahme  in  das 
Abkommen  überhaupt  überflüssig,  da  ja  der  äußere  Gang  des  Ver- 
fahrens in  diesem  Sinne  in  den  Reglementen  genau  festgelegt  ist. 
Man  könnte  zwar  noch  einwenden,  diese  Bestimmung  sei  gerade 
deshalb  in  das  Abrechnungsübereinkommen  aufgenommen  worden, 


240)  In  Z.  f.  H.  R.,  29,  S.  88. 

2-»")  a.  a.  0.,  S.  424  f.;  ebenso  Entsch.  des  O.-L.-G.  Hamburg;  i.  Seufferts  Archiv, 
Bd.  58,  S.  140. 
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damit  die  Reglemente  so  abgefaßt  würden,  wie  sio  es  nun  tatsäch- 
lich sind.  Dagegen  wäre  aber  zu  erwidern,  daß  die  Bestimmung 
von  der  Abrechnung  schlechthin  redet  und  nicht  etw'a  nur  vom 
Vorverfahren.  Es  ist  aber  nicht  anzunehmen,  daß  mit  dem  Aus- 
druck „Abrechnung"  nur  das  Vorverfahren,  das  ja  erst  auf  die 
eigentliche  Abrechnung  vorbereitet,  gemeint  sei.  Außerdem  wäre 
der  praktische  Wert  einer  solchen  Vorschrift  wohl  zu  gering,  als 
daß  sich  eine  Aufnahme  derselben  in  den  Vertrag  rechtfertigen 
ließe;  denn  der  praktische  Wert  wäre  dann,  wie  Teschemacher 
richtig  sagt,  nur  der.  zu  verhindern,  daß  eine  dritte  Person,  etwa 
die  Girobank.  Einsicht  in  die  Papiere  bekäme  und  daraus  Schlüsse 
auf  die  Geschäftsverbindungen  ziehen  könne.  Bei  der  großen 
Zahl  der  Papiere,  die  täglich  abgerechnet  werden,  wäre  aber  eine 
Kontrolle  derselben  zu  diesem  Zwecke  kaum  möglich. 

c.  Soll  jedoch  diese  Bestimmung  verhindern,  daß  der  Abrech- 
nungsverein als  Gläubiger  und  Schuldner  zwischen  die  Abrechnen- 
den tritt,  dann  ist  sie  sehr  begreiflich.  Denn  die  Teilnehmer  haben 
ein  großes  Interesse  daran,  daß  dies  nicht  geschieht.  Käme  näm- 
lich der  Abrechnungsverein  dabei  auf  irgend  eine  Weise  zu  Ver- 
lust, so  würden  die  Abrechnenden  selber  als  dessen  Mitglieder  in 
Mitleidenschaft  gezogen.  Uebrigens  spricht  auch  der  Umstand, 
daß  der  Verein  gar  kein  sonstiges  Vermögen  besitzt,  dagegen, 
daß  er  als  Gläubiger  und  Schuldner  auftreten  will.  Man  könnte 
nun  vielleicht  alles  dieses  zugeben  und  dennoch  versuchen,  den 
Abrechnungsverein  als  selbständig  Berechtigten  und  Verpflich- 
teten einzuschieben,  mit  der  Begründung,  dies  geschehe  ja  nur 
vorübergehend;  mit  Beendigung  der  Abrechnung  sei  auch  der  Ver- 
ein von  allen  Verbindlichkeiten,  die  er  zwecks  Durchführung  der- 
selben auf  sich  genommen  habe,  wieder  befreit.  Dem  wäre  aber 
entireffenzuhalten,  daß  sich  erst  nach  Prüfung  jedes  in  Betracht 
kommenden  Falles  mit  Sicherheit  bestimmen  ließe,  ob  wirklich 
der  Verein  in  keiner  Weise  auf  Grund  dieser  Verpflichtungen 
nachträglich  doch  noch  belangt  oder  doch  mindestens  in  Rechts- 
händel verwickelt  werden  könnte. 

Nachdem  wir  so  zu  einer  Ablehnung  der  herrschenden  Theorie 
gelangt  sind,  bleibt  uns  noch  übrig,  diejenigen  Theorien  zu  prüfen, 
die  den  Abrechnungsverein  nicht  zwischen  die  Parteien  schieben, 
um  das  Zustandekommen  der  Abrechnung  zu  erklären. 

II.  Die  Theorien,   welelie   den   Abrechnungsverein   nicht  zwecks 
Vermittlung  der  Sliontration  zwischen  die  Parteien  schieben. 

1.     Teschemacher.      Wie    wir    gesehen    haben,    lehnt 
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Teschemacher  die  herrschende  Theorie  hauptsächlich  deshalb  ab, 
xveil  ihr  die  ausdrückliche  Bestimmung  des  Abkommens  entgegen- 
stehe, daß  die  Abrechnung  unmittelbar  zwischen  den  Beteiligten 
stattzufinden   habe.     Die   Abrechnung  komme   vielmehr   dadurch 
»zustande,  daß   die  Teilnehmer  entsprechende   Erlaßverträge   mit- 
einander abschließen.     Da  nun  aber  die  Abrechnenden  während 
des  ganzen  Hauptverfahrens  nicht  mehr  unmittelbar  miteinander 
in  Berührung  kommen,  sieht  sich  Teschemacher  doch  wieder  ge- 
zwungen, einen  Vermittler  zwischen    dieselben  zu  schieben    und 
zwar  in  Gestalt  eines  direkten  Stellvertreters.    Zu  diesem  wird  der 
Vorsteher  des  Abrechnungsbüros  ausersehen,  da  er  derjenige  sei, 
der  die  Abrechnung  vornehme.     Letzteres  entspricht  aber  meines 
Erachtens  durchaus  nicht  den  Tatsachen.     Wie  weiter  unten  ge- 
zeigt werden  wird,  ist  nämlich  der  Vorsteher  an  den  Rechtshand- 
lungen, welche  die  eigentliche  Abrechnung  darstellen,  in  keim;r- 
lei  Weise  beteiligt.     Außerdem  treffen  aber  auch  die  sonstigen, 
für  die  Theorie  Teschemachers  nötigen  Voraussetzungen  tatsäch- 
lich nicht  zu.     Nach   dieser  Konstruktion  soll  nämlich  der  Vor- 
steher, als  Vertreter  jedes  einzelnen  Mitgliedes,  mit  sich  selbst  eine 
große  Anzahl  von  Erlaß  vertragen  schließen.     Damit  er  dies  kann, 
muß  er  aber  zuvor  entsprechende  Vollmachten  von  den  abrechnen- 
den Parteien  erhalten.     In  der  Ueberreichung  der  Abrechnungs- 
blätter   erblickt  Teschemacher    diese    Vollmachtserteilung,    deren 
Umfang  und  Dauer  durch  den  zu  erreichenden  Zweck  bestimmt 
sei.     Eine   derartige   Auslegung  der   tatsächlichen   Vorgänge   ist 
aber  mindestens  ebenso  willkürlich,  wie  diejenige  der  herrschenden 
Theorie.     Denn   weder  im  Abrechnungsübereinkommen,   noch   in 
den  Reglementen  ist  die  geringste  Bestimmung  zu  finden,  die  auf 
einen  derartigen  Willen  der  Parteien  schließen  ließe.    Und  dies  ist 
doch  mindestens  seltsam!     Denn  bei  der  großen  Wichtigkeit,  die 
eine  solche  Vollmachterteilung  für  das  Zustandekommen  der  Ab- 
rechnung und  die  Rechtsstellung  des  Vorstehers  und  der  Abrech- 
nenden zueinander  hätte,  wäre  sie  gewiß  nicht  nur  erwähnt,  son- 
dern nach  Inhalt  und  Dauer  näher  bestimmt  worden.     Aber  die 
Parteien   haben  gar  nicht  an  so  etwas  gedacht.     Der  Vorsteher 
wäre  gewiß  sehr  erstaunt,  wenn  er  erfahren  würde,  daß  er  täglich 
so  und  so  viele  Verträge  im  Namen  der  Mitglieder  des  Abrech- 
nungsvereins   abschließe.      Es    ist    Hoffmann  ^^'•^)    beizustimmen, 
wenn  er  sagt,  es  sei  nach  den  Erfahrungen  des  praktischen  Lebens 


249)  F.  Hoffmann,  Z.  f.  H.  R.,  65,  S.  339. 
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nicht  aiizunehnieii.  daß  die  Skontranten  an  die  Uebergabe  der 
Bilanz  stillschweigend  Yolhnachten  knüpfen,  durch  die  die  Ab- 
rechnungsstelle ^^^)  zur  Vornahme  der  zur  Skontration  nötigen 
Kechtshandlungen  ermächtigt  werde.  Teschemacher  muß  also 
hier  zur  Aufrechterhaltung  seiner  Theorie  einen  gar  nicht  existie- 
renden Parteiwillen  fingieren.  Eine  Konstruktion  aber,  die  ohne 
solche  Fiktionen  auskommen  kann,  und  dennoch  ein  richtiges  Er- 
gebnis liefert,  ist  gewiß  vorzuziehen.  Die  von  Breit  vertretene 
Ansicht  scheint  mir  nun  diesen  Vorzug  zu  haben. 

Es  soll  daher  nun  in  diesem  Sinne  versucht  werden,  im  Fol- 
genden eine  geschlossene  Konstruktion  zu  geben. 


§  16. 

Eigene  Stellungsnahme. 

1.  Der  AbrcThiiuiigsakt. 

1 .    1)  er  Abschluß  der  E  r  1  a  ß  v  e  r  t  r  ä  g  e. 

Die  bisher  behandelten  Theorien  begelien   meines  Erachtens 
alle  den  Fehler,  daß  sie  der  Tätigkeit  des  Vorstehers  des  Abrech- 
nungsbüros   eine   viel   zu   große   Bedeutung    beilegen.       Ueberall 
nimmt  er.  in  irgend  einer  Weise.  Rechtshandlungen  vor,  die   für 
das  Zustandekommen  der  Abrechnung  unerläßlich  sind.    Nur  seine 
Fechtstellung   ist   dabei   verschieden,   und    dementsprechend    sind 
es  auch  die  Rechtsgeschäfte,  die  er  abschließt.     Das  eine  Mal  tritt 
er  nämlich  als  Vertreter  des  Abrechnungsvercins  auf.  das  andere 
Mal  als  Vertreter  jedes  einzelnen  Mitgliedes.     In  Wahrheit  hat  er 
aber  eine  rein  technische  Aufgabe  in  Bezug  auf  den  eigentlichen 
Abrechnungsakt.      Die    Abrechnung   findet    unmittelbar   zwischen 
den  Parteien  selbst  statt,  auch  ohne  direkten  Stellvertreter.     Der 
Vorsteher  soll  nur  die  Zahlen  vergleichen  und  Rechnungsirrtümer 
aufklären. -'^M     Daß  die   ihm   in  den  bisherigen  Theorien    zuge- 
wiesene Rechtsstellung  den  Tatsachen  nicht  entspricht,  glaube  ich 
im  Vorhergehenden  gezeigt  zu   haben.     Daß  eine  solche  Rechts- 
stellung aber  auch  nicht  fingiert  werden  muß.  um  zu  einer  befriedi- 
genden juristischen   Erklärung  des  Abrechnungsvorganges  zu  ge- 


ii5o)   Was   H.    hier   von   einer   VoUniaehtserteilung   au   die   Abr.-St.   sagt,   gilt 
gleicherweise  von  einer  solchen  an  den  Vorsteher. 

251)  So  aui'h   die  Entsch.  des  O.-L.-G.   Hamburg  in  Seufferts  Archiv.   Bd.   58, 
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langen,    mag  daraus  hervorgehen,    daß    dieser    auch    ohne   Mit- 
wirkung einer  dritten  Person  in  gleicher  Weise  denkbar  ist. 

Vergegenwärtigen   wir  uns  einmal   die   Absicht  der  Abrech- 
nenden!    Jeder  will  seine  Forderungen  hingeben  gegen  den  Vor- 
teil, von  seinen  Schulden  befreit  zu  werden.    Derjenige  mit  Aktiv- 
saldo tut  dies  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  er  diesen 
Saldo,  sagen  wir,  bar  erhalte.  ^^*'^)     Der  mit  Passivsaldo  ist  da- 
gegen bereit,  das  ,  was  er  mehr  schuldet,  in  bar  auszubezahlen.    Es 
ist  nun  klar,  daß  in  einem  geschlossenen  Personenkreise,  in  dem 
die  Einzelnen   gegenseitig  Schuldner  und  Gläubiger  sind,  jedem 
Aktivposten  eines  Mitgliedes  ein  Passivposten  eines  andern  Mit- 
gliedes gegenübersteht.    Die  Summe  aller  Aktivposten  muß  daher 
gleich  sein  der  Summe  aller  Passivposten,  und  ebenso  muß  nach 
mathematischen  Grundsätzen  die  Summe  aller  Aktivsaldi  der  einen 
der  Summe  der  Passivsaldi  der  andern  entsprechen.     Somit  sind 
alle  Aktivbeteiligten  für  ihre  sämtlichen  Ansprüche  gedeckt,  wenn 
alle  Passivbeteiligten  ihre  Saldi  dazu  hergeben.     Zur  Ermittlung 
dieser  Saldi    sind  in    den  Abrechnungsstellen    die    Abrechnungs- 
blätter  eingerichtet.     Es   ist   nun    gewiß    denkbar,    daß    die    Ab- 
rechnenden,   nachdem    sie    in    der    bei    den   Abrechnungsstellen 
üblichen  Art  und  Weise  die  Differenz  der  Soll-  und  Habenseiten 
ihrer  Abrechnungsblätter  bestimmt  haben,  ganz  ohne  Vermittlung 
einer  Drittperson,  z.  Bsp.  des  Vorstehers,  die  Ausgleichung  vor- 
nehmen.   Nehmen  wir  z.  Bsp.  an,  die  Passivbeteiligten  legen,  dem 
Betrag   ihrer  Saldi  entsprechend,   Bargeld    in    eine    gemeinsame 
Kasse  zusammen;   hierauf  nehme  jeder  Aktivbeteiligte   den   ihm 
nach  seinem  Abrechnungsblatte  zukommenden  Teil    weg.     Jeder 
Aktivbeteiligte    wird  dabei    befriedigt    werden,    sofern    zwischen 
sämtlichen    Teilnehmern    eine    Uebereinstimmung    bezüglich    der 
zwischen  ihnen  durch  die  Abrechnung  zu  erledigenden  Schuldver- 
hältnisse erzielt  worden  ist.     Denn  in  diesem  Falle  haben  Glau- 
biger und  Schuldner  übereinstimmend  die  gleichen  Posten,  einer- 
seits in  die  Soll-  und  anderseits  in  die  Habenseiten  \hrer  Abrech- 
nungsblätter, eingesetzt.     Daher  muß.  nach  dem  oben  Gesagten» 
die  Summe  aller  Passivsaldi  gleich  der  Summe  aller  Aktivsaldi 
sein,  sofern  nur  keine  Rechenfehler  vorgekommen  sind.     Die  Ab- 
rechnung ist  also  zustandegekommen.     Reicht   jedoch   die  in   die 
Kasse  gelegte  Summe  nicht  aus,  oder  ist  sie  zu  groß,  dann  bedeutet 
dies,  wenn  richtig  gerechnet  worden  ist,  daß  nicht  alle  Beteiligten 

252)  Möglicii  wäre  ja  auch,  daß  er  z.  Bsp.  zufrieden  wäre,  weuu  er  dafür  :iue 
Forderung  erhielte. 
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gleiche  Forderungen  und  Schulden  eingetragen  haben;  daß  also  in 
Bezug  auf  die  durch  die  Abrechnung  zu  tilgenden  Schuldverhält- 
nisse keine  Einigung  zwischen  den  Parteien  erzielt  worden  ist; 
infolgedessen  ist  die  Abrechnung  nicht  zustande  gekommen.  Man 
sieht  also,  das  von  den  Abrechnenden  erstrebte  Ergebnis  kann  auch 
ohne  Mitwirkung  einer  Drittperson  erreicht  werden.  Offenbar 
fehlt  aber  bei  einem  derartigen  Verfahren  der  juristischen  Kon- 
struktion jeder  Anlaß,  die  vermittelnde  Tätigkeit  einer  solchen 
Drittperson  anzunehmen.  Es  müßte  auch  als  eine  äußerst  gewagte 
Fiktion  bezeichnet  werden,  wenn  man  behaupten  wollte,  das  auf 
den  Abrechiiungsblättern  ausgerechnete  Ergebnis  werde  juristisch 
dadurch  erreicht,  daß  die  Abrechnenden  untereinander  eine  Reihe 
von  Zessionen  oder  Delegationen  und  Kompensationen  vor- 
nehmen. ^^^)  Gewiß  landen  früher  derartige  Forderungsverschie- 
bungen zum  Zwecke  der  Skontration  tatsächlich  statt.  ^^*)  Die 
Gläubiger  oder  Schuldner,  die  nicht  direkt  aufrechnen  konnten, 
suchten  solche  Gläubiger  oder  Schuldner,  die  entweder  ihren 
Schuldnern  schuldeten  oder  von  ihren  Gläubigern  zu  fordern 
hatten.  Diese  substituierten  sie  sich  dann  durch  Zessionen  oder 
Delegationen,  um  Kompensationen  zu  ermöglichen.  Das  oben 
angenommene  Verfahren  gibt  aber  für  Annahme  solcher  Hand- 
lungen nicht  den  geringsten  Anhaltspunkt.  Bis  zur  schließlichen 
Zahlung  der  Endsaldi  ist  die  Tätigkeit  der  Abrechnenden  eine  rein 
rechnerische;  sie  addieren  und  subtrahieren.  Der  rechtlich  bedeut- 
same Akt  kann  daher  nur  in  der  Zahlung  selber  liegen.  Durch 
diese  erklären  sämtliche  Beteiligte  stillschweigend,  daß  nun  alle 
zur  Abrechnung  gebrachten  Forderungen  getilgt  sein  sollen.  Es  ist 
dies  also  ein  Forderungserlaß  durch  formlose  Uebereinkunft  ge- 
mäß Art.  115  S.  0.  R.  Indem  nämlich  die  Passivbeteiligten  ihre 
Saldi  bar  auszahlen,  erklären  sie:  wir  erlassen  alle  aus  dem  Vor- 
verfahren herrührenden  Forderungen,  sofern  uns  die  in  demselben 
begründeten  Schulden  erlassen  werden;  dafür  stellen  wir  den 
Aktivbeteiligten  eine  Geldsumme  in  Höhe  unserer  Saldi  zur  Ver- 
fügung. Die  mit  Aktivsaldo  erklären  sich  ebenfalls  bereit,  die 
ihnen  zustehenden  Forderungen  zu  erlassen  gegen  Erlaß  der  von 
ihnen  im  Abrechnungsverfahren  eingegangenen  Schulden,  jedoch 
nur  unter  der  weitern  Voraussetzung,  daß  ihnen  ihre  Aktivsaldi 
bar  ausbezahlt  werden.     Indem    sich  so    sämtliche  Parteien    zum 


253)  Also  etwa  solche  Reclitshandl.,  wie  sie  für  die  einfache  Skontration  ange- 
nommen werden.    (Oben  S.  81.) 

2r>4)  Oben  S.  20  und  Anm.  56 
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Erlaß  ihrer  Forderungen  und  Schulden  unter  den  angegebenen 
Voraussetzungen  bereit  erklären,  ist  die  zum  Abschluß  eines  Ver- 
trages in  Art.  1  S.  0.  R.  geforderte,  übereinstimmende,  gegen- 
seitige Willensäußerung  derselben  vorhanden;  die  Erlaß  vertrage 
sind  also  zustandegekommen,  sofern  wenigstens  jede  Partei  die 
Erklärung  der  andern  erhalten  und  angenommen  hat,  und  sofern 
die  Barzahlungen  erfolgt  sind.  Da  nun  diese  Erklärungen  gerade 
im  Anbieten  und  Entgegennehmen  der  betreffenden  Zahlungen 
liegen,  sind  mit  dem  endgültigen  Zustandekommen  derselben  auch 
die  Verträge  abgeschlossen,  sämtliche  Schulden  und  Forderungen 
also  getilgt. 

Nun  muß  aber  ohne  weiteres  zugestanden  werden,   daß   ein 
Verfahren,    wie    es  hier    vorausgesetzt    wurde,    große    praktische 
Nachteile  hat.    Denn  bei  Feststellung  der  Saldi  können  sich  leicht 
Fehler  einschleichen,  sei  es,  daß  unrichtig  gerechnet  wird,  oder 
daß  einzelne  Posten  gar  nicht  oder  falsch  in  die   Abrechnungs- 
blätter eingesetzt  werden.     In  diesen  Fällen  ist  die  Summe  der 
Aktivsaldi  nicht  gleich  der  Summe  der  Passivsaldi,  und  die  Ab- 
rechnung kommt,  wie  bereits  früher  gezeigt  wurde,  nicht  zustande. 
Die  schon  ausbezahlten  Gelder  müssen  wieder  zurückgegeben,  die 
Abrechnungsblätter     nochmals     nachgerechnet,     womöglich     noch 
gegenseitig  verglichen  werden.     Dies  alles  ist  sehr  umständlicih, 
wird  aber  vermieden,  wenn  die  Abrechnungsblätter  vor  der  Zah- 
lung auf  ihre  Uebereinstimmung  geprüft  werden.     Dies  geschieht 
am  besten  durch  eine  Drittperson.    In  den  Abrechnungsstellen  der 
Nationalbank  ist  diese  Drittperson   nun   eben   der  Vorsteher  des 
Abrechnungsbüros.    Wie  aus  den  Reglementen  zu  ersehen  ist,  wer- 
den ihm  in  der  Tat  sämtliche  Abrechnungsblätter  nach  erfolgter 
Saldoziehung  überreicht.       Er  trägt  die   Saldi    derselben     in   ein 
Bilanzblatt  ein,  welches,  wie  das  Reglement  sagt,  „nach  erfolgter 
Berichtigung  allfälliger  Rechnungsirrtümer   im   Soll  und   Haben 
bei  der  Summierung  übereinstimmen  muß."     Also:  der  Vorsteher 
addiert  die  eingereichten  Aktiv-  und  Passivsaldi,  um  sie  auf  ihre 
Richtigkeit  zu  prüfen.     Stimmt  die  so  erhaltene  Sollsumme  mit 
der   Habensumme    überein,   dann   bedeutet   das,    nach   früher   Ge- 
sagtem,   daß    sämtliche    Mitglieder    übereinstimmende    Willens- 
erklärungen abgegeben  haben  bezüglich  der  durch  Erlaß  zu  tilgen- 
den Forderungen  und  Schulden.     Diese  Erklärungen  haben  aller- 
dings keine  rechtliche  Bedeutung,  solange  sie  den  Gegenparteien 
nicht  zugegangen  sind.     Sobald  aber  der  Vorsteher  die  Abrecl: 
nungsblätter  mit  der  Erklärung,  daß  sie  übereinstimmen,  zurr   ■- 
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gegeben  hat,  weiß  jeder  Beteiligte,  daß  die  Gegenparteien  seine 
Vertragsangebote    angenommen    haben.      Die    Erlaßverträge    sind 
dadurch  insoweit  zustandegekommen,  ah  sie  jetzt  nur  noch  von 
der  Erfüllung  der  beigefügten  Bedingung  abhangen,  nämlich  da- 
von, daß  die  Passivbeteiligten  ihre  Saldi  bar  an  die  Aktivbetei- 
ligten auszahlen.      Wie  man  sieht,  dient  hier    der  Vorsteher    zur 
Vermittlung  der  Willenserklärungen  der  Parteien,  aber  nicht  als 
Stellvertreter,  sondern  nur  als  Bote;  denn  er  hat  beim   Abschluß 
der   Verträge,    entgegen    der   Behauptung   Teschemachers,  -^••'0    in 
Bezug  auf  ihren  Inhalt  in  keiner  Weise  einen  eigener  Willen,  also 
keine  P^ntscheidungsmöglichkeit.     Diese   steht  vielmehr   nur   den 
Abrechnenden  zu.     Sie  machen  davon  Gebrauch,  indem  jeder  der- 
selben seine  im  Vorverfahren  begründeten   Schuldverhältnisse   in 
sein  Abrechnungsblatt  einträgt  und  den  Saldo  zieht:  denn  dadurdi 
gibt  jeder  seinen   Willen  kund,  die  erwähnten   FordcM'ungen  und 
Schulden  in    der    oben -•'^^)  dargestellten    Weise    durch  Erlaß    zu 
tilgen.       Durch  Ueberreichung    der  Abrechnungsblätter    an    den 
Vorsteher  erklären  sie  sich  ihm  gegenüber  in  diesem  Sinne.     Der 
Vorsteher   hat    nun    laut  Reglement   die   Abrechnungsblätter   auf 
ihre  Uebereinstimmung  zu  prüfen,  d.  h.  er  hat,  nach  dem  eben  Ge- 
sagten, festzustellen,  ob  die  Willenserklärungen  der  Parteien  sich 
decken.    Weitere  Befugnisse  stehen  ihm  nicht  zu.    Zwar  darf  oder 
muß  er  Rechnungsirrtümer  berichtigen;  aber  die  von  den  Parteien 
gewollten  Eintragungen  darf  er  nicht  ändern;  mit  andern  Worten, 
er  hat  keinerlei  Einfluß  auf  die  Willenserklärungen  der  Abrech- 
nenden.   Hat  er  nun  festgestellt,  daß  die  Erklärungen  sich  decken, 
dann  teilt  er  das  den  Vertragschließenden   mit.      Dies  geschieht 
dadurch,    daß    er    die    Abrechnungsblätter    zurückgibt     mit     der 
Mitteilung,  daß  sie  übereinstimmen.    Damit  sind  die  Verträge  zu- 
stande gekommen,  d.   h.   in   dem  von   uns  bisher  angenommenen 
Falle   hängt  ihr  endgültiger   Abschluß    noch    davon   ab,   daß    die 
Saldi  bar  bezahlt  werden. 

Wir  erzielen  nun  eine  Uebereinstimmung  der  geschilderten 
Vorgänge  mit  dem  bei  den  Abrechnungsstellen  üblichen  Ver- 
fahren, wenn  wir  das  endgültige  Zustandekommen  der  Erlaßver- 
träge nicht  von  der  Barzahlung  der  Saldi  abhängig  machen,  son- 
dern  davon,   daß   diese   durch  Zu-   und   Abschreibungen   auf   den 


«^ 


255)  a.  a.  0.,  S.  436,  Anin.  72:  „Bei  der  Abrechnung  sind  verschiedentlich  eige- 
ner Willensentschluß  und  eigene  Willensäußerung  des  Vorstehers  erforderlich." 

256)  S.  92. 
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Girokonten    der  Nationalbank  beglichen   werden.      Danach    gibt 
jeder  Abrechnende   durch   Einreichen   seines   Abrechnungsblattes 
folgende  Erklärung  ab:  Ich  erlasse  sämtliche,  mir  auf  Grund  des 
Vorverfahrens  zustehenden  Forderungen,  sofern  mir  alle  aus  dem- 
selben   stammenden    Schulden    erlassen    werden.      Derjenige    mit 
Aktivsaldo  fügt  jedoch  bei.  er  schließe  diese  Verträge  nur,  wenn 
ihm  in  Höhe  seines  Saldos  ein  Guthaben  bei  der  Nationalbank  ver- 
schafft werde.     Umgekehrt  verpflichtet  sich  jeder  Passivbeteiligte 
gleichzeitig,    von    seinem   Guthaben    bei    der  Nationalbank    eine 
Summe   in   Höhe   seines   Saldos  zu   Gunsten   der  Aktivbeteiligten 
abschreiben  zu  lassen,  aber  natürlich  nur  dann,  wenn  die  Erlaß- 
verträge zustandegekommen  sind.     Die  Abrechnung  ist  also  erst 
dann  vollendet,  wenn  die  Mitglieder  mit  Aktivsaldo  in  Höhe  ihrer 
Saldi   Forderungen   bei  der  Nationalbank   erhalten   haben.     Nach 
der   technischen    Ausgestaltung   des   bei   den   Abrechnungsstellen 
üblichen  Verfahrens  muß  dies  der  Fall  sein,  wenn  der  Vorsteher 
die   Abrechnenden   entläßt;   denn    dies  bedeutet,   laut  Reglement, 
daß  die  Abrechnung  geschlossen  ist.     Da,  wo  die  x\brechnenden 
erst  entlassen  werden,  nachdem  die  Nationalbank  die  nötigen  Um- 
schreibungen vorgenommen  hat,  besteht  kein  Zweifel,  daß  zu  die- 
ser Zeit  die  Forderungsverschiebungen,  von  denen  der  endgültige 
Abschluß  der  P>laß vertrage  abhängig  gemacht  worden  ist,  auch 
stattgefunden   haben.     Dies  trifft  aber  auch  dann   zu.   wenn  die 
Umbuchungen  erst  nach  Beendigung  der  Abrechnung  vorgenom- 
men werden.     In  diesem  Falle  haben  die  x\ktivbeteiligten  mit  der 
Erklärung  des  Vorstehers,  daß  die  Abrechnung  beendet   sei.  eine 
Forderung  auf   Umschreibung  gegen   die   Nationalbank   erhalten; 
gleichzeitig  hat  sich  das  Guthaben  der  Passivbeteiligten  bei  der 
Nationalbank  um  ihren  Passivsaldo  vermindert.     Um  dies  zu  ver- 
stehen, müssen  wir  nun  die  Vorgänge  bei  der  Schlußabrechnung 
näher  betrachten. 

2.  Die  Schlußabrechnung.  Das  mit  Aktivsaldo  be- 
teiligte Mitglied  stellt  auf  dem  Abrechnungsblatt  selber  und 
gleichlautend  auch  auf  einem  blauen  Zettel  eine  Weisung  aus, 
durch  die  die  Nationalbank  ersucht  wird,  dem  Konto  der  Abrech- 
nungsstelle eine  bestimmte  Summe  zu  Gunsten  des  Girokontos  des 
Ausstellers  zu  belasten.  Der  Passivbeteiligte  ersucht  in  ähnlicher 
Weise,  sowohl  auf  seinem  Abrechnungsblatte,  als  auf  einem  be- 
sondern gelben  Zettel  die  Nationalbank,  sein  Girokonto  zu 
Gunsten  desjenigen  der  Abrechnungsstelle  zu  belasten.  Die 
blauen  und  gelben  Zettel  werden  zusammen  mit  den  Abrechnungs- 
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blättern  dem  Vorsteher  übergeben.  „Dieser  trägt  die  Saldi  der 
letzteren  in  sein  Bilanzblatt  ein,  vergleicht  die  Verfügungen  auf 
den  Zetteln  damit,  visiert  diese  und  die  Abrechnungsblätter,  gibt 
die  letzteren  zurück  und  überreicht  schließlich  das  Bilanzblatt  der 
Buchhaltung  der  Nationalbank,  welche  danach  die  nötigen 
Buchungen  vornimmt." 

Wie  man  sieht,  übergeben  die  Abrechnenden  ihre  Umschrei- 
bungsgesuche nicht  dem  Girokonto  der  Nationalbank  selber,  son- 
dern dem  Vorsteher  des  Abrechnungsbüros;  dieser  soll  dann  die 
verlangten    Giroumschreibungen    veranlassen.      Dadurch,    daß    er 
sämtliche  Anweisungen  visiert,  die  gelben  und  blauen  Zettel  zu- 
rückbehält, die  Abrechnungsblätter  den  Mitgliedern   wieder  ein- 
händigt und  diese  entläßt,  erklärt  er  in  reglementarischer  Weise, 
daß  er  die  Verpflichtung  zu  den  Umschreibungen  auf  sich  genom- 
men habe.    Damit  ist  nun  aber  die  Nationalbank  selber  verpflichtet, 
die  Anweisungen  auszuführen.    Wir  werden  dies  sofort  verstehen, 
wenn  wir  uns  erinnern,  daß  die  Nationalbank  sich  nicht  nur  als 
gewöhnliches  Mitglied  an  der  Abrechnung  beteiligt,  sondern  auch 
als  Bankier  aller  Abrechnenden,  der  die  schließliche  xiusgleichung 
der  Saldi  zu  besorgen  hat.    In  dieser  Eigenschaft  ist  ihr  Leitung 
und  Aufsicht  des  Abrechnungsbüros  übertragen  worden,  und   in 
Ausführung  dieser  Aufgabe  hat  sie  den  Vorsteher  bestellt.    Dieser 
ist  also  Beamter  der  Nationalbank  und  vertritt  sie  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Girobank  bei  der  Abrechnung.    In  ihrem  Namen  nimmt 
er  die  Anweisungen  entgegen,  visiert  dieselben  und  erklärt  deren 
Annahme.  .  Daß  dem  so  ist,  beweist  auch  die  Art,  wie  die  Buchun- 
gen auf  den  Girokonti  der  Mitglieder  vorgenommen  werden.    Diese 
erfolgen  nämlich  nicht  auf  Grund  der  Anweisungen  selber,  sondern 
nach  dem  vom  Vorsteher  zusammengestellten  Bilanzblatte.     Sie 
stellen  sich  also  als  einen  rein  internen  Akt  der  Nationalbank  dar. 
Die  Anweisungen  gelten  als  von  ihr  empfangen,  sobald  sie  in  die 
Hände  des  Vorstehers  gelangt  sind;   dieser  handelt   also  als   ihr 
Vertreter.  Wenn  er  also  den  Abrechnenden  die  Zusicherung  erteilt, 
die  verlangten  Buchungen  zu  veranlassen,  so  hat  er  damit  die  Na- 
tionalbank verpflichtet.     Die  Buchungen  selber  sind   somit,   wie 
das  Oberlandesgericht  Hamburg  2-'^")   mit  Recht  annimmt,   weiter 
nichts  als  die  buchmäßige  Ausführung  der  von  dem  Vertreter  der 
Nationalbank   den   Beteiligten   schon   vorher   erklärten    Annahme 
ihrer  Anweisungen.    Weiter  oben  ist  gesagt  worden,  daß  sich  der 
Vorsteher  des  Abrechnungsbüros  an  der  eigentlichen  Skontration 

257)  In  Seufferts  Archiv,  Bd.  58,  S.  141. 
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nur  als  Bote  beteilige,  indem  er  die  Willenserklärungen  der  Ab- 
rechnenden vermittle.  Damit  steht  nicht  im  Widerspruch,  daß 
er  die  Ümschreibungsaufträge  derselben  als  Vertreter  der  National- 
bank entgegennimmt;  denn  diese  Tätigkeit  bezieht  sich  ja  nur  auf 
die  Ausgleichung  der  schließlich  nach  beendeter  Skontration  übrig 
bleibenden  Saldi,  hat  also  mit  dem  eigentlichen  Skontratiousakt 
gar  nichts  zu  tun. 

Man  könnte  nun  einwenden,  die  Nationalbank  nehme  die 
Ueberweisungsaufträge  nur  unter  dem  selbstverständlichen  Vor- 
behalte an,  daß  die  Girokonti  der  Passivbeteiligten  genügend  ge- 
deckt seien.  Dem  kann  aber  nicht  zugestimmt  werden;  denn  der 
Vorsteher  erklärt  die  Annahme  der  Anweisungen  ohne  jede  Ein- 
schränkung. Daß  aber  seine  Annahmeerklärung  unter  einer  der- 
artigen stillschweigenden  Bedingung  abgegeben  werde,  könnte 
nur  dann  angenommen  werden,  wenn  es  ihm  im  Augenblicke  der 
Erklärung  nicht  möglich  wäre.  Kenntnis  vom  Stande  der  Giro- 
konti zu  haben.  Dies  ist  aber  durchaus  nicht  der  Fall.  Denn  der 
Vorsteher  ist  ja  Beamter  der  Nationalbank,  die  die  Girokonti 
führt;  die  Abrechnung  findet  zudem  im  Gebäude  dieser  Bank  statt. 
Er  kann  sich  also  jederzeit  über  den  Stand  der  Girokonti  Auskunft 
verschaffen.  Deswegen  dürfen  die  Abrechnenden  damit  rechnen, 
daß  er  die  Annahmeerklärungen  in  voller  Kenntnis  der  Sachlage, 
ohne  jede  stillschweigenden  Einschränkungen,  abgibt.  Somit  ist 
also  für  die  Nationalbank,  mit  der  Erklärung  des  Vorstehers,  daß 
die  Abrechnung  beendet  sei,  endgültig  die  Verpflichtung  ent- 
standen, die  verlangten  Giroumschreibungen  vorzunehmen. 

Für  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  spricht  auch,  daß  sie 
den  Interessen  der  Abrechnenden  am  meisten  entspricht.  Für  die 
Girobank  entstehen  daraus  keine  Nachteile:  denn  laut  Girovertrag 
braucht  sie  die  Umschreibungsaufträge  derjenigen  Passivbeteilig- 
ten, deren  Konti  nicht  genügend  gedeckt  sind,  nicht  anzunehmen. 
Das  Abrechnungsübereinkommen  ändert  daran  nichts.  Sie  kann 
sich  ferner,  wie  oben  ausgeführt  wurde,  vor  xVnnahme  der  An- 
weisungen jederzeit  über  den  Stand  der  Girokonti  erkundigen. 
Nimmt  sie  dann  die  Anweisungen  trotz  ungenügender  Deckung 
der  Konti  an.  dann  tut  sie  dies  auf  eigene  Gefahr,  und  es  kann 
keine  Unbilligkeit  darin  erblickt  werden,  daß  sie  die  allfällig  ent- 
stehenden Verluste  allein  zu  tragen  hat. 

Ferner  entspricht  es  dem  Interesse  der  Abrechnenden  und 
dem  Zwecke  des  Abrechnungsverfahrens  in  hohem  Maße,  wenn  die 
Forderungsverschiebungen,  von   denen   das   Zustandekommen   der 


—    98    — 


99    — 


Erlaßverträ^e  fibhängig  gemacht  worden  ist,  in  dem  Augenblicke 
als  stattgefunden  gelten,  in  dem  die  Abrechnenden  das  Abrech- 
nungsbüro verlassen;  denn  andernfalls  würde  es  ganz  im  Belieben 
der  Girobank  stehen,  ob  sie  die  verlangten  Buchungen  vornehmen 
und  damit  die  i^brechnung  beenden  will.  Dadurch  käme  aber  in 
das  Verfahren  eine  große  Unsicherheit,  und  sein  Erfolg  würde  in 
Frage  gestellt.  Die  Teilnehmer  wären  der  Gefahr  ausgesetzt,  daß 
eine  Abrechnung  nachträglich  als  nicht  zustandegekommen  erklärt 
würde;  daraus  würden  ihnen  große  Unannehmlichkeiten,  unter 
Umständen  Verluste  erwachsen 

II.  Juristische  Natur  der  von  den  Abrechnenden  ausgestellten 

„Anweisungen". 

Die    von    den    Abrechnenden     ausgestellten    „Anweisungen" 
lauten  folgendermaßen: 

a.  Auf  dem  Abrechnungsblatt:  ^^^) 

Die  Schweizerische  Nationalbank  wird  ersucht,  vorstehenden 

Saldo  von  Franken 

dem  Konto  der  Abrechnungsstelle  zu des 

Girokontos  von 

Eichtig. 
Der  Vorsteher  der  Abrechnungsstelle: 


b.   Das  blaue   Formular: 
Abrechnungsstelle  Zürich.  Fr 

Zürich,  den Die  Schweizerische  National- 
bank ist  ersucht,  dem  Konto  der  Abrechnungsstelle  zu  belasten 

Franken      

zu  Gunsten  des  Giro-Kontos  von 

Richtig. 

Der  Vorsteher  der  Abrechnungsstelle: 


c.  Das  gelbe   Formular: 

Abrechnungsstelle   Zürich.  Fr 

Zürich,  den Die  Schweizerische  National- 


bank ist  ersucht,  dem  Konto  der  Abrechnungsstelle  gutzuschreiben 

Franken      , 

zu  Lasten   des   Giro-Kontos   von •  .     .     . 

Richtig. 

Der  A^orsteher  der  Abrechnungsstelle: 


Wie  man  aus  den  hier  angeführten  Formularen  entnehmen 
kann,  stimmen  die  Anweisungen  auf  den  blauen  und  gelben  For- 
mularen inhaltlich  mit  denen  auf  den  Abrechnungsblättern  über- 
ein, nur  daß  auf  den  letztern  die  angegebene  Summe  noch  näher 
als  Saldo  bezeichnet  wird.  Infolgedessen  können  wir  unsere 
Untersuchung  auf  die  blauen  und  gelben  Zettel  beschränken. 

Diese  werden  in  der  Literatur  manchmal  als  Scheck  bezeich- 
net. Sie  sind  aber  keine  Schecks  im  Sinne  der  Art.  830  f.  0.  R., 
denn  es  fehlt  ihnen  die  Scheckklausel;  sie  erfüllen  aber  auch 
andere  wesentliche  Erfordernisse  '^'^^)  eines  Schecks  nicht,  vor 
allem  enthalten  sie  keinen  Zahlungsauftrag. 

1.  Die  gelben  Zettel.  Die  gelben  Zettel  entsprechen 
in  ihrer  Form  den  im  Giroverkehr  gebräuchlichen  roten  Schecks. 
Sie  können  ihnen  aber  dennoch  nicht  gleichgestellt  werden.  Denn 
sie  enthalten  nicht,  wie  der  rote  Scheck,  ^^^)  die  an  die  Bank  ge- 
richtete Aufforderung,  einem  andern  Girokunden  gutzuschreiben. 
Es  soll  zwar  dem  Konto  der  Abrechnungsstelle  gutgeschrieben 
werden;  dieses  ist  aber,  wie  wir  gesehen  haben,  ein  totes,  imagi- 
näres Konto,  das  nur  aus  buchungstechnischen  Gründen  eingerichtet 
worden  ist;  die  Abrechnungsstelle,  d.  h.  der  Abrechnungsverein 
wird  durch  die  darin  vorgenommenen  Buchungen  tatsächlich 
weder  berechtigt  noch  verpflichtet. 

Die  gelben  Zettel  sind  auch  keine  Anweisungen  im  Sinne  des 
S.  0.  R.  Art.  46fi  ff.,  denn  es  fehlt  ihnen  die  Verbindung  zweier 
Ermächtigungen. 

Diese  Ermächtigungen  sind  nämlich: 

a.  Die  Ermächtigung  des  Angewiesenen,  auf  Rechnung  des  An- 
weisenden an  den   Anweisungsempfänger  zu  leisten. 

b.  Die  Ermächtigung  des  Anweisungsempfängers,  die  Leistung 
vom  Angewiesenen  im  eigenen  Namen  zu  erheben. 


» 


26S)  Diese  Anweisang  findet  sich  am  FuBe  des  Abrechnnngsblattes;  das  Datum 
am  Kopfe  desselben. 


2"''»»)  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  für  einen  Scheck  wesentlichen  Erforder- 
nisse bei  Cohn  i.  Endemann,  III.,  S.  1151. 

260)  Zusammenstellung  der  für  die  Giroanweisungen  wesentlichen  Erfordernisse 
bei  Cohn  i.  Endemanu,  III.,  S.  1052. 
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Xt!f  die  unter  a.  genannte  Ermächtigung  liegt  beim  gelben  Zettel 
vor. 

Der  gelbe  Zettel  hat,  ähnlich  wie  die  Giroanweisung  im  Giro- 
verkehr .nur  eine  interne  Bedeutung.  2^^)  Es  ist  eine  besondere 
Weisung  des  mit  einem  Passivsaldo  an  der  Abrechnung  Beteiligten 
an  die  Girobank  des  Abrechnungsvereins,  im  Sinne  des  Abrech- 
nungsübereinkommens tätig  zu  werden.  Laut  Abkommen  ist 
nämlich  die  Girobank  verpflichtet,  die  aus  der  Abrechnung  sich 
ergebenden  Saldi  durch  Giroumschreibungen  auszugleichen.  Die 
Ausstellung  und  Einreichung  der  gelben  Zettel  ist  also  für  die 
Entstehung  dieser  Verpflichtung  ohne  Bedeutung.  Wenn  die- 
selben den  reglementarischen  Voraussetzungen  entsprechend  ein- 
gereicht werden,  wenn  der  Passivbeteiligte  ferner  ein  genügendes 
Guthaben  besitzt^  dann  kann  die  Girobank  ihre  Ausführung  nicht 
verweigern;  denn  der  Passivbeteiligte  macht  ihr  ja  keine  Offerte, 
sondern  er  weist  sie  an,  eine  früher  eingegangene  Verpflichtung 
zu  erfüllen.  Anderseits  steht  es,  —  auch  im  Gegensatz  zu  den 
gewöhnlichen  Giroanweisungen.  —  nicht  im  Belieben  des  Ausstel- 
lers der  gelben  ZetteL  die  Summe  festzustellen,  die  seinem  Konto 
abgeschrieben  werden  soll;  ebensowenig  kann  er  bestimmen,  wem 
zugeschrieben  werden  soll.  Die  Höhe  der  abzusehreibenden 
Summe  ergibt  sich  nämlich  aus  der  Abrechnung:  es  ist  der  Saldo 
des  betreffenden  Mitgliedes.  Also  nur  diese  Summe,  und  nicht 
etwa  eine  auf  der  Weisung  angegebene,  damit  nicht  übereinstim- 
mende Summe,  muß  die  Girobank  abschreiben.  Darauf  deutet 
auch  die  für  die  Anweisung  auf  den  Abrechnungsblättern  verwen- 
dete   Formel:    „Die  Schweizerische  Nationalbank    wird    ersucht. 

vorstehenden   Saldo  von  Fr usw.  gutzuschreiben.'' 

Das  Konto,  dem  zugeschrieben  werden  soll,  kann  auch  nicht 
beliebig  bestimmt  werden.  Die  Nationalbank  kann  nur  ersucht 
werden,  dem  Konto  der  Abrechnungsstelle  gutzuschreiben.  Einen 
anders  lautenden  Umschreibungsauftrag  braucht  sie  nicht  auszu- 
führen; das  ergibt  sich  schon  aus  dem  Inhalt  der  vorgedruckten 
Formulare  und  aus  den  Reglementen. 

Die  Bedeutung  der  gelben  Zettel  liegt  somit  nur  darin,  daß 
die  Girobank  durch  sie  die  Befugnis  erhält,  den  Passivsaldo  des 
betreffenden  Mitgliedes  von  dessen  Girokonto  abzuschreiben. 

Dadurch,  daß  der  Vorsteher  das  Abrechnungsblatt  des  Passiv- 
beteiligten unterzeichnet  und  es  ihm  zurückgibt,  bezeugt  er,  daß 


^ 


4' 


l 


i 


2«i)  Vgl.  Sehulthess,  Diss.,  S.  152  f. 
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alle  Abrechnungsblätter  übereinstimmen,  daß  also  der  Saldo  rich- 
tig sei.  Außerdem  bilden  die  vom  Vorsteher  unterzeichneten  Ab- 
rechnungsblätter in  den  Händen  ihrer  Aussteller  einen  Ausweis 
über  die  Summe,  die  sie  sich  an  dem  betreffenden  Tage  abschreiben 
ließen;  ferner  beweisen  sie,  daß  der  Aussteller  in  reglementari- 
scher Weise  an  der  Abrechnung  teilgenommen  hat.  Die  gelben 
Zettel  bezeugen,  nachdem  sie  visiert  worden  sind,  ebenfalls,  daß 
die  auf  ihnen  angegebene  Summe  mit  dem  Saldo  auf  dem  ent- 
sprechenden Abrechnungsblatt  übereinstimmt.  Vor  allem  besitzt 
die  Nationalbank  in  ihnen  dadurch,  daß  sie  die  Unterschrift  des 
Ausstellers  tragen,  einen  xlusweis  dafür,  daß  sie  berechtigt  war, 
die  darin  angegebene  Summe  dem  Konto  des  Ausstellers  abzu- 
schreiben. 

2.  D  i  e  b  1  a  u  e  n  Z  e  1 1  e  1.  Die  blauen  Zettel  haben,  wie 
die  gelben,  nur  eine  interne  Bedeutung.  Durch  sie  weist  der  mit 
einem  Aktivsaldo  an  der  Abrechnung  Beteiligte  die  Nationalbank 
an.  von  einem  fremden  Konto,  nämlich  demjenigen  der  Abrech- 
nungsstelle, eine  Summe  ab-  und  seinem  eigenen  Konto  gutzu- 
schreiben. Auf  Grund  des  Girovertrages  könnte  der  GirokuE.de 
nur  verlangen,  daß  die  Bank  seinem  eigenen  Konto  ab-  und  einem 
fremden  Konto  zuschreibe.  Durch  das  Abrechnungsüberein- 
komnien  wird  aber  die  Nationalbank  verpflichtet,  unter  gewissen 
Voraussetzungen  die  in  den  blauen  Zetteln  verlangten  Umschrei- 
bungen vorzunehmen.  Sie  muß  dies  nämlich  dann  tun,  wenn  die 
Abrechnung  stimmt,  und  wenn  ihr  mittels  der  gelben  Zettel  die 
Befugnis  erteilt  worden  ist,  die  Konti  der  Passivbeteiligten  in 
Höhe  ihrer  Saldi  zu  Gunsten  des  Kontos  der  Abrechnungsstelle  zu 
belasten.  Nötig  ist  dazu,  daß  die  Mitglieder  mit  Passivsaldo  ein 
genügendes  Giroguthaben  besitzen.  Auch  hier  ist  also  die  Aus- 
strcllung  und  Einreichung  der  blauen  Zettel  ohne  Bedeutung  für 
die  Verpflichtung  der  Nationalbank,  die  darin  verlangten  Gut- 
schriften vorzunehmen.  Auch  die  Höhe  der  ihm  gutzuschreiben- 
den Summe  kann  der  Aktivbeteiligte  nicht  nach  Belieben  fest- 
setzen; sie  ist  nämlich  gleich  dem  Saldo  des  betreffenden,  wie  er 
sich  aus  dem  Abrechnungsverfahren  ergibt.  Somit  stellen  auch 
die  blauen  Zettel  nur  eine  Weisung  des  Mitgliedes  mit  Aktiv- 
saldo an  die  Nationalbank  dar,  eine  schon  bestehende  Verpflich- 
tung zu  erfüllen. 

In  dem  Augenblicke  aber,  in  dem  das  Mitglied  diese  Weisung 
ausstellt,  weiß  es  noch  nicht,  ob  die  Voraussetzungen,  von  deren 
Vorhandensein  die  Annahmepflicht  der  Bank  abhängt,  schon  ein- 
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getreten  sind.  Indem  der  Vorsteher  die  Abreclnum^sblätter  unter- 
zeichnet, zurückgibt  und  die  Abrechnung  als  beendet  erklärt,  gibt 
er  die  Zusicherung,  daß  diese  Voraussetzungen  vorliegen,  daß  also 
die  Nationalbank  die  verlangten  Outschriften  vornehmen  werde.^*^^) 
Dadurch  erhält  der  Aussteller  einer  derartigen  Weisung  einen 
endgültigen  Anspruch  darauf,  daß  ilini  der  Bei  rag  seines  Aktiv- 
saldos auf  Girokonto  zugeschrieben  werde;  zugleich  bildet  das 
visierte  Abrechnungsblatt  nötigenfalls  ein  genügendes  Beweis- 
mittel für  die  Geltendmachung  seiner  Rechte.  -^^) 

Die  vom  Aktivbeteiliglen  unterschriebenen  blauen  Zettel,  die 
in  den  Händen  der  Nationalbank  bleiben,  bilden  für  sie  einen 
Ausweis  über  die  Buchungen,  die  sie  vorzunehmen  hatte.  Die 
darauf  sich  befindende  Unterschrift  des  Vorstehers  bezeugt,  daß 
die  dort  angegebene  Summe  mit  dem  Saldo  der  entsprechenden 
Abrechnungsblätter  übereinstimmt. 


§  17. 


Zusammenfassung  und  Folgerungen. 


I.    Zusammenfassung. 

In  den  Abrechnungsstellen  der  Schweiz.  Nationalbank  findet 
die  Abrechnung  unmittelbar  zwischen  den  Abrechnenden  statt. 
Jedes  Mitglied  erklärt  sich  damit  einverstanden,  daß  seine  sämt- 
lichen, zur  Abrechnung  gebrachten  Schulden  und  Forderungen 
aufgehoben  sein  sollen  (Art.  115  S.  0.  R.).  Die  Mitglieder  mit  Ak- 
tivsaldo machen  jedoch  das  Zustandekommen  dieser  Aufhebungs- 
verträge  davon  abhängig,  daß  ihnen  bei  der  Nationalbank  in  Höhe 
ihres  Saldos  ein  Guthaben  verschafft  werde.  Die  Mitglieder  mit 
Passivsaldo  verpflichten  sich  dagegen,  von  ihrem  Giroguthaben 
bei  der  Nationalbank  eine  Summe  in  Höhe  ihres  Saldos  zu  Gunsten 
der  Aktivbeteiligten  abschreiben  zu  lassen.  Da  die  Parteien 
während  des  eigentlichen  Abrechnungsverfahrens  in  keine  un- 
mittelbare Berührung  mehr  miteinander  kommen,  benutzen  sie  zur 


262)  Oben  s.  95  f. 

263)  Die  blauen  Zettel  werden  also  dadurch,  daB  der  Vorsteher  des  Abreehnongs- 
büros  sie  visiert,  nicht  etwa  zu  Giroanweisungen  des  Abrechnungsvereins,  durch  die 
dieser  die  Nationalbank  anweist,  von  seinem  eigenen  Konto  ab-  und  demjenigen  de» 
Aktivbeteiligten  zuzuschreiben.  Dies  ist  schon  deshalb  ausgeschlossen,  weil  der  Vor- 
steher nicht  Vertreter  des  Abrechnungsvereins  ist  (oben  S.  86).  Letzterer  tritt  also  auch 
zur  Ausgleichung  der  Schlußsaldi  nicht  zwischen  die  Parteien.  Das  Konto  der  Ab- 
rechnungsstelle ist  ein  totes  Konto  zu  buchungstechnischen  Zwecken  (oben  S.  85/86). 
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Uebermittlung  ihrer  Erklärungen  einen  Boten,  und  zwar  den  Vor- 
steher des  Abrechnungsbüros.  Durch  Uebergabe  der  Abrech- 
nungsblätter erklären  sie  diesem  ihren  Willen.  Indem  der  Vor- 
steher die  Abrechnungsblätter  auf  ihre  Uebereinstimmung  prüft, 
stellt  er  fest,  ob  die  Willenserklärungen  der  Parteien  sich  decken. 
Ist  dies  der  Fall,  dann  teilt  er  das  den  Vertragschließenden  bei 
Rückgabe  der  Abrechnungsblätter  mit;  gleichzeitig  gibt  er  ihnen 
die  Zusicherung,  daß  die  Nationalbank  die  Giroumschreibungen, 
von  denen  die  Abrechnenden  das  Zustandekommen  der  Auf- 
hebungsverträge abhängig  gemacht  haben,  vornehmen  werde  oder 
bereits  ausgeführt  liabe.  Der  Vorsteher  ist  nämlich  nicht  nur 
Leiter  des  Abrechnungsbüros;  er  ist  zugleich  Vertreter  der  Natio- 
nalbank in  ihrer  Eigenschaft  als  Bankier  aller  Abrechnenden.  Er 
nimmt  deshalb  die  Ueberweisungsaufträge  der  Skontranten  im 
Namen  der  Nationalbank  in  Empfang  und  zwar  gleichzeitig  mit 
den  Abrechnungsblättern.  Gestützt  auf  diese  Aufträge  werden 
die  Girokonti  der  Passivbeteiligten  in  Höhe  ihrer  Saldi  zu  Gunsten 
des  Kontos  der  Abrechnungsstelle  belastet.  Den  Girokonti  der 
Aktivbeteiligten  werden  dagegen  zu  Lasten  des  Kontos  der  Ab- 
rechnungsstelle ihren  Aktivsaldi  entsprechende  Summen  zuge- 
schrieben. Durch  diese  Umschreibungen  wird  die  Abrechnungs- 
stelle, d.  h.  der  Abrechnungsverein  tatsächlich  weder  berechtigt 
noch  verpflichtet;  denn  das  Konto  der  Abrechnungsstelle  ist  nur 
ein  fingiertes,  totes  Konto,  das  aus  buchungstechnischen  Gründen 
eingerichtet  worden  ist;  es  gleicht  sich  jeden  Tag,  sofern  die  Ab- 
rechnung zustande  kommt,  im  Debet  und  Kredit  aus. 

II.   Folgerungen. 

1.  Ungenügendes  Giroguthaben  eines  mit 
einem  Passiv  saldo  an  der  Abrechnung  Betei- 
ligten. Hat  ein  Mitglied,  das  mit  einem  Passivsaldo  an  der 
Abrechnung  beteiligt  ist,  kein  demselben  entsprechendes  verfüg- 
bares Giroguthaben  bei  der  Nationalbank,  dann  ist  diese  niclit  ver- 
pflichtet, die  von  diesem  Mitgliede  verlangten  Giroumschreibun- 
gen vorzunehmen.  Verweigert  sie  infolgedessen  die  Annahme  der 
Ueberweisungszettel,  dann  ist  die  Abrechnung  nicht  zustande  ge- 
kommen. Die  zur  Abrechnung  gebrachten  Beträge  gelten  als 
nicht  beglichen,  da  eine  Bedingung,  von  der  die  Abrechnenden  den 
Erlaß  ihrer  Forderungen  abhängig  gemacht  haben,  nicht  einge- 
treten ist. 

Im  Berliner  Abkommen  ist  vorgesehen,  daß  in  solchen  Falle ii 
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die  au  der  Abrechnung  beteiligten  Mitglieder  ohne  das  zahlungs- 
unfähige Mitglied  sofort  zu  einer  neuen  Schlußabrechnung  schrei- 
ten. Es  werden  darin  die  im  Vorverfahren  anerkannten  Papiere 
abgerechnet,  natürlich  mit  Ausschluß  derjenigen,  welche  von  dem 
zahlungsunfähigen  Mitgliede  und  auf  dasselbe  eingereicht  wurden. 
Für  die  Abrechnungsstellen  der  Schweiz.  Nationalbank  bestehen 
keine  derartigen  Bestimmungen.  Das  hindert  aber  nicht,  daß  auch 
hier  in  gleicher  Weise  vorgegangen  werden  kann;  denn  dadurch, 
daß  ein  Mitglied  die  Voraussetzungen  für  die  Beteiligung  an  der 
Abrechnung  nicht  erfüllt,  verwirkt  es  auch  das  Recht,  daran  teil- 
zunehmen, 

2.  Nachträgliche  Anfechtung  eines  zur  Ab- 
rechnung gebrachten  S  c  h  u  1  d  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  s.  Das 
Ergebnis  der  Abrechnung  wird  dadurch  nicht  berührt,  daß  ein  zur 
Abrechnung  gebrachtes  Papier  na<'hträglich  rechtsmässig  ange- 
fochten wird;  denn  tatsächlich  werden  nicht  die  einzelnen  kon- 
kreten Ansprüche,  die  den  Mitgliedern  ursprünglich  zugestanden 
haben,  abgerechnet,  sondern  es  gelangen  die  im  Vorverfahren  be- 
gründeten abstrakten  Forderungen  zur  Abrechnung.  Eine  An- 
fechtung der  ursprünglichen  Schuldverhältnisse  kann  deshalb  nur 
zu  Bereicherungsklagen  zwischen  den  Beteiligten  führen. 
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